
KOPF DER WOCHE

Neuer Chef im
Innenausschuss
Ansgar Heveling Nordrhein-Westfalen bleibt
Trumpf – jedenfalls im Bundestags-Innenaus-
schuss. Für den wegen der Griechenlandhilfen zu-

rückgetretenen Vorsit-
zenden Wolfgang
Bosbach wurde sein
rheinischer Lands-
mann und CDU-Par-
teifreund Ansgar He-
veling als Nachfolger
bestimmt. Die starke
CDU-Landesgruppe
Nordrhein-Westfalen
hatte darauf gepocht,
weiter den Chef des
wichtigen Innenaus-

schusses zu bestimmen, nachdem mögliche Kan-
didaten wie Clemens Binninger oder Patrick Sens-
burg aus dem Rennen gefallen waren. Dafür
musste Heveling aus dem Rechts- in den Innen-
ausschuss wechseln. Der 43-jährige Anwalt aus
Korschenbroich sitzt seit 2009 im Bundestag. Be-
kannt wurde Ansgar Heveling nach einem Zei-
tungsbeitrag 2012 zum Internet, in dem er der
Netzgemeinde einen naiven und gedankenlosen
Umgang mit Werten der bürgerlichen Gesellschaft
vorwarf und ihr prophezeite, sie werde „den
Kampf verlieren“. Ein bundesweiter Shitstorm
war die Folge. kru T
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ZAHL DER WOCHE

795
Millionen Menschen hungern weltweit laut UN-
Welthungerbericht, ein Achtel der Bevölkerung.
1990 hungerten eine Milliarde Menschen, da-
mals ein Viertel der Menschheit. Laut UN-Mille-
niumserklärung von 2000 soll die Zahl der Hun-
gernden von 1990 bis 2015 halbiert werden.

ZITAT DER WOCHE

»Es muss auch
mit Assad
gesprochen
werden.«
Angela Merkel (CDU), Bundeskanzlerin,
beim EU-Sondergipfel zur Flüchtlingskrise
über Syriens Staatschef
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Flucht und Verteilung
ENTWICKLUNG Mit neuen UN-Nachhaltigkeitszielen gegen die Flüchtlingskrisen der Zukunft

E
s war eine Woche der Entschei-
dungen in der Flüchtlingskrise
– in Brüssel wie in Berlin. Doch
so sehr die Ankunft von mehre-
ren Hundertausenden Flücht-
lingen allein in diesem Jahr in

Deutschland eine Herausforderung für
Bund, Länder und Kommunen sein mag: Al-
lein die Zahl von weltweit derzeit mehr als
60 Millionen Flüchtlingen mache deutlich,
dass man es nicht „allein mit einer deut-
schen Herausforderung, auch nicht allein
mit einer europäischen Herausforderung,
sondern mit einer globalen Herausforde-
rung“ zu tun habe, sagte Bundeskanzlerin
Angela Merkel (CDU) in ihrer Regierungser-
klärung am vergangenen Donnerstag.
Zunächst hatten sich Mitte der Woche die
Staats- und Regierungschefs nach wochen-
langem Ringen in Brüssel mehrheitlich –
aber nicht einstimmig – darauf geeinigt, we-
nigstens einen Teil der Flüchtlinge zwischen
den EU-Mitgliedstaaten zu verteilen, die seit
Monaten ihrer Heimat in den Krisenregio-
nen der Welt den Rücken kehren und Schutz
oder auch nur schlicht Perspektiven in
Europa suchen. Vergangenen Donnerstag
dann verständigten sich Bund und Länder
auf konkrete Schritte zur Bewältigung der
Flüchtlingskrise in Deutschland: Der Bund
will ab kommendem Jahr eine Pauschale
pro Flüchtling in Höhe von 670 Euro über-
nehmen und den Ländern in diesem Jahr
zusätzliche Mittel – etwa für den sozialen
Wohnungsbau – zu Verfügung stellen. Zu-
dem ist die Erweiterung der Liste der siche-
ren Herkunftsstaaten um Kosovo, Albanien
und Montenegro geplant. Am vergangenen
Wochenende ging es dann beim UN-Gipfel
zu den nachhaltigen Entwicklungszielen um
eine grundsätzliche Frage: Wie lässt sich die
enorme Ungleichverteilung des Wohlstands
und der Lebenschancen zwischen Nord und
Süd, wie der Raubbau des Menschen am
Planeten überwinden?
Flüchtlingskrise und Entwicklungszusam-
menarbeit – zwischen beiden Polen bewegte
sich die Debatte im Bundes-
tag zum informellen EU-
Gipfel am Vortag sowie zum
da noch bevorstehenden
UN-Gipfel für Nachhaltige
Entwicklung in New York.
Vor allem die Entwicklungs-
politiker führten immer wie-
der vor Augen, wie eng beide
Fragen zusammenhängen:
Claudia Roth (Grüne) be-
zeichnete das „beispielslose
Flüchtlingselend“ als Symp-
tom einer Welt, in der rund
80 Reiche so viel besitzen
würden wie rund 3,5 Milliarden Menschen –
ein Gefälle, aus dem sich für Heike Hänsel
(Die Linke) die Aufgabe einer „weltweiten
sozialen Umverteilung“ ergibt. Bärbel
Kofler (SPD) bewertete die neuen Nachhal-
tigkeitsziele explizit als Chance und Aufgabe,
„die Flucht von morgen zu vermeiden“. Und
auch für Sabine Weiss (CDU) waren die
Nachhaltigkeitsziele „Schlüssel für die lang-
fristige Vorbeugung von Flüchtlingskrisen“.

Umverteilung Merkel hatte zuvor in ihrer
Regierungserklärung davon gesprochen, dass
die auf EU-Ebene beschlossene Umvertei-
lung von Flüchtlingen nur ein Anfang sein
könne. Es müsse ein „dauerhaftes Verfahren
für eine faire Verteilung von Flüchtling“ ge-
funden werden, sagte Merkel. Die europa-
weite Lastenteilung könne auf Dauer nur
funktionieren, wenn es auch konsequente
Kontrollen an den EU-Außengrenzen gebe,
in Italien und Griechenland und gegebenen-
falls auch in Bulgarien.
Mit Blick auf das Treffen mit den Minister-
präsidenten der Bundesländer sagte Merkel,
dass es nicht nur um praktische Fragen wie
die Unterbringung von Flüchtlingen gehe,
sondern langfristig auch um die Eingliede-
rung in Deutschland. Flüchtlinge müssten
die Bereitschaft mitbringen, Regeln und
Werte zu respektieren, die das Grundgesetz
vorgibt und die Bereitschaft, die deutsche
Sprache zu lernen. Asylverfahren müssten
deutlich beschleunigt und die „notwendige
Rückführung“ nicht Asylberechtigter konse-
quenter durchgesetzt werden.

Merkel stellte zudem einen Zusammen-
hang zwischen Flüchtlingskrise und neuen
Nachhaltigskeitszielen her. Noch immer
lebten 1,3 Milliarden Menschen in extre-
mer Armut, 800 Millionen Menschen litten
Hunger. „Die Agenda 2030 kann deshalb
auch als globaler Plan für die Verringerung
von Fluchtursachen verstanden werden.“
Die Bundesregierung werde bis 2016 ihre
nationale Nachhaltigkeitsstrategie überar-
beiten, die dann aufzeige, wie Deutschland
diese Ziele umsetzen will. „Wir werden Mil-
liarden mehr für Entwicklungshilfe ausge-
ben“, sagte Merkel. Dazu gehöre auch die

Mobilisierung von privatem
Kapital. „Nur mit öffentli-
chen Mitteln werden wir
das nicht schaffen.“

Flächenbrand Die stellver-
tretende Fraktionsvorsitzen-
de der Linken, Sarah Wa-
genknecht, warf Merkel vor,
die westliche Mitverantwor-
tung für den Flächenbrand
im Nahen Osten auszu-
blenden: „Wer von Flücht-
lingen redet, der darf über
Kriege, Drohnenterror und

Waffengeschäfte nicht schweigen.“ Europa
trage zudem zu Fluchtursachen bei, etwa
indem die EU Entwicklungsländern Frei-
handelsabkommen diktiere, „die ihre
Landwirtschaft und ihre Industrie zerstö-
ren, die ihre Menschen arm und ihre Märk-
te zur Beute internationaler Konzerne ma-
chen“ würden.
Wagenknecht warnte davor, Flüchtlinge
und sozial Schwächere in Deutschland ge-
geneinander auszuspielen. „Nicht die
Wohlhabenden, sondern vor allem die Är-
meren werden betroffen sein, wenn zur Fi-
nanzierung von Integration andere Budgets

gekürzt werden.“ Wenn Mieten steigen und
Flüchtlinge zum Lohndumping miss-
braucht würden, wäre dies ein Boden für
rechtes Ressentiment: „Ist Ihnen, Frau Bun-
deskanzlerin, die schwarze Null wirklich so
heilig, dass Sie dafür in Kauf nehmen,
braune Nullen beim Stimmenfang zu un-
terstützen?“, fragte Wagenknecht.

Unsicherheiten Auch SPD-Fraktionschef
Thomas Oppermann konstatierte, dass es
angesichts des prognostizierten Zuzugs von
800.000 Flüchtlingen in diesem Jahr solche
Unsicherheiten gebe. „Diese Angst müssen
wir ernst nehmen.“
Deutschland sei anderer-
seits angesichts der demo-
graphischen Entwicklung
„auf Einwanderung drin-
gend angewiesen“. Flücht-
linge dürften jedoch nicht
„als billige Reservearmee für
den Arbeitsmarkt“ herhal-
ten. Genau dies wäre der
Weg, die Gesellschaft zu
spalten, sagte der Sozialde-
mokrat. Um die Wucht des
Flüchtlingszuzugs zu verrin-
gern, müssten vor allem die
Lebensbedingungen der Flüchtlinge in den
Nachbarstaaten Syriens verbessert werden.
Ebenso entscheidend seien die Bemühun-
gen um eine politische Lösung des Syrien-
Konflikts. Dabei werde man am syrischen
Regime nicht vorbeikommen. „Wir müssen
auch mit Assad reden, auch wenn das
schwerfällt“, sagte Oppermann.
Anton Hofreiter, Fraktionsvorsitzender von
Bündnis 90/Die Grünen, warnte davor, als
Reaktion auf den Flüchtlingszuzug nun
Europa mit Zäunen wie im Falle Ungarns
abzuschotten. Die aktuelle Krise lehre,
„dass wir keine Wohlstandsinsel sind“, die

sich vom Rest der Welt abkoppeln könne.
„Scheitern wir an einer humanen Flücht-
lingspolitik, dann scheitert Europa.“ Dazu
zähle auch, dafür zu sorgen, „dass es siche-
re Wege nach Europa gibt und die Men-
schen nicht auf Schlepper angewiesen
sind“. Auch in der Entwicklungszusammen-
arbeit habe Deutschland Nachholbedarf:
Das Ziel, 0,7 Prozent des Bruttonational-
einkommens für die Entwicklungszusam-
menarbeit aufzubringen, habe die Bundes-
regierung noch immer nicht erreicht und
auch die mittelfristige Finanzplanung sehe
das nicht vor: „Es hilft nicht, hier nur darü-

ber zu sprechen, man muss
es auch durchziehen.“
Unionsfraktionschef Volker
Kauder (CDU) nannte die
Flüchtlingskrise die „wahr-
scheinlich größte Heraus-
forderung im Nachkriegs-
deutschland“. Dabei müsse
es darum gehen, jenen, die
hierbleiben könnten, eine
Perspektive zu geben, aber
auch jenen, die zum Bei-
spiel nicht asylberechtigt
sind oder aus einem als si-
cher eingestuften Her-

kunftsland kommen, zu sagen, „dass sie in
unserem Land keine Zukunft haben“. Es
helfe überdies nicht, Unsicherheiten in der
Bevölkerung auch noch zu bestätigen. „Wir
– Kommunen, Länder und die Bundesre-
gierung – haben die Kraft in diesem Land,
um dieses Problem zu lösen. Das ist die
Ansage, die wir machen müssen“, sagte
Kauder. Er nannte zudem den EU-Kompro-
miss zur Verteilung von Flüchtlingen einen
richtigen Schritt: Für die Größe der Aufgabe
sei das aber noch nicht groß genug. „Ich
möchte schon, dass die Menschen in unse-
rem Land von Europa nicht den Eindruck
haben: In kleinen Dingen ist Europa groß,
aber in den großen Dingen ist Europa
klein“, sagte er.
Im Anschluss an die Debatte überwies das
Plenum einen Entschließungsantrag der
Fraktion Die Linke (18/6083) sowie eine
Reihe von Anträgen der Fraktion Bündnis
90/Die Grünen in die Ausschüsse
(18/6045 bis 18/6061). Die Grünen for-
mulieren darin Forderungen für die ver-
schiedensten Felder – von Arbeit und So-
ziales bis Recht und Verbraucherschutz –,
die sich aus ihrer Sicht aus den 17 UN-
Nachhaltigkeitszielen für die deutsche Po-
litik ableiten. Alexander Heinrich T

Die Stadt Homs in Syrien im Frühjahr 2015. Knapp zwölf Millionen Menschen sind inner- und außerhalb des Landes auf der Flucht. Sie fliehen vor Angriffen der syrischen Armee,
vor dem Terror des „Islamischen Staates“ und vor den immer düsterer werdenden Aussichten nach vier Jahren Krieg. © picture-alliance/dpa

EDITORIAL

Frage des
Anstands

VON JÖRG BIALLAS

Die Welt ist in Schieflage geraten. Millionen
und Abermillionen fliehen vor Krieg, Hunger
und Elend aus ihrer Heimat. Ständiger Beglei-
ter ist die Angst vor der Zukunft. Das bisschen
Hoffnung auf eine bessere Zeit in der Fremde
wird täglich aufs Neue von Perspektivlosigkeit
attackiert. Sie haben Ziele vor Augen, die sie
nur vom Hörensagen kennen: Deutschland,
Schweden, England. Dort, heißt es, wird ihnen
geholfen, gibt es Essen, Kleidung, ein Dach
über dem Kopf, Schulen für die Kinder. Und
später Arbeit oder einen Studienplatz. Sie wer-
den ein Leben in Freiheit und Sicherheit führen
können, irgendwann. Hoffentlich.
Für viele, die die Strapazen und Gefahren der
Flucht überleben und eines der gelobten Län-
der erreichen, erfüllen sich die Träume. Andere
bezahlen die Reise in die Ungewissheit mit
dem Leben oder werden zurückgeschickt, weil
sie die Voraussetzungen für politisches Asyl
nicht erfüllen. Wenn die Migranten in Deutsch-
land stranden, wird ihnen große Hilfe zuteil.
Das verdient Anerkennung für jene, denen das
Schicksal dieser Menschen nicht egal ist.
Wir können das schaffen, sagte Bundeskanzle-
rin Angela Merkel (CDU) über die Herausforde-
rungen, die aus dem Flüchtlingsstrom erwach-
sen. Dafür hat sie nicht nur Beifall geerntet.
Wir können das schaffen? Ja, gewiss, aber wir
müssen es auch schaffen wollen. Denn das
Problem ist keineswegs zuvorderst ein finan-
zielles, sondern ein emotionales. Ein wachsen-
der Teil der Bevölkerung betrachtet die Ent-
wicklung mit Sorge. Es muss gelingen, diese
Menschen zu überzeugen, dass Migranten un-
ser gesellschaftliches Gefüge nicht bedrohen,
sondern bereichern können. Andernfalls wer-
den die Skeptiker zunehmend zur Beute ver-
wirrter Rattenfänger, die das Problem ver-
schärfen, indem sie feige Flüchtlingsunterkünf-
te in Brand setzen und auch noch glauben, sie
erwiesen der Allgemeinheit einen Dienst.
Die Flüchtlingskrise stellt nicht nur die Werte-
gemeinschaft der Europäischen Union auf eine
harte Probe. Sie führt auch vor Augen, wie er-
barmungslos uns die politischen, sozialen,
ökologischen und wirtschaftlichen Katastro-
phen anderer Nationen einholen. An vielen
dieser Probleme ist der wohlhabende Teil der
Welt nicht unschuldig. Es ist also nur recht und
billig, jetzt den Opfern solcher Entwicklungen
zu helfen. Wenn das vor Ort geschehen kann,
ist es gut. Wenn nicht, gebietet der Anstand,
Zuflucht zu gewähren. Trotz aller Belastung.

»Ich möchte
nicht, dass

Europa in kleinen
Dingen groß, in
großen Dingen
aber klein ist.«
Volker Kauder (CDU)

Weiterführende Links zu den
Themen dieser Seite finden
Sie in unserem E-Paper

Die Regierungschefs Tschechiens, Rumäniens, der Slowakei sowie Ungarns Premier Viktor Orban
(Mitte) stimmten gegen die Verteilung von Flüchtlingen innerhalb der EU. © picture-alliance/dpa

»Scheitern wir
an einer
humanen

Flüchtlingspolitik,
dann scheitert

Europa.«
Anton Hofreiter (Grüne)
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Der Entwicklungspolitiker: Jürgen Klimke

Um was bitte handelt es sich bei der „Post-2015-Agen-
da“ der Vereinten Nationen? Fettes Fragezeichen. Der
CDU-Abgeordnete Jürgen Klimke redet deshalb lieber
vom „Weltentwicklungsplan“. Und vor allem spricht

er gerne erst einmal über das südasiatische Bangladesch, Beispiel
eines neueren Ansatzes der Entwicklungspolitik.
Doch vorab blickt er zurück – die Zeiten der Entwicklungshilfe:
„Du armes Land hast Hunger, mach mal den Mund auf, der liebe
Onkel gibt dir was.“ Heute: „Wir sind gleichrangige Partner mit
unterschiedlichen Verantwortungen.“ Und: „Die Privatwirtschaft
ist mit im Boot“. Die Politik sage zu Recht: „Du deutsche Wirt-
schaft kannst das Land nicht länger ausbeuten, zu Billig-Löhnen
produzieren, wenn wir auf der anderen Seite Millionen an Ent-
wicklungsgeldern dorthin geben.“ Es müsse sozialverträglich pro-
duziert werden: vernünftiger Lohn, von den Auftraggebern garan-
tiert. Für Sozialleistungen stehe verpflichtend das Nehmerland ge-
rade. Durch mehr Transparenz bekämen auch die Verbraucher
mehr Verantwortung: Entscheidung für fair produzierte Waren, ge-
kennzeichnet durch entsprechende Label. Langfristig entstehe so
eine Partnerschaft auf Augenhöhe mit den Entwicklungsländern.
Die Menschen dort erhielten eine Perspektive: „Nicht schon in
zehn Jahren, aber meine Kinder werden das erleben.“
Diese aktuelle Strategie der nachhaltigen Unternehmensführung
(CSR – Corporate Social Responsibility) auf dem Textilsektor ist für
Klimke sozusagen die Post-2015-Agenda zum Anfassen – konkre-
ter Unterpunkt eines weit gefassten Ziele-Katalogs eben zur wei-

teren Entwicklung der Welt, unter den Kanzlerin Angela Merkel
(CDU) am Wochenende in New York die Unterschrift für Deutsch-
land gesetzt hat. Armut und Hunger zu beenden, zählt dazu;
Chancengleichheit bei Bildung und Lebensstandard – innerhalb
eines Landes und zwischen den Staaten, Menschenrechte durch-
setzen, nachhaltige Entwicklung von Ökonomie und Ökologie. Der
Bezug zum politischen Thema Nummer eins dieser Wochen liegt
auf der Hand: Die komplette Umsetzung der Ziele würde zu einem

Ende der Flüchtlingsströme führen. So sieht das auch Jürgen Klim-
ke. Frage indes: Sind das nicht Träume von einem Wolkenku-
ckucksheim? Der Abgeordnete mag das Wort nicht, will aber wohl
von „noch vielen Fragezeichen“ sprechen.
Zugleich verweist er auf den zurückliegenden Vorstoß von 2000,
die UN-Milleniumserklärung, die nicht ohne Erfolg geblieben sei:
Halbierung der extremen Armut und des Hungers, weltweiter Zu-

gang zu sauberem Wasser. Die aber in anderen Punkten noch er-
folglos blieb. Jürgen Klimke nennt den Bildungssektor oder die
Rolle der Frau. Die neue Offensive nun 15 Jahre später habe aus
den Fehlern gelernt, formuliere jetzt realistischere Ziele. Und nicht
zuletzt: „Den Entwicklungsländern wurde damals das Recht ge-
nommen, die Ziele zu setzen, die sie für richtig hielten“, sagt der
CDU-Abgeordnete. Jetzt hingegen würden „die Industriestaaten
in die Pflicht genommen“.
Klimke hat als Entwicklungspolitiker gelernt, dass immer wieder
von kleinem Schritt zu kleinem Schritt Erfolge zu verzeichnen sind.
Gleich 2002, als er erstmals in den Bundestag gewählt wurde,
suchte er sich dieses Betätigungsfeld. Als Hamburger sei er
schließlich der Weltwirtschaft besonders verbunden.
Aktuell amtiert der 67-Jährige als Obmann der CDU/CSU-Fraktion
im Ausschuss für wirtschaftliche Zusammenarbeit und Entwick-
lung und im Unterausschuss Vereinte Nationen, Internationale Or-
ganisationen und Globalisierung. Auch im Auswärtigen Ausschuss
ist er Mitglied. Angesprochen auf sein Faible für Außenpolitik ko-
kettiert er durchaus mit Hamburger Weltläufigkeit. Es handelt sich
natürlich auch um die Königsdisziplin der Bundespolitik. Und da
wollte er schon mitmischen, nachdem er vor seinem Wechsel in
den Bundestag 20 Jahre Mitglied der Hamburger Bürgerschaft
war. 1970, zwei Jahre nach seinem Abitur, war Klimke in die CDU
eingetreten, hatte dann Jura studiert. Als Beruf gibt er Journalist
an. Die PR-Agentur IC AG führt ihn als Vorstand und Mitinhaber
auf. Franz Ludwig Averdunk T

.....................................................................................................................................................

»Den Entwicklungsländern
wurde 2000 das Recht
genommen, die Ziele
zu setzen, die sie für

richtig hielten.«
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Die Krise als Chance
CONTRA Es fehlt an Europa und es fehlt an Union“,

hat Jean-Claude Juncker kürzlich geklagt.
Der EU-Kommissionspräsident bestätigte
damit all jene Schwarzseher, die im Streit

um die Verteilung von Flüchtlingen die Grundwer-
te der EU untergehen sehen. Ohne Solidarität, so
warnen sie, wird die Gemeinschaft zerbrechen.
Doch für einen Abgesang auf das große Projekt
gibt es keinen Grund. Die Krise ist der Normalzu-
stand Europas und hat die EU oft vorangebracht.
Die Finanzkrise hat den Konstruktionsfehler der
gemeinsamen Währung offen gelegt; deshalb sind
nun Schritte hin zu einer gemeinsamen Wirt-
schafts- und Finanzpolitik nötig. Die Flüchtlingskri-
se zeigt nun, dass trotz gemeinsamer Werte und
Gesetze viele EU-Staaten völlig unterschiedlich
mit Asylbewerbern umgehen, was gemeinsame
Standards nötig macht. Vor allem sollten die Deut-
schen in dieser Debatte das eigene Handeln nicht
absolut setzen. Sie haben allen Anlass, aus ihrer
Geschichte eine besondere Verpflichtung zur Ach-
tung der Menschenrechte abzuleiten.
Ein Recht, die eigene politische Kultur über die an-
derer europäischer Nationen zu stellen und von
ihnen Anpassung an deutsche Standards zu for-
dern, erwächst daraus freilich nicht. Die Bundesre-
publik hat sich ihr Selbstbewusstsein als Einwan-
derungsland über Jahrzehnte erarbeiten müssen,
schmerzhafte Lernprozesse gehörten dazu. Gerade
den jungen EU-Mitgliedern östlich von Deutsch-
land fehlt diese Erfahrung; sie fühlen sich vom
deutschen Öffnungskurs überfahren. Deshalb soll-
te man als Deutscher gerade dann über den eige-
nen Tellerrand schauen und europäische Realitä-
ten zur Kenntnis zu nehmen, wenn man nach ge-
meinsamen europäische Lösungen ruft.

Mehr zum Thema der Woche auf den Seiten 1 bis 5.
Kontakt: gastautor.das-parlament@bundestag.de

Hans Monath
»Der Tagesspiegel«,
Berlin
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GASTKOMMENTARE
ZERBRICHT DIE EU AN DER FLÜCHTLINGSKRISE?

Vertiefte Spaltung
PRO Erst lockt Ihr die Flüchtlinge an und dann

wollt Ihr sie zu uns schicken. So lautet im
Kern der Vorwurf, gegen den sich Deutsch-
land seit Wochen in der EU verteidigen

muss. Die Regierungen vieler Mitgliedsstaaten
sind überzeugt, dass Angela Merkel durch Worte
und Taten das Signal in die Welt geschickt hat,
Menschen aller Krisenregionen seien in Deutsch-
land willkommen. Das wird als wichtiger Grund
wahrgenommen, warum immer mehr Asylsuchen-
de nach Norden strömen und in den Durchgangs-
ländern auf dem Balkan Chaos auslösen. Man
kann diese Wahrnehmung für verzerrt und auch
kaltherzig halten, muss sie aber ernst nehmen.
Der Widerstand osteuropäischer Länder gegen die
EU-weite Verteilung von 120.000 Flüchtlingen ist
deshalb so hartnäckig, weil sie fürchten, dass dies
nur der Einstieg in eine generelle Quotenregelung
ist und sie künftig eine schnell wachsende Zahl
von Migranten aufnehmen müssen. Der Mehr-
heitsbeschluss, mit dem die Entscheidung nun fiel,
könnte die Spaltung der EU weiter vertiefen. Im
Gegensatz zu anderen Konflikten geht es in der
Flüchtlingskrise nicht nur um die Interessen, son-
dern um die Identität der Mitgliedsstaaten. Die
Bundesrepublik konnte sich nach und nach an ei-
ne wachsende Zahl von Menschen ausländischer
Herkunft gewöhnen und brauchte Jahrzehnte, um
sich als Einwanderungsland zu definieren. Die ost-
europäischen Länder, die sich erst vor 25 Jahren
einer Fremdherrschaft entledigt haben, werden
sich mehr als bisher für Einwanderer öffnen müs-
sen. Zwingt man sie aber jetzt, eine solche Ent-
wicklung im Zeitraffer nachzuholen, riskiert man
dort die Stärkung rechtspopulistischer und antieu-
ropäischer Parteien – und nicht zuletzt den Bruch
der Europäischen Union.

Joachim Riecker,
freier Journalist
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Kein anderes Thema schlägt derzeit
höhere Wellen als die Flüchtlingspolitik
– und es drängt sich der Eindruck auf,
die Entwicklungszusammenarbeit solle
mit der Bekämpfung der Fluchtursachen
nun die Kastanien aus dem Feuer holen.
Kann sie das denn?
Entwicklungszusammenarbeit wirkt lang-
fristig. Wenn man in Bildung und Gesund-
heit investiert, kann man natürlich nicht
von heute auf morgen Wunderdinge er-
warten. Aber hätten alle EU-Mitgliedstaa-
ten und eben auch Deutschland schon vor
Jahren mehr für das Ziel getan, 0,7 Pro-
zent des Bruttonationaleinkommens für
die Entwicklungszusammenarbeit bereit-
zustellen, dann glaube ich schon, dass
nicht alle, aber doch manche Konflikte
hätten vermieden werden können, die
jetzt die Menschen nach Europa treiben.
Es sind ja nicht nur Flüchtlinge aus Kriegs-
gebieten wie Syrien, sondern auch aus ei-
ner Reihe afrikanischer Länder, die wegen
Armut und fehlender Perspektiven ihre
Heimat verlassen. Europa und die interna-
tionale Gemeinschaft haben lange Zeit bei
der Nothilfe für die Syrien-Flüchtlinge ver-
sagt. Es ist skandalös, dass das UN-Flücht-
lingshilfswerk und das UN-Welternäh-
rungsprogramm finanziell nicht anständig
für ihre Arbeit in den Flüchtlingslagern
ausgestattet sind.

Bei den Millenniumsentwicklungszie-
len aus dem Jahr 2000 wurde einiges er-
reicht, vollständig umgesetzt sind sie
nicht. Warum gibt sich die Weltgemein-
schaft jetzt eine neue Agenda für „Sus-
tainable Development Goals“ (SDG) –
also für nachhaltige Entwicklungsziele?
Der Anteil der Hungernden an der Weltbe-
völkerung konnte mit den Millenniums-
zielen halbiert werden. Damit können wir
uns aber nicht zufrieden geben. Knapp ei-
ne Milliarde Menschen leben noch immer
in extremer Armut. Neu ist, dass sich jetzt
wohlhabendere und ärmere Länder auf ge-
meinsame Ziele verpflichten, was zu einer
insgesamt glaubwürdigeren Agenda führt.
Und diese listet eine ganze Reihe von
Punkten auf, die bei den Millenniumszie-
len kaum berücksichtigt waren: Steuerge-
rechtigkeit und gute Regierungsführung et-
wa, vor allem menschenwürdige Arbeit für
alle und die Verpflichtung auf ein inklusi-
ves, nachhaltiges und breitenwirksames
Wirtschaftswachstum.

Bisher haben wohlhabende Nationen
gezahlt, Entwicklung war etwas für ar-
me Nehmerländer. Mit den SDGs sollen
sich alle Länder verändern. Was bedeu-
tet das für Deutschland?
Wenn wir pro Kopf deutlich mehr CO2
verbrauchen als die meisten anderen,
dann ist das Auftrag für uns, noch mehr
für den Klima- und Umweltschutz zu tun.
Die neuen Entwicklungsziele geben uns
auch auf den Weg, etwas gegen die wach-
sende soziale Schere bei uns zu tun. Wir
sollten mit gutem Beispiel vorangehen, et-
wa Steuerbetrug und Steuerflucht stärker
bekämpfen und an einem gerechteren
Steuersystem arbeiten, zu dem Vermögen-
de wieder mehr beitragen. Nur so werden
wir das Entwicklungsziel erreichen, auch
bei uns die relative Armut zu halbieren.

Die Post-2015 Agenda umfasst
17 Haupt- und 169 Unterziele und lässt
eigentlich kein Politikfeld aus: Armuts-
bekämpfung, Bildung, Gesundheit, Was-
serversorgung, Artenschutz, Industriali-
sierung, Urbanisierung, Gleichstellung
von Mann und Frau, Rechtsstaatlichkeit.
Ist das Programm zu ambitioniert?
Ganz und gar nicht. Jedes dieser Unterzie-
le bringt die Chance, dass die Zivilgesell-
schaft, dass Nichtregierungsorganisatio-
nen, die ja auch in hohem Maße speziali-
siert sind, die politisch Verantwortlichen
daran konkret messen können.

Wie verbindlich sind all diese Ziele?
Wie soll überprüft werden, ob ein Land
daran arbeitet und sie umsetzt?
Das ist die entscheidende Frage, mit der der
Erfolg der SDGs steht und fällt. Sie sind nur
in dem Maße verbindlich, in dem das jewei-
lige Land sich dem Post-2015-Prozess ver-
pflichtet fühlt. Es sind keine Sanktionsmög-
lichkeiten vorgesehen. Es liegt an uns Parla-
mentariern, an der Zivilgesellschaft, an den
Medien, darauf zu drängen, dass die Regie-
rungen an der Umsetzung der Ziele arbei-
ten. Die EU hat sich jüngst verpflichtet, bis
2030 das 0,7 Prozent-Ziel zu erreichen. Das
ist ein Ziel, das eigentlich schon bis 2015
hätte erreicht werden sollen, deshalb ist das
kein Schritt, den man bejubeln kann. Ich

finde, das muss auf jeden Fall umgesetzt
werden, und zwar am besten verbindlich
und weit vor 2030.

Teilen Sie die Kritik, dass die Entwick-
lungszusammenarbeit ein Reparaturbe-
trieb sei, der wieder aufbaut, was man
auf anderen Politikfeldern zuvor eingeris-
sen hat?
Entwicklungszusammenarbeit bedeutet vor
allem Prävention und Vorbeugung. Bei vie-
len Konflikten ist zum Beispiel der Zugang
zu Land und Wasser ein ganz entscheiden-
der Faktor. Im Sudan etwa haben verschie-
dene Religionen und Ethnien einigermaßen
friedlich zusammengelebt, bevor durch Dür-
ren, auch durch den Klimawandel bedingt,

der Streit um Weideland ausbrach. Hinter
vielen Konflikten, die wir als ethnische oder
religiöse interpretieren, stecken eigentlich
solche Fragen und hier kann Entwicklungs-
politik ansetzen.

Sollten wir unsere Handelspolitik
überdenken?
Unsere Handelspolitik ist nicht kohärent, da
müssen wir noch viel verändern. Umstritten
ist im Augenblick beispielsweise das EU-
Freihandelsabkommen mit Westafrika. Hier
sind keinerlei Mechanismen vorgesehen, um
den Handel auch an ökologische und ar-
beitsrechtliche Bedingungen zu knüpfen.
Das bedeutet, dass diese Staaten auch wei-
terhin nicht die Kernarbeitsnormen der In-
ternationalen Arbeitsorganisation (ILO) be-
rücksichtigen müssen. Konkret werden also
auf den Kakaoplantagen weiterhin Kinder
schuften müssen und die Kakaobohnen
können ungehindert zollfrei in die EU ge-
langen. Für diese Generation der Kinderar-
beiter werden Perspektiven fehlen, was dann
wieder zu Konflikten und Flüchtlingskrisen
führen kann. Hier setzt übrigens aus ent-
wicklungspolitischer Sicht auch die Kritik
am transatlantischen Freihandelsabkommen
TTIP an: Solange nämlich darin nicht ver-
bindlich und sanktionierbar alle acht ILO-
Kernarbeitsnormen verankert werden, kön-
nen wir Indien und Vietnam, mit denen wir
auch Freihandelsabkommen anstreben,
schlecht sagen, dass sie sich solchen Nor-
men verpflichten sollen.

Warum sollten Länder, die auf dem
Sprung sind, sich jetzt Belehrungen von
uns anhören? Auch in Europa rauchten an-
derthalb Jahrhunderte die Schlote über
den Fabriken.
Es liegt im gemeinsamen Interesse, dass der
Klimawandel nicht weiter voranschreitet,
aber wir müssen uns als Industrienationen
in der Tat zu unserer besonderen Verantwor-
tung bekennen. Nichts anderes meint ja das
Prinzip der gemeinsamen aber geteilten Ver-
antwortung, auf das sich die Weltgemein-
schaft mit den neuen Entwicklungszielen
verpflichtet. Andererseits steht in vielen Län-
dern die soziale Frage völlig zu Recht auf der
Agenda und man sieht dort womöglich nicht
leichten Herzens ein, auf den Bau von Koh-
lekraftwerken zu verzichten, die für die Ent-
wicklung nötig wären. Deswegen müssen wir
ihnen substantiell dabei helfen, mit intelli-
genter Technik erneuerbare Energien erzeu-
gen zu können. Das darf aber nicht bedeu-
ten, dass sie uns lediglich teure Windkrafträ-
der oder Solaranlagen abkaufen und die
Wertschöpfung nur bei uns bleibt.

Müssen die Industrienationen ihren
Wohlstand stärker teilen, um ihn zu be-
wahren?
Wenn man mal beim 0,7-Prozent-Beispiel
bleibt, dann ergibt das bei 100 Euro
70 Cent. Das gefährdet unseren Wohlstand
nicht, im Gegenteil. Es würde uns teurer zu
stehen kommen, wenn wir bei der Entwick-
lungszusammenarbeit sparen. Es wäre ein
Gewinn für alle Seiten, wenn man mit den
SDGs überall auf dem Globus für men-
schenwürdige Arbeit und nachhaltiges Wirt-
schaften sorgt. Die Partnerländer sollen ih-
ren Weg finden und langfristig auf eigenen
Beinen stehen. Entwicklungszusammenar-
beit soll schließlich kein Dauerzustand sein.

Das Gespräch führte Alexander Heinrich.

Sascha Raabe (SPD) gehört dem Bundes-
tag seit 2002 an und ist Mitglied im

Ausschuss für wirtschaftliche Zusammen-
arbeit und Entwicklung.
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»Wir
müssen
mehr tun«
SASCHA RAABE Mit verbesserter
Entwicklungszusammenarbeit
lassen sich die Flüchtlingskrisen
von morgen vermeiden, sagt der
SPD-Politiker

Weiterführende Links zu den
Themen dieser Seite finden
Sie in unserem E-Paper
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Vorsätze für eine bessere Welt
2030-AGENDA Auch die reichen Industrienationen müssen sich an den neuen nachhaltigen Entwicklungszielen messen lassen

S
elbst in den wohlhabenden
USA leiden Kinder Hunger.
Zum Beispiel im Alleghany
County in North Carolina: Die
mächtigen Blue Ridge Moun-
tains und ausgedehnten Wälder

locken Touristen in die Gegend. Auf den
Farmen ziehen Wanderarbeiter aus Latein-
amerika Weihnachtsbäume und Kürbisse
groß. Schnellimbisse und Einzelhandel ge-
ben noch ein paar Leuten Arbeit – doch
darüber hinaus gibt es kaum Jobs. Schon
gar keine, von denen sich eine Familie er-
nähren ließe.
Sozialprogramme des Staates erreichen
nicht alle Bedürftigen, und so haben
knapp 30 Prozent der Kinder in Alleghany
County nicht ausreichend zu essen. Dabei
produzieren die USA mehr als genug Nah-
rungsmittel, um die eigene Bevölkerung
zu ernähren. Aber die Armen, selbst jene,
die Arbeit haben, können sie sich nicht
leisten.
Zum Glück gibt es in Alleghany Leute wie
Theresa March, die sich in ihrer Kirchenge-
meinde für die Hungrigen engagiert – so
wie zahlreiche andere Freiwillige auch. Je-
den Freitag gibt March Rucksäcke mit Es-
sensrationen für zwei Tage an Schulkinder
aus. So hilft sie ihnen übers Wochenende.
In den Ferien, wenn die Schulen keine
Gratismahlzeiten ausgeben, organisiert sie
die Verteilung zusätzlicher Nahrungsmit-
tel.
In Zukunft könnte der amerikanische
Staat aufgefordert sein, mehr für die
Hungrigen zu tun. Denn auch reiche In-
dustrieländer wie die USA müssen sich
künftig an den neuen nachhaltigen Ent-
wicklungszielen der Vereinten Nationen
messen lassen, die am Wochenende auf ei-
nem Sondergipfel der Vereinten Nationen
in New York offiziell verabschiedet wor-
den sind.
Das erste der Sustainable Development
Goals (SDGs) fordert von den Regierun-
gen, die Armut zu bekämpfen. Das zweite
verlangt entschlossenes Handeln gegen
den Hunger. Und Ziel Nummer zehn
schreibt den Mächtigen vor, etwas gegen
die soziale Ungleichheit zu tun – und
zwar im eigenen Land genauso wie gegen
die ungleichen Lebensverhältnisse zwi-
schen Entwicklungs- und Industrielän-
dern. Alle drei Ziele gelten auch für Alleg-
hany County.

Vernetzte Welt Es ist ein Paradigmenwech-
sel in mehrfacher Hinsicht: Während die
Millenniumsentwicklungsziele (MDGs),
die 2015 auslaufen, den Schwerpunkt auf
die Armutsbekämpfung in den Entwick-
lungsländern legten, bezieht der neue Ziel-
katalog auch ökologische Maßstäbe mit
ein. Er formuliert wirtschaftliche Ziele –
Wachstum, Arbeit für alle – ebenso wie po-
litische Rechte – zum Beispiel Zugang zur
Justiz. Und er gilt für alle Länder gleich, ar-
me wie wohlhabende Nationen gleicher-
maßen. Die Botschaft: In einer zunehmend
vernetzten Welt ist eine gute Entwicklung
nur partnerschaftlich möglich; und nur,
wenn man Ökologie, Wirtschaft und Sozia-
les zusammen denkt.

Vor 15 Jahren, als sich die Vereinten Na-
tionen ihre Milleniumsziele gaben, schien
das noch anders. Sechs der acht Milleni-
umsziele beschäftigten sich damals mit
dem Kampf gegen die Armut in den Ent-
wicklungsländern. Sie forderten: die Ar-
mut und den Hunger in der Welt von
1990 bis 2015 zu halbieren; eine Grund-
schulbildung für alle zu garantieren; die
Gleichstellung der Ge-
schlechter voranzubringen;
die Kindersterblichkeit zu
senken; die Gesundheits-
versorgung von Müttern zu
verbessern und schwere
Krankheiten wie Malaria
und AIDS zu bekämpfen.
Erst an siebter Stelle kam
die ökologische Nachhal-
tigkeit. Ziel acht schließ-
lich verlangte den Aufbau
einer weltweiten Entwick-
lungspartnerschaft.
Mit den Millenniumsent-
wicklungsszielen setzten sich die Vereinten
Nationen erstmals konkrete Entwicklungs-
ziele, die durch ein System von Indikato-
ren messbar gemacht wurden. Weil es nur
acht Ziele waren, schien das Ganze über-
schaubar und prägnant, und die Bedeu-
tung der Ziele war der Öffentlichkeit leicht
zu vermitteln. Weltweit mobilisierten die
Milleniumsziele die Bürger, Nichtregie-
rungsorganisationen, Stiftungen und die
Regierungen selbst. Prominente wie Bono,
Bob Geldof und Bill Gates engagierten
sich, in Deutschland warben Herbert Grö-
nemeyer und Benno Führmann. Der Ent-
wicklungspolitik gaben die MDGs eine
klare Richtung vor.
„Dies ist eine einzigartige Veranstaltung“,
sagte der damalige UN-Generalsekretär
Kofi Annan in seiner Eröffnungsrede, als
sich im September 2000 die Staats- und
Regierungschefs der Vereinten Nationen in
New York trafen, um die Millenniumsziele
zu verabschieden. „Eine einzigartige Chan-

ce. Und deshalb auch eine einzigartige
Verantwortung.“

Bilanz Und es scheint, als seien die Regie-
rungen ihrer Verantwortung gerecht ge-
worden. Die Millenniumsziele gelten als
Erfolg: Das erste Ziel, die Halbierung der
extremen Armut weltweit, wurde schon im
Jahr 2008 erreicht – freilich vor allem auf-

grund des wirtschaftlichen
Aufstiegs Chinas. Die Un-
terernährung sank, Kinder-
und Müttersterblichkeit
gingen stark zurück, und es
stieg die Zahl der Kinder,
die wenigstens eine Grund-
schule besuchten, ebenso
wie der Anteil der erwerbs-
tätigen Frauen.
Doch nicht überall zeigten
die Indikatoren Erfolge an.
In Afrika südlich der Saha-
ra beispielsweise sank der
Anteil der armen Haushal-

te nur um wenige Prozentpunkte, von 56
auf 48 Prozent – während weltweit die
Quote von 50 auf 14 Prozent zurückging.
Und wer genau hinschaut, findet auch vie-
le Gründe, die MDG-Indikatoren selbst zu
kritisieren. Zum Beispiel bei der Bildung:
Die bloße Zahl der eingeschulten Kinder
sagt nichts darüber aus, was sie tatsächlich
lernen – und ob sie am Ende einen Ab-
schluss erwerben, der ihnen eine gute
Grundlage bietet, ihren Lebensunterhalt
zu bestreiten.
Oder im Fall der Armutsgrenze: Als arm
gilt den Vereinten Nationen, wer täglich
weniger als 1,25 Dollar zur Verfügung hat.
Doch ein paar Cent mehr reichen oft auch
kaum zum Überleben. „1,25 Dollar zum
Leben, für Essen, Trinken, Wohnung, Hei-
zung, Gesundheit: Das ist absurd“, sagt
der Philosoph Thomas Pogge, Leiter des
Programms zur Globalen Gerechtigkeit an
der Universität Yale. Aus Pogges Sicht sank
die Zahl der Armen vor allem wegen des

globalen Wirtschaftswachstums, nicht so
sehr aus entwicklungspolitischen Grün-
den. Das Wachstum habe die Einkommen
generell steigen lassen, und davon hätten
eben auch die Armen etwas. „Sie würden
noch mehr profitieren, wenn sie an die-
sem Wachstum proportional beteiligt wür-
den“, sagt Pogge. „In Wirklichkeit aber ist
der Anteil der ärmeren Hälfte der Mensch-
heit am globalen Haus-
haltseinkommen ge-
schrumpft.“ So gesehen
hat sich die Armut in den
Jahren bis 2015 trotz der
Millenniumsziele noch
vergrößert.
Eine große politische An-
strengung der Mächtigen
der Welt? Mitnichten, sagt
Pogge: „Angestrengt hat
sich da niemand.“
Und während es im Kampf
gegen die Armut Fort-
schritte gab, litt die Um-
welt schwer. Der Kohlendioxidausstoß
stieg weltweit weiter an, Wälder wurden
gerodet, Tierarten starben aus. Im Juni
2012 beschlossen die Vereinten Nationen
deshalb auf ihrem Erdgipfel in Rio, dass
Nachhaltigkeitsziele an die Stelle der Mil-
lenniumsziele treten sollen, die Soziales,
Wirtschaft und Ökologie vereinen würden.

UN-Moderation Aber wie sollten die neu-
en Nachhaltigkeitsziele aussehen? Es dau-
erte drei Jahre, sich auf eine konkrete Liste
zu einigen. Nach dem Rio-Gipfel begann
eine intensive Diskussion zwischen Ent-
wicklungs- und Finanzexperten, hochran-
gigen, fachlich versierten Politikern, Um-
welt- und Entwicklungsorganisationen
weltweit – und selbstverständlich den Re-
gierungen selbst. Organisiert und koordi-
niert wurde die Debatte in verschiedenen
Gremien der UN. Und man bat die Bürger
um ihre Meinung, zum Beispiel im Kurz-
nachrichtendienst Twitter, wo die Diskus-
sion unter dem Hashtag #thefuturewewant
geführt wurde.
Am Ende standen 17 Ziele und 169 Unter-
ziele, die ambitionierter und umfassender
nicht sein könnten. Die Vereinten Natio-
nen beschlossen: die Armut in all ihren
Formen überall auszurotten; den Hunger
zu beenden und sich für eine nachhaltige
Landwirtschaft einzusetzen; die Gesund-
heitsversorgung für alle sicherzustellen;
ebenso eine inklusive, gute Bildung für al-
le, unabhängig vom sozialen Hintergrund
der Schüler; die Gleichheit der Geschlech-
ter zu erreichen und den Zugang zu Trink-
wasser und Sanitärversorgung zu garantie-
ren. Zu den Zielen gehören ebenso eine
verlässliche, bezahlbare und saubere Ener-
gieversorgung; die Vorgabe, das Wirt-
schaftswachstum zum Nutzen aller zu för-
dern, produktive, menschenwürdige Ar-
beitsplätze eingeschlossen; eine wider-
standsfähige Infrastruktur aufzubauen, In-
dustrialisierung und Innovation zu för-
dern und die Ungleichheit innerhalb und
zwischen Ländern zu reduzieren; Städte
menschen- und umweltfreundlich zu ma-
chen; nachhaltige Konsum- und Produkti-

onsmuster zu gewährleisten sowie den Kli-
mawandel und seine Folgen rasch und
entschieden zu bekämpfen. Die Meere
und andere Gewässer sollen geschützt und
ihre Ressourcen nachhaltig genutzt wer-
den; ebenso die Ökosysteme an Land;
friedliche Gesellschaften für alle sollen ge-
fördert werden, mit garantiertem Zugang
zur Justiz und verlässlichen Institutionen.

Und schließlich sollen die
Staaten für die finanziel-
len, technischen und statis-
tischen Grundlagen sorgen,
um die Ziele wirksam in
die Praxis umzusetzen.

Indikatoren Künftig soll
jeder Mitgliedsstaat der
Vereinten Nationen regel-
mäßig über seine Fort-
schritte und Defizite be-
richten. Welche Indikato-
ren dafür maßgeblich sein
werden, soll bis zum kom-

menden Frühjahr entschieden sein.
Unabhängig von den konkreten Maßzah-
len ist aber eines für die Industrieländer
jetzt schon klar: Nehmen sie die neuen
Ziele ernst, werden sie sich einschränken
müssen. Verbrauchten alle so viele Res-
sourcen wie sie, wäre unsere Erde schon
längst wüst und leer. Doch die Konsum-
und Produktionsweisen zu ändern, rührt
an die Grundlagen unseres Wirtschaftssys-

tems. Einfach wird es nicht.
Auf dem Milleniumsgipfel im Jahr 2000
sagte Kofi Annan: „Sie selbst sind die Ver-
einten Nationen. Es liegt in Ihrer Macht
und deshalb auch in Ihrer Verantwortung,
die Ziele zu erreichen, die Sie festgelegt
haben.“ Sanktionen für Länder, die ihre
Ziele verfehlen, gibt es nicht; so ist es
auch mit den neuen, nachhaltigen Ent-
wicklungszielen. Sie werden nur so gut
sein wie die Regierungen, die sie umset-
zen wollen, so gut wie die Institutionen,
die sie umsetzen können – und so gut wie
eine wachsame Öffentlichkeit, die Druck
auf die nachlässigen Staaten ausüben
kann.
In Alleghany County engagiert sich Theresa
March derweil weiter für hungrige Kinder.
Sie wirbt Freiwillige an, geht in Kirchen,
bittet dort um Geld. Eigentlich ist sie
schon lange in Pension, aber ihr Ehrenamt
ist zu ihrem neuen Vollzeitjob geworden.
„Mein Ziel ist es, alle zu versorgen“, sagt
Theresa. „Wir können den Teufelskreis der
Armut nur durchbrechen, indem wir die
Kinder erreichen.“ Alexandra Endres T

Die Autorin ist Redakteurin bei
„Zeit Online“

Die 2030-Agenda gibt wohlhabenden und ärmeren Ländern ambitionierte Ziele vor: Die Bekämpfung von Kinderarbeit, nachhaltige Urbanisierung, Ausbau der Gesundheitsvorsorge, Schutz der Ökosysteme, Abbau von sozialer Ungleichheit und die Verringerung von Treib-
hausgasen und Luftverschmutzung sind nur einige von ihnen. © picture-alliance/ZUMAPRESS.com (1)/Robert Harding (2)/Ton Koene (3)/NurPhoto (4)/Frank May (5)/Arved Gintenreiter (6)
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N
ach den heftigen Ausei-
nandersetzungen der ver-
gangenen Wochen haben
sich die EU-Mitgliedstaa-
ten auf erste gemeinsame
Schritte in der Flücht-

lingspolitik geeinigt. Zuerst überstimmte
am vergangenen Dienstag die Mehrheit der
Justiz- und Innenminister der EU vier ost-
europäische Länder und beschloss die Um-
verteilung von 120.000 Flüchtlingen, die
bisher in Griechenland und Italien unter-
gebracht sind. Einen Tag darauf brachten
die Staats- und Regierungschefs auf dem
EU-Sondergipfel in Brüssel finanzielle Hil-
fen zur Versorgung syrischer Flüchtlinge in
den Nachbarstaaten des Bürgerkriegslandes
auf den Weg und bekräftigten ihren Wil-
len, die Ursachen der Flüchtlingsströme
stärker zu bekämpfen.
Die Abstimmung zur Verteilung der Flücht-
linge hatte bei den unterlegenen Ungarn,
Rumänen, Tschechen und Slowaken gro-
ßen Unmut ausgelöst. Noch nie hat die EU
bei einem derart sensiblen Thema einen
Mehrheitsbeschluss gefasst. Der slowaki-
sche Ministerpräsident Robert Fico kündig-
te an, er riskiere lieber ein Vertragsverlet-
zungsverfahren, als ein solches „Diktat“ zu
akzeptieren. Der tschechische Präsident
Miloš Zeman hatte darauf gesetzt, dass die
Staats- und Regierungschefs den Beschluss
auf ihrem Gipfel rückgängig machen wür-
den, was aber nicht geschah.
Grundsätzlich ist in Europa ein Disput
ausgebrochen über die Reihenfolge der
Maßnahmen in der Flüchtlingskrise. Die
Osteuropäer halten eine Diskussion über
verbindliche Quoten für verfehlt, so lange
die Außengrenzen brüchig sind und
Flüchtlinge unkontrolliert nach Europa
strömen. „Wir müssen unsere Politik der
offenen Türen und Fenster korrigieren“,
forderte der aus Polen stammende EU-
Ratspräsident Donald Tusk nach dem In-
nenminister-Treffen und wies darauf hin,
dass in absehbarer Zeit noch mehr Flücht-
linge nach Europa kommen könnten. „Wir
reden von Millionen Flüchtlingen, die po-
tenziell Europa erreichen könnten, nicht
von Tausenden.“

Seitenhieb auf Berlin Ungarns Minister-
präsident Viktor Orban hatte der Bundes-
regierung in der Vergangenheit mehrfach
vorgeworfen, die Flüchtlingsströme durch
die Aufnahme von Syrern noch gefördert
zu haben, die laut Dublin-System eigent-
lich im Land der ersten Einreise hätten Asyl
beantragen müssen. Tusk nahm diesen
Punkt auf und unterstrich, dass sich die
Flüchtlinge „fast alle nach Europa eingela-
den fühlen“. Auch wenn er die Bundesre-
gierung nicht explizit erwähnte, galt dieser
Seitenhieb Berlin.
Doch auf dem EU-Gipfel ging es um mehr
als um die Quote. Die 28 Staats- und Re-
gierungschefs einigten sich auch darauf,
mindestens eine Milliarde Euro zusätzlich
für das Welternährungsprogramm der Ver-
einten Nationen bereitzustellen. Außer-
dem soll der Dialog mit der Türkei ver-
stärkt werden, das eine Schlüsselrolle in
den Bestrebungen spielt, die Flüchtlings-
ströme nach Europa zu regulieren. Bisher
lassen türkische Grenzpolizisten Flüchtlin-
ge ungehindert ausreisen und hindern
Schmuggler nicht an ihren Aktivitäten. Am
5. Oktober kommt der türkische Präsident
Recep Tayyip Erdogan nach Brüssel und
trifft Tusk und EU-Kommissionspräsident
Jean-Claude Juncker.
Die EU-Spitzen haben außerdem angekün-
digt, sich sowohl in Syrien als auch in Li-
byen für Frieden einsetzen zu wollen. Es
gehe darum, die internationalen Krisen zu
bewältigen, betonte Merkel und sprach
sich ausdrücklich dafür aus, auch mit dem
syrischen Diktator Baschar al-Assad zu

sprechen. Dies markiert eine Wende in der
Syrien-Politik des Westens.
Auch ihre Außengrenzen will die EU in Zu-
kunft besser sichern, etwa indem die Mit-
gliedstaaten die Grenzagentur Frontex mit
mehr Personal und Ausrüstung unterstüt-
zen. Bis November sollen zudem die soge-
nannten Hotspots in Griechenland und
Italien zur Registrierung von Flüchtlingen
ihre Arbeit aufnehmen, deren Aufbau geht
bisher nur schleppend vorangeht. In einem
zweiten Schritt sollen Flüchtlinge von die-
sen Hotspots in einen anderen EU-Staat
geschickt oder in ein Drittland zurückge-
führt werden.
Die Kanzlerin wertete den Ausgang des EU-
Gipfels als Beleg dafür, dass die Mitglied-
staaten die Flüchtlingskrise tatsächlich ge-
meinsam angehen wollen. Wie nötig das
ist, hatten erst Mitte September Bundes-
tagspräsident Norbert Lammert (CDU)
und seine Kollegen aus Italien, Frankreich
und Luxemburg in einer in Rom gemein-

sam unterzeichneten Erklärung betont: He-
rausforderungen wie die „größte Migrati-
ons- und Flüchtlingskrise seit dem Zweiten
Weltkrieg“ könnten nicht von den Mit-
gliedstaaten allein bewältigt werden, son-
dern nur durch eine stärkere und besser in-
tegrierte Europäische Union.
Doch die schwierigen Verhandlungen über
die künftige Gestaltung der europäischen
Flüchtlingspolitik gehen schon bald in die
nächste Runde – Mitte Oktober steht wie-
der ein EU-Gipfel zum Thema an.
Die Kommission bereitet schon weitere
konkrete Vorschläge vor. Im Dezember will
sie Maßnahmen für eine verstärkte Über-
wachung der Außengrenzen vorlegen. Im
März 2016 will sie aufzeigen, wie legale
Zuwanderungswege nach Europa eröffnet
werden können. Für den größten Streit
wird aber wohl der ebenfalls für März an-
gekündigte Vorschlag für einen dauerhaf-
ten Umverteilungsmechanismus mit einer
festen Quote sorgen. Sie soll die Bevölke-

rungszahl, das Bruttosozialprodukt und
die Arbeitslosenquote der Mitgliedstaaten
berücksichtigen. Einen Automatismus bei
der Flüchtlingsverteilung lehnt neben Un-
garn, Rumänien, Tschechien und der Slo-
wakei auch der größte osteuropäische Staat
der EU, Polen, entschieden ab. Bislang
sind all diese Länder für die meisten
Flüchtlinge lediglich Transitländer, nur we-
nige beantragen dort Asyl. Eine Dauer-
Quote würde für sie langfristig mehr
Flüchtlinge bedeuten.
Experten halten eine Abkehr vom bisher
praktizierten Dublin-System für dringend
notwendig, da es nicht für Flüchtlingsströ-
me dieses Ausmaßes konzipiert worden
sei. In den Augen von Ungarns Regierungs-
chef Viktor Orban hingegen ist die feste
Quote hingegen vor allem eines: „ver-
rückt“. Silke Wettach T

Die Autorin ist Korrespondentin der
Wirtschaftswoche in Brüssel.

EU-Kommissionschef Jean-Claude Juncker (links) fordert schon länger feste Verteilquoten in Europa. EU-Ratspräsident Donald Tusk
(rechts) wird dafür aber nicht nur in seinem Heimatland Polen viel Überzeugungsarbeit leisten müssen. © picture-alliance/AA

Zerreißprobe
für Europa

EUROPÄISCHE UNION Nach dem jüngsten Gipfel droht
neuer Streit. Vor allem die Pläne für eine feste Quote
zur Flüchtlingsverteilung drohen die EU zu entzweien

Einsatz gegen kriminelle Schlepper – zur Not auch mit Gewalt
BUNDESWEHREINSATZ Bis jetzt haben die Soldaten nur beobachtet und Flüchtlinge gerettet, nun sollen sie Schleuserschiffe anhalten und beschlagnahmen. Die Opposition ist skeptisch

Phase eins der Operation EUNAVFOR
MED darf wohl durchaus erfolgreich ge-
nannt werden. Insgesamt 8.030 Menschen
in Seenot wurden nach Angaben der Bun-
deswehr seit Beginn der Beteiligung deut-
scher Schiffe an der Seenotrettung im Mit-
telmeer am 7. Mai von deutschen Marine-
soldaten in Sicherheit gebracht. Menschen,
die zumeist skrupellosen Schleppern auf-
gesessen waren und für viel Geld auf über-
füllten, nicht hochseetauglichen Schiffen
den Weg nach Europa suchten und schei-
terten. Aufklärung und Informationsgewin-
nung über die Netzwerke von Schleusern
stehen in der ersten Phase der Operation
EUNAVFOR MED im Mittelpunkt. Mit
zwei Schiffen ist die Bundeswehr beteiligt,
mit der Fregatte „Schleswig-Holstein“ und
dem Versorgungsschiff „Werra“.
Nun soll Phase zwei folgen – ein deutlich
komplizierteres Unterfangen. Die interna-
tionalen Einsatzkräfte sollen Schlepper-
boote in den internationalen Gewässern
zwischen Libyen und Italien „anhalten
und durchsuchen, beschlagnahmen und
umleiten, wenn der Verdacht besteht, dass

sie für Menschenschmuggel oder Men-
schenhandel benutzt werden“, schreibt die
Bundesregierung in ihrem Antrag
(18/6013), der den Einsatz von bis zu 950
Bundeswehrsoldaten vorsieht.

Seenotrettung bleibt Während der ersten
Lesung am vergangenen Donnerstag war-
ben der Parlamentarische Staatssekretär im
Verteidigungsministerium, Ralf Brauksiepe
(CDU), ebenso wie Redner von Union und
SPD für die Ausweitung des Einsatzes. Ziel
der zweiten Phase sei es, die Bewegungs-
freiheit der Schleuser einzuschränken „und
damit ihr kriminelles und menschenver-
achtendes Geschäft schwieriger zu ma-
chen“, erklärte Brauksiepe und fügte hin-
zu: „Selbstverständlich wird die Seenotret-
tung weiterhin uneingeschränkt fortge-
setzt.“ Niels Annen (SPD) sah das ähnlich.
Es gehe im Grunde darum, fortzusetzen,
was in den vergangenen Monaten schon
getan worden sei. „Nämlich durch Präsenz
der deutschen Marine dafür zu sorgen, dass
Menschen aus Seenot gerettet werden.“
Omid Nouripour (Grüne) zeigte sich skep-
tisch. Wurden in den ersten zwei Monaten
des Einsatzes noch 6.000 Menschen geret-
tet, seien es in den folgenden zwei Mona-
ten nur noch 2.500 Menschen gewesen.
„Das zeigt, dass andere Dinge Priorität hat-
ten“, sagte er. Nach allem was zu hören sei,
sei es in erster Linie um Aufklärung und

nicht um Seenotrettung gegangen. „Das ist
eine Prioritätensetzung mit der wir nicht
leben können“, stellte Nouripour klar.
Ebenso wie sein Oppositionskollege Stefan
Liebich von der Linksfraktion warf er Uni-
on und SPD vor, lediglich Symptome statt
Ursachen zu bekämpfen.
Mit diesem Vorgehen, urteilte Liebich,
könne man nicht erfolgreich sein, denn:
„Wo Grenzen geschlossen sind, wird es im-
mer Versuche geben, sie zu überwinden.“

Mit der Absicht, Soldaten an diese Grenzen
zu schicken, stelle sich die Bundesregie-
rung gegen die Mehrheit der deutschen Be-
völkerung, urteilte er
Unredlich sei die Argumentation der Kolle-
gen, man bekämpfe nur Symptome, ent-
gegnete Niels Annen. „Diese Bundesregie-
rung bekämpft sowohl die Fluchtursachen
als auch die Auswirkungen.“ Als einer der
Fluchtursachen führte der SPD-Politiker
die katastrophale Situation in den Flücht-

lingslagern der Nachbarländer Syriens an.
Die Bundesregierung habe „Millionen
Euro an Extramitteln“ bereitgestellt und
setze sich in Brüssel dafür ein, „dass jetzt
eine Milliarde realisiert wird“. Im Übrigen
sei ihm klar, dass das Problem nicht allein
durch militärische Operationen der euro-
päischen Partner in den Griff zu bekom-
men sei. „Wir brauchen in Nordafrika wie-
der eine Staatlichkeit“, betonte Annen.

Stufe drei Auf Stufe zwei soll später auch
eine dritte Stufe drei der Operation EU-
NAVFOR MED folgen – der Einsatz auf
fremdem Territorium. Soll heißen, auf dem
Gebiet Libyens. Wenn es eine libysche Re-
gierung gebe, mit der man zusammenar-
beiten könne, werde man darüber nach-
denken, Stufe drei, „also einen konkreten
Einsatz vor der Küste Libyens“ einzuleiten,
sagte Jürgen Hardt (CDU). Schließlich ge-
he es darum, „den Flüchtlingen ein siche-
res Zuhause jenseits des Mittelmeers zu ge-
ben“, erklärte der Unionsabgeordnete.
„Wir müssen ihnen zusichern können,
dass ihrem Antrag auf Schutz vor politi-
scher Verfolgung im Einvernehmen mit der
libyschen Regierung entsprochen wird.“ So
könne vermieden werden, dass die Men-
schen nach Europa kommen, um dort ih-
ren Antrag zu stellen. Doch ist eine legiti-
me libysche Regierung ist Sicht? Hardt gab
sich zuversichtlich. Immerhin gebe es ei-

nen Friedensvertrag, der beiden konkurrie-
renden Parlamenten im Land vorliege.
Keine der beiden Regierungen sei jedoch
begeistert davon, dass „demnächst Schiffe
in Häfen versenkt werden sollen, bei de-
nen man tagsüber aus der Luft nicht sehen
kann, ob es ein Schlepper- oder ein Schleu-
serboot ist“, gab Omid Nouripour zu be-
denken. An Land gegen Schleuser vorzuge-
hen sei aus seiner Sicht auch keine Option,
die Unterstützung in Libyen finde. Ganz zu
schweigen davon, dass es dafür wohl kaum
das notwendige Mandat des UN-Sicher-
heitsrates geben werde, da die afrikani-
schen Vertreter dagegen seien.
Und dann ist da noch der fehlende Opera-
tionsplan für den Einsatz. „Aus irgendei-
nem Grund weigert sich die Bundesregie-
rung, uns den Plan zu zeigen“, beklagte
der Grünenpolitiker. Bleibe das so, könne
er seiner Fraktion, „bei aller Ablehnung
des Geschäftsmodells der Schlepper“, nur
empfehlen, das Mandat abzulehnen. Fritz
Felgentreu (SPD) zeigte Verständnis für die
Haltung Nouripours und verbreitete Opti-
mismus. „Seien Sie versichert: Bis zur Ab-
stimmung wird die Bundesregierung auch
in diesem Punkt ihre Hausaufgaben ge-
macht haben, sodass wir dann eine ver-
nünftige Beratungsgrundlage haben“. Die
Zeit ist allerdings knapp: Schon an diesem
Donnerstag soll über das Mandat entschie-
den werden. Götz Hausding T

Die Bundeswehr beteiligt sich seit Mai an der Seenotrettung im Mittelmeer. Seither hat
sie mehr als 8.000 Menschen in Seenot in Sicherheit gebracht. © picture-alliance/dpa
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Tabubruch soll zu neuer
Dynamik in Nahost führen
SYRIEN Mehrheit im Bundestag für Gespräche mit Assad

Mit Assad reden? Nachdem Russland mit
dem Ausbau seiner Militärbasis in Syrien
zu erkennen gegeben hat, dass es seinen
Verbündeten im Nahen Osten nicht fallen
lassen will, greift die Erkenntnis um sich,
dass Frieden in dem Land, wenn über-
haupt, nur mit dem syrischen Machthaber
Baschar al-Assad zu erreichen ist. Nicht nur
der türkische Präsident ist von seiner Posi-
tion abgerückt, Friedensverhandlungen
könne es erst nach einem Rücktritt Assads
geben. Auch Bundeskanzlerin Angela Mer-
kel (CDU) gab am Rande des EU-Sonder-
gipfels vergangenen Mitt-
woch in Brüssel zu Proto-
koll, dass für eine Lösung
des Konflikts mit vielen
Akteuren gesprochen wer-
den müsse, „auch mit As-
sad“.
Tags darauf war die Syrien-
Frage Thema einer Aktuel-
len Stunde im Bundestag.
„Neue Dynamik zur politi-
schen Lösung der Syrien-
krise nutzen“, lautete der
Titel der von den Koaliti-
onsfraktionen CDU/CSU
und SPD beantragten De-
batte. Die neue Dynamik wird insbesonde-
re in dem Abschluss des Atomabkommens
mit dem Iran gesehen, Bundesaußenminis-
ter Frank-Walter Steinmeier (SPD) hatte
darauf in letzter Zeit bereits mehrfach ver-
wiesen. Denn der Alewit Assad wird massiv
vom schiitischen Iran unterstützt, der eine
Dominanz des sunnitischen Islam in der
Region verhindern will. Mit dem Atomdeal
aber gibt es nun eine neue Gesprächs-
grundlage, die helfen könnte, auf Assad
einzuwirken. Dass das Atomabkommen
zudem unter Mithilfe Russlands zustande
gekommen ist, und dies zu einer Zeit er-
heblicher Spannungen zwischen Moskau
und den westlichen Staaten, ist ein weiterer
Aspekt dieser neuen Dynamik, auf die sich
die Koalitionsfraktionen beziehen. Die
neue Gesprächsbereitschaft zwischen den
USA und Russland, angefangen vom kürz-
lichen Treffen der beiden
Außenminister bis hin zum
für diesen Montag ange-
kündigten Präsidententref-
fen zwischen Barack Oba-
ma und Waldimir Putin,
bestärkt die Hoffnung, dass
etwas in Bewegung kom-
men könnte.
Der SPD-Abgeordnete Rolf
Mützenich wies in der Ak-
tuellen Stunde darauf hin,
dass die schrecklichen Er-
eignisse in Syrien nicht ein-
fach Schicksal seien: „Das
ist von Menschenhand ge-
macht, und deswegen kann der Mensch,
wenn er will, es auch verändern.“ Die Vo-
raussetzungen dafür hätten sich durch das
Atomabkommen mit dem Iran verbessert.
Es sei bei diesem Abkommen auch darum
gegangen, den Iran wieder zurückzuholen
in die internationale Gemeinschaft. Nun
müsse man den Iran daran messen, ob er
bereit sei, auf diejenigen Einfluss zu neh-
men, „die für das Blutvergießen in Syrien
verantwortlich sind“, sagte der SPD-Frakti-
onsvize. Er ermutige die Bundesregierung,
alles zu unternehmen, um im Rahmen der
UN in dieser Frage weiterzukommen.
Johann Wadephul (CDU) äußerte die Sor-
ge, dass das Prinzip der Schutzverantwor-

tung im internationalen Recht „seine
Glaubwürdigkeit verliert, wenn am Ende
die internationale Gemeinschaft einem
fünfjährigen Morden, Krieg, Fassbomben-
und Chemiewaffeneinsatz tatenlos zu-
sieht“. In Bezug auf Assad sagte Wadephul,
man müsse Realitäten anerkennen und
deshalb auch mit Machthabern verhan-
deln. Es dürfe jedoch nicht hingenommen
werden, „dass dieser Mensch am Ende
straflos davon kommt. So darf kein Ab-
kommen aussehen.“ Wadephuls Fraktions-
kollegin Elisabeth Motschmann nannte es

„unsere politische und mo-
ralische Pflicht, dem Töten
in Syrien endlich ein Ende
zu setzen“. Deshalb müsse
die Entschärfung dieser Kri-
se absolute Priorität haben.
Zwar stimme sie Außenmi-
nister Steinmeier zu, dass es
„mit Assad keine Zukunfts-
perspektive“ für Syrien ge-
be. Sie glaube aber auch,
dass es ohne ihn keinen
Waffenstillstand geben kön-
ne. „Deshalb muss man mit
ihm reden.“ Ebenso müsse
Russland einbezogen wer-

den, allerdings „ohne dadurch die Ukraine
aus den Augen zu verlieren“.
Für die Fraktion Die Linke erklärte es Wolf-
gang Gehrcke zum Ziel, „den Krieg, das
Morden und Töten in Syrien sofort zu stop-
pen. Wir sind bereit, alles andere diesem
Ziel unterzuordnen“. Er hoffe im übrigen,
dass sich alle Fraktionen darin einig seien,
„Syrien als nationalen Staat zu erhalten, sei-
ne säkulare Staatsverfassung zu retten und
diesen Staat in Gänze zu demokratisieren“.
Die USA und Russland müssten in die Kon-
fliktlösung unbedingt einbezogen werden,
aber auch Assad müsse zu einer solchen Ver-
handlungsgruppe gehören, ebenso die Op-
positionsgruppen, die bereit seien, auf Ge-
walt zu verzichten. Syrien brauche eine
Übergangsregierung unter Einbeziehung sol-
cher Gruppen und unter der Präsidentschaft
Assads, forderte Gehrcke. Was dann am En-

de stehe, sollten die Syrer
„durch freie Wahlen in ih-
rem Land in einem gewalt-
freien Umfeld selber ent-
scheiden“.
Anders sieht das die Frakti-
on Bündnis 90/Die Grü-
nen. Ihr außenpolitischer
Sprecher, Omid Nouripour,
betonte: „Wir können jetzt
nicht sagen: Wir haben
viereinhalb Jahre nichts ge-
macht, und jetzt, da die
Flüchtlinge zu uns kom-
men, paktieren wir mit
dem größten Mörder der

gesamten Region.“ Dies wäre „das falsches-
te Signal, das wir zurzeit aussenden kön-
nen“. Nouripours Fraktionskollegin Fran-
ziska Brantner hinterfragte außerdem die
Rolle Russlands im Syrien-Konflikt: „Mich
wundert es ein wenig, wie wir heute Russ-
land fast schon als Feuerlöscher feiern, der
jetzt kommt, während wir doch alle wis-
sen, dass Russland jahrelang der Brandbe-
schleuniger war und diesen Krieg mit ange-
feuert hat“. Sie erinnerte auch daran, dass
80 Prozent der zivilen Opfer Assads seien.
Er bombardiere die syrische Bevölkerung
nicht nur mit Fassbomben, sondern lasse
auch ganze Gebiete systematisch aushun-
gern, betonte Brantner. Peter Stützle T

»Assad muss
wie die USA
und Russland
zur Verhand-
lungsgruppe
gehören.«

Wolfgang Gehrcke (Linke)

»Man muss die
Realitäten

anerkennen
und auch mit
Machthabern
verhandeln.«

Johann Wadephul (CDU)
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Viele Flüchtlinge brauchen eine Psychotherapie
GESUNDHEIT Den schwer traumatisierten Asylbewerbern soll geholfen werden. Grünes Licht auch für die Gesundheitskarte

Wenn die Kriegsflüchtlinge aus dem Na-
hen Osten nach ihrer oft monatelangen
Odyssee durch halb Europa in Deutsch-
land ankommen, sind ihnen die lebensge-
fährlichen Strapazen oft noch anzusehen.
Müdigkeit, Hunger, Durst und allgemeine
Erschöpfung prägen viele Gesichter. Und
doch täuschen die Bilder über ein wesentli-
ches Problem hinweg: Psychologen schät-
zen, dass mindestens jeder zweite Flücht-
ling, der es hierhin geschafft hat, schwer
traumatisiert ist und psychologische Hilfe
braucht, Kinder wie Erwachsene. Die meis-
ten Flüchtlinge leiden unter einer posttrau-
matischen Belastungsstörung (PTBS) oder
Depressionen.
Die psychische Verarbeitung von Todes-
angst, Gewalt, Ausgrenzung, Isolation, Ver-
treibung, Folter, Vergewaltigung und Inhaf-
tierung, verbunden mit materiellem Ver-
lust, Hoffnungslosigkeit und einem nicht
zu unterschätzenden Kulturschock in der
Fremde ist schwierig und langwierig.
Flüchtlinge haben in Deutschland zu-
nächst aber kein Anrecht auf psychothera-
peutische Betreuung und sind meist ange-
wiesen auf Hilfen außerhalb der Regelver-
sorgung, wie sie etwa von den psychosozia-
len Behandlungszentren angeboten wer-
den. Die Bundesweite Arbeitsgemeinschaft
der psychosozialen Zentren für Flüchtlinge

und Folteropfer (BAFF) kooperiert unter
anderem mit Amnesty international, der
UNO-Flüchtlingshilfe, Wohlfahrtsverbän-
den sowie Ärzte- und Psychotherapeuten-
kammern. Unter ihrem Dach kümmern
sich bundesweit 26 psychosoziale Behand-
lungszentren mit speziell geschulten Psy-
chologen um die Opfer von Flucht und
Gewalt. Ihnen kommt dieser Tage eine be-
sondere Aufmerksamkeit zu.

Gesundheitskarte In der Aussprache über
einen Grünen-Antrag (18/6067) zur psy-
chosozialen Versorgung der Flüchtlinge
vergangenen Freitag im Bundestag waren
sich die Abgeordneten einig, dass auch die
gesundheitspolitische Dimension dieser
Flüchtlingskrise weit über alle bisherigen
Erfahrungen hinausgeht. Redner aller vier
Fraktionen machten deutlich, dass den
Flüchtlingen umfassend geholfen werden
muss, allerdings gibt es Streit um den rich-
tigen Weg. So ist die Ausgabe der Gesund-
heitskarte an Flüchtlinge zumindest in der
Unionsfraktion weiter umstritten.
Nach Ansicht der CSU birgt dieses Verfah-
ren einen zu großen Anreiz gerade für
Flüchtlinge aus dem Balkan. Emmi Zeul-
ner (CSU) referierte resolut die Parteilinie
und kündigte an, Bayern werde die Ge-
sundheitskarte für Flüchtlinge nicht ein-

führen. Beim Flüchtlingsgipfel in Berlin
tags zuvor hatten sich Bund und Länder
darauf verständigt, dass den Ländern frei-
gestellt sei, ob sie die Karte einführen. Mit
der Gesundheitskarte können Flüchtlinge
ohne Umweg über eine Behörde einen Arzt
aufsuchen. Die medizinischen Leistungen
bleiben aber eingeschränkt. Erst nach
15 Monaten Aufenthalt in Deutschland ha-
ben Asylbewerber dann Anspruch auf Leis-
tungen auf dem Niveau der Gesetzlichen
Krankenversicherung (GKV). Allerdings
soll die psychotherapeutische und psychi-
atrische Behandlung von Flüchtlingen
durch eine Änderung der Zulassungsver-
ordnung für Vertragsärzte verbessert wer-
den.
Wie Ute Bertram (CDU) erläuterte, sollen
die Zulassungsausschüsse dazu verpflichtet
werden, Ärzte, Psychotherapeuten und Ein-
richtungen wie die psychosozialen Zentren
auf Antrag zu ermächtigen, einen beson-
ders schutzbedürftigen Personenkreis zu
versorgen. Hier gehe es um Opfer von Fol-
ter und sexueller Gewalt. So könnten be-
gonnene Therapien der Akutversorgung
von Therapeuten auch dann fortgeführt
werden, wenn sie bislang nicht zugelassen
worden seien. Das sichere Kontinuität in
der Behandlung. Noch ungeklärt ist jedoch
das ständige Dolmetscher-Problem. Maria

Klein-Schmeink (Grüne) sprach sich dafür
aus, die psychosozialen Zentren finanziell
besser auszustatten. Es könne nicht sein,
dass so wichtige Stellen mit ihren speziali-
sierten Fachleuten vor allem von Spenden
abhängig seien.
Kathrin Vogler (Linke) begrüßte, dass die
Gesundheitskarte für Flüchtlinge nun doch
kommen solle, wenn auch zu spät und
nicht überall. Die Vorbehalte der CSU
nannte die Linken-Politikerin „zynisch, ab-
surd, unsinnig“.
Hilde Mattheis (SPD) mahnte: „Hinter al-
len Zahlen steht ein Mensch, mit all seinen
Ängsten, Bedürfnissen und Hoffnungen.“
Mit der Gesundheitskarte würden die Zu-
gänge erleichtert, nicht Leistungen ausge-
weitet. Dirk Heidenblut (SPD) ergänzte,
man dürfe Menschen in Not nicht mit Zu-
gangsbeschränkungen einfach vor der Tür
stehen lassen. Hier bestehe unzweifelhaft
sofortiger Handlungsbedarf. Ohne geeig-
nete Therapie drohten Flüchtlingen exorbi-
tante Folgeschäden. Claus Peter Kosfeld T
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S
ie sind die Schwächsten der
Schwachen: Flüchtlingskinder.
Nach Angaben der Weltflücht-
lingsorganisation (UNHCR)
sind von den derzeit weltweit
60 Millionen Flüchtlingen die

Hälfte Kinder – so viel wie seit Ende des
Zweiten Weltkriegs nicht mehr. In Europa
hat sich die Zahl der Flüchtlingskinder in
den vergangenen Monaten um 80 Prozent
erhöht, teilte das Kinderhilfswerk der Ver-
einten Nationen (Unicef) in der vergange-
nen Woche mit. Von Januar bis Juli hätten
bereits 133.000 Minderjährige in einem
europäischen Land einen Asylantrag ge-
stellt. Die meisten der Kinder stammten
aus Syrien, dem Irak und Afghanistan.
In einer besonders prekären Lage befinden
sich jene Kinder, die ohne Eltern, Verwand-
te oder andere erziehungsberechtige Er-
wachsene auf der Flucht sind. Ende 2014
befanden sich nach Angaben der Bundesre-
gierung rund 18.000 dieser unbegleiteten
minderjährigen Flüchtlinge in Deutsch-
land. Seit Anfang des Jahres seien insge-
samt 200.000 Kinder und Jugendliche als
Flüchtlinge nach Deutschland gekommen,
unter ihnen 22.000 unbegleitete Minder-
jährige, führte Bundesfamilienminister Ma-
nuela Schwesig (SPD) am vergangenen
Freitag im Bundestag aus. „Wir schätzen,
dass es im nächsten Jahr sogar 30.000 sein
werden.“ Diese Kinder hätten ein Recht auf
Bildung, Schutz, Versorgung und medizini-
sche Betreuung. Die Ministerin warb bei
den Parlamentariern deshalb eindringlich
dafür, den von ihr vorgelegten Gesetzent-

wurf (18/5921), mit dem die Versorgung
der Flüchtlingskinder gemäß der Kinder-
rechtskonvention der Vereinten Nationen
gesichert werden soll, möglichst schnell zu
verabschieden.
So sollen die Bundesländer dazu verpflich-
tet werden, unbegleitete Flüchtlingskinder
aufzunehmen und eine angemessene Be-
treuung, Unterkunft und Versorgung zu ge-
währleisten. Zudem sollen 16- bis 18-jäh-
rige Flüchtlinge im Asylrecht nicht länger
wie Erwachsene behandelt werden, son-
dern vorrangig unter das Kinder- und Ju-
gendhilferecht fallen.
Bislang ist eine Verteilung der Kinder wie
im Fall erwachsener Flüchtlinge auf das ge-
samte Bundesgebiet nicht möglich. Für die
Inobhutnahme sind jene Jugendämter zu-
ständig, in deren Bereich die Einreise der
Flüchtlingskinder registriert wurde. Aktuell
sind davon vor allem Ballungsräume wie
München, Berlin oder Hamburg am stärks-
ten betroffen. Doch in etlichen Jugendäm-
tern beziehungsweise örtlichen Trägern der
öffentlichen Jugendhilfe sind die Kapazi-
tätsgrenzen so weit überschritten, dass eine
dem Kindeswohl angemessene Unterbrin-
gung nicht mehr gewährleitet werden
kann.

Flüchtlingsgipfel Schwesig begrüßte in
der Debatte ausdrücklich die Ergebnisse
des Flüchtlingsgipfels zwischen der Bun-
desregierung und den Ministerpräsidenten
der Länder am vergangenen Donnerstag im
Kanzleramt. So sollen die Länder vom
Bund eine Pauschaule von 670 Euro pro

Flüchtling erhalten. Darüber hinaus will
der Bund die Länder mit weiteren 350 Mil-
lionen Euro bei der Unterbringung der
Flüchtlingskinder unterstützen. Zudem sei
verabredet worden, dass die in ihrem Etat
ursprünglich für das Betreuungsgeld vorge-
sehenen Mittel von einer Milliarde Euro in
den Ausbau der Kinderbetreuung fließen
sollen, sagte Schwesig. „Auch Kinder, die
zu uns kommen, können einen Kitaplatz
in Anspruch nehmen. Das ist wichtig, um
früh die deutsche Sprache zu lernen, um
unter Kindern zu sein, um Freunde zu fin-
den.“ Die Ministerin appellierte an die Par-
lamentarier, Flüchtlingskinder jedoch nicht
nur als „Kostenfaktor“ zu betrachten. „Da

kommen junge Menschen zu uns. Wenn
wir es gut machen, wenn sie die Chance
auf einen Schulabschluss, auf eine Berufs-
ausbildung und auf eine gute Begleitung
haben, dann sind das junge Staatsbürger
von morgen, auf die wir setzen.“

Kritik der Opposition Heftige Kritik am
vorgelegten Gesetzentwurf und an der
Flüchtlingspolitik der Bundesregierung ins-
gesamt übte der kinder- und jugendpoliti-
sche Sprecher der Linksfraktion, Norbert
Müller. Er könne im Entwurf nicht mehr
die Handschrift des Familienministeriums
erkennen. Durchgesetzt hätten sich die am
stärksten betroffenen Bundesländer und
das Bundesinnenministerium. Dies liege
auch daran, „weil innerhalb der Bundesre-
gierung nach wie vor ungeklärt zu sein
scheint, ob sie grundsätzlich eine flücht-
lingsfreundliche oder eine flüchtlingsab-
lehnende Politik fährt.“ Müller hielt der
Regierung vor, dass sie mit einer „total bü-
rokratischen“ Verteilung der Flüchtlings-
kinder nach dem Königsteiner Schlüssel
das Problem nicht in Griff bekommen wer-
de und auch nicht der UN-Kinderrechts-
konvention gerecht werde. „Die Kinder-
und Jugendhilfe steht schon jetzt in vielen
Teilen des Landes vor dem Kollaps, und
zwar nicht, weil wir Flüchtlingskinder auf-
nehmen, weil wir unbegleitete Minderjäh-
rige aufnehmen, sondern weil es eine chro-
nische Unterfinanzierung der sozialen In-
frastruktur seit Jahren gegeben hat“, argu-
mentierte Müller. Die in Aussicht gestellten
350 Millionen Euro für die Länder reichten

nicht aus, um die anstehenden Aufgaben
zu lösen. „Für einige Bundesländer reicht
das für etwa zehn Prozent des Mehrbedarf
in der Kinder- und Jugendhilfe aus.“
Etwas verhaltener fiel die Kritik von Bünd-
nis 90/Die Grünen aus. Immerhin sei der
Gesetzentwurf „deutlich besser als die ers-
ten Initiativen des Landes Bayern im Bun-
desrat. Darin war nämlich von einer Kin-
deswohlorientierung überhaupt nichts zu
merken“, sagte Katja Dörner. Die grüne Fa-
milienpolitikerin begrüßte
ausdrücklich, dass 16- bis
18-Jährige in ihren Asylver-
fahren nicht länger wie Er-
wachsene behandelt wer-
den sollen. Zudem sei es
sinnvoll, die Flüchtlings-
kinder nach anderen Krite-
rien als bisher auf Länder
und Kommunen zu vertei-
len. Dabei müsse allerdings
das Kindeswohl immer an
erster Stelle stehen. Dies
werde durch den Gesetz-
entwurf jedoch nicht in al-
len Punkten gewährleistet. So monieren
die Grünen in ihrem vorgelegten
(18/5932), dass die Überprüfung der Inte-
ressen und Bedürfnisse minderjähriger
Flüchtlinge nicht festgeschrieben sei, zu-
dem gebe es keine Standards für Beteili-
gungs- und Beschwerdeverfahren. Die Bun-
desregierung müsse gemeinsam mit den
Ländern und Kommunen ein Netzwerk
von Übersetzern und Therapeuten aufbau-
en. „Wir sprechen über Kinder und Flücht-

linge, die sich allein durch fremde Länder,
durch Kriege, durch Elend gekämpft haben
und die ihre Familien zurückgelassen ha-
ben. Die Vorstellung, dass man diese Kin-
der einfach an einen Ort verschieben kann,
wo gerade Platz ist und wo es Kapazitäten
gibt, ist illusionär.“
Vertreter der Koalitionsfraktionen wiesen
die Kritik der Opposition zurück. Der fa-
milienpolitische Sprecher der Unionsfrak-
tion, Marcus Weinberg (CDU), verteidigte

die geplante Verteilung der
Flüchtlingskinder. Länder,
die bislang nicht so viele
Kinder aufgenommen hät-
ten, aber über die entspre-
chenden Strukturen verfüg-
ten, müssten jetzt in die
Verantwortung genommen
werden. Das Gesetz müsse
zügig verabschiedet wer-
den. Er mahnte zugleich
an, Strukturen aufzubauen,
um die Flüchtlinge erfolg-
reich in Deutschland zu in-
tegrieren. „Sie werden in

zehn Jahren auch noch in Deutschland le-
ben“, sagte Weinberg. Auch die SPD-Abge-
ordnete Gülistan Yüksel sprach sich für ei-
ne schnelle Verabschiedung des Gesetzes
aus, um die Knotenpunkte, an denen die
Flüchtlinge ankommen , zu entlasten. Mit
dem Gesetz gelinge der schwierige Spagat
zwischen dem besonderen Schutzbedürf-
nis der Flüchtlingskinder und den berech-
tigten Forderungen der Länder und Kom-
munen. Alexander Weinlein T

Kinderzeichnungen in einem Flüchtlingsheim: Allein in diesem Jahr kamen 22.000 minderjährige Flüchtlinge ohne ihre Eltern oder Verwandte nach Deutschland. © picture-alliance/dpa

Allein auf
der Flucht
ASYLBEWERBER Die Bundesregierung
will die Unterbringung und Versorgung
von Minderjährigen gemäß der UN-Kin-
derrechtskonvention sichern. Die Oppo-
sition hält mahnt jedoch Nachbesse-
rungsbedarf an der Gesetzesvorlage an

Familienministerin Manuela Schwesig (SPD)
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»Wir sprechen
über Kinder,

die sich allein
durch Kriege,

gekämpft
haben.«

Katja Dörner (Grüne)
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KURZ NOTIERT

Linke scheitert mit Klage zu
Vermittlungsausschuss
Die Fraktion Die Linke ist vor dem Bun-
desverfassungsgericht mit einer Klage
gegen eine ihrer Auffassung nach unzu-
reichende Beteiligung im Vermittlungs-
ausschuss gescheitert. Der Grundsatz
der Spiegelbildlichkeit von Parlament
und Ausschüssen gelte nicht für Arbeits-
gruppen des Vermittlungsausschusses,
urteilten die Richter vergangene Woche
(Az.: 2 BvE 1/11). Die Fraktion hatte ge-
klagt, weil sie 2011 bei Verhandlungen
über die Hartz-IV-Sätze von einer Ar-
beitsgruppe und einer informellen Ge-
sprächsrunde ausgeschlossen war. sto T

Mutterschutz bleibt bei Rente
mit 63 unberücksichtigt

Zeiten des gesetzlich geregelten Mutter-
schutzes werden auch künftig nicht auf
die Wartezeit für eine abschlagsfreie
Rente für langjährig Versicherte (Rente
mit 63) angerechnet. Ein entsprechender
Gesetzentwurf (18/4107) der Linken, der
dieses durchsetzen sollte, erhielt in der
vergangenen Woche keine Mehrheit im
Bundestag. Ein zweiter Antrag der Lin-
ken (18/6043) für die Anerkennung der
Erziehungsleistungen von Adoptiveltern
bei der Mütterrente wurde an die Aus-
schüsse überwiesen. hau T

Geheimdienst-Befugnisse
sollen verlängert werden

In erster Lesung hat der Deutsche Bun-
destag vergangene Woche über den Ge-
setzentwurf der Bundesregierung „zur
Verlängerung der Befristung von Vor-
schriften nach den Terrorismusbekämp-
fungsgesetzen“ (18/5924) debattiert. Die
Vorlage sieht die Verlängerung von Rege-
lungen zur Terrorismusbekämpfung, die
derzeit bis Januar 2016 befristet sind, um
weitere fünf Jahre vor. Im Wesentlichen
geht es dabei laut Bundesregierung um
nachrichtendienstliche Befugnisse zur
Einholung von Auskünften bei Luftfahrt-
unternehmen, Kreditinstituten und Tele-
kommunikationsdiensten. sto T

Opposition: Betreuungsgeld
in Kitas investieren

Die Oppositionsfraktionen Die Linke und
Bündnis 90/Die Grünen fordern die Bun-
desregierung auf, die ursprünglich für
das vom Bundesverfassungsgericht ver-
worfene Betreuungsgeld vorgesehenen
Finanzmittel im Bundeshaushalt in den
Ausbau der Kindertagesbetreuung zu in-
vestieren. Über entsprechenden Anträge
der Linksfraktion (18/6041) und der Grü-
nen (18/6063) beriet der Bundestag in der
vergangenen Woche erstmals. Darin beto-
nen die beiden Fraktionen, dass die Ange-
bote frühkindlicher Bildung und Betreu-
ung ausgebaut werden müssten. aw T

Grüne wollen Schmerzensgeld
für Hinterbliebene

Die Grünen-Fraktion dringt auf eine ge-
setzliche Grundlage für ein Angehöri-
genschmerzensgeld. In einem Antrag,
(18/5099), über den der Bundestag ver-
gangene Woche erstmals beriet, fordert
die Fraktion unter anderem, „dass auch
den Hinterbliebenen ein eigener Schmer-
zensgeldanspruch gegen denjenigen zu-
steht, der den Tod eines nahen Angehöri-
gen schuldhaft herbeigeführt hat“. scr T

Linke für Aufnahme von
Kinderrechten ins Grundgesetz

Die Fraktion Die Linke will die Rechte
von Kindern und Jugendlichen bis zur
Vollendung des 18. Lebensjahres gemäß
der Kinderrechtskonvention der Verein-
ten Nationen im Grundgesetz verankern.
Einen entsprechenden Antrag (18/6042)
überwies der Bundestag am Freitag an
die zuständigen Ausschüsse. Zugleich
lehnte das Parlament mit der Koalitions-
mehrheit einen Antrag der Grünen-Frak-
tion (18/3151) ab, die „Partizipations-
rechte für Kinder und Jugendliche im de-
mografischen Wandel“ zu stärken. aw T

Immobilienfinanzierung soll
neu geregelt werden
Die Vergabe von Immobilienkrediten soll
umfassend neu geregelt werden. Das
sieht ein Gesetzentwurf der Bundesre-
gierung (18/5922) vor, der am Freitag
erstmals auf der Tagesordnung des Bun-
destags stand. Damit soll schwerpunkt-
mäßig die EU-„Wohnimmobilienkredit-
richtlinie“ umgesetzt werden. Sie führt
zu Änderungen im gesamten Prozess der
Immobilienkreditvergabe. scr T

Hospizgesetz beraten
GESUNDHEIT II Experten fordern einige Änderungen

Das Hospiz- und Palliativgesetz der Bun-
desregierung (18/5170) bringt nach An-
sicht von Gesundheits- und Sozialexperten
wichtige Fortschritte, sollte jedoch in eini-
gen Punkten geändert werden. Bei einer
Anhörung des Gesundheitsausschusses ver-
gangene Woche sowie in schriftlichen Stel-
lungnahmen äußerten Sachverständige die
Sorge, dass schwer kranke und sterbende
Patienten in Krankenhäusern und Pflege-
heimen bei der Versorgung benachteiligt
werden könnten. Nötig sei auf jeden Fall
mehr qualifiziertes Personal.
Der Gesetzentwurf zielt darauf ab, schwer
kranke und alte Menschen am Ende ihres
Lebens besser zu betreuen. Es sollen Anrei-
ze gesetzt werden zum flächendeckenden
Ausbau der Hospiz- und Palliativversor-
gung. Vorgesehen ist auch, den Mindestzu-
schuss der Krankenkassen für stationäre
Hospize anzuheben und somit einen hö-
heren Tagessatz je betreutem Versicherten
zu zahlen. Zudem sollen die Kassen künf-
tig 95 statt 90 Prozent der zuschussfähigen
Kosten der Hospize tragen.
Die Bundesärztekammer (BÄK) begrüßte
die Regelungen, kritisierte jedoch, dass die
Palliativversorgung im Krankenhaus und
der erhöhte Aufwand in stationären Pflege-
einrichtungen nicht ausreichend berück-
sichtige werde. Nahezu die Hälfte aller

Sterbefälle betreffe Kliniken, wobei die
meisten Sterbenden dort außerhalb einer
Palliativstation begleitet würden. Nur etwa
15 Prozent der Kliniken verfügen über Pal-
liativstationen.
Die Arbeiterwohlfahrt (AWO) gab zu be-
denken, dass immer mehr Menschen beim
Einzug in ein Heim bereits schwer pflege-
bedürftig seien. Eine gute Versorgung müs-
se alle Sterbeorte umfassen. Es müsse ver-
hindert werden, dass Menschen im Pflege-
heim schlechter gestellt seien als die im
Hospiz. Die Deutsche Stiftung Patienten-
schutz verlangte, auch Pflegeheimbewoh-
ner müssten einen Anspruch auf Hospiz-
leistungen erhalten.
Einige Experten sprachen sich dafür aus, in
Krankenhäusern neben einem Palliativbe-
auftragten auch multiprofessionelle Pallia-
tivdienste einzusetzen. Sachverständige er-
klärten zudem, dass die Betreuung schwer
kranker Kinder und Behinderter verbessert
werden müsse.
Der Sozialverband Deutschland (VdK) ver-
wies auf die ,,teilweise prekäre finanzielle
Situation stationärer Hospize“ und sprach
sich wie andere Verbände für eine Vollfi-
nanzierung aus. Mitberaten wurden Anträ-
ge der Fraktionen Die Linke (18/5202)
und Bündnis 90/Die Grünen (18/4563)
zum Ausbau der Palliativversorgung. pk T

Verbieten oder freigeben?
STERBEHILFE Experten sind sich uneins, ob und wie Sterbehilfe geregelt werden sollte

O
b Ethiker, Rechtswissen-
schaftler oder Mediziner:
In der Frage, ob und wie
Sterbehilfe geregelt wer-
den sollte, haben sich die
Vertreter der Professionen

bei einer Anhörung im Rechtsausschuss
des Bundestages vergangene Woche tief ge-
spalten gezeigt. Im Ergebnis verdeutlichte
die knapp fünfeinhalbstündige Veranstal-
tung, in der die zwölf Sachverständigen
fast 80 Fragen der Abgeordneten beantwor-
teten, dass sich im Hinblick auf die vier vor
der Sommerpause von fraktionsübergrei-
fenden Gruppen eingebrachten Gesetzent-
würfe zur Suizidbeihilfe zwei Lager unver-
söhnlich gegenüberstehen.
Im Grunde stünden „Verbieter“ gegen „Li-
beralisierer“, sagte die Medizinethikerin
Bettina Schöne-Seifert von der Westfäli-
schen Wilhelms-Universität Münster. Sie
selbst zählte sich zu den „Liberalisierern“.
Der Unterschied liege in der Frage, wie ein
wohlüberlegter, freiverantwortlicher Sui-
zidwunsch eines unheilbar Kranken beur-
teilt werde. Ein solcher Wunsch sei aus ih-
rer Sicht nicht zwingend „bedauerlich“
oder ein „Unglücksfall“. Folglich sei eine
Verbesserung des Zugangs zur Suizidbeihil-
fe ethisch gerechtfertigt und mit dem ärzt-
lichen Ethos vereinbar. Es reiche nicht, den
Patienten „auf dem Papier“ zu sagen, dass
sie zwar aus strafrechtlicher Sicht selbstbe-
stimmt über ihr Lebensende entscheiden
könnten, aber sie dann in „unmenschliche
Formen der Selbsttötung“ zu treiben.

In diese Richtung zielen sowohl der Grup-
penentwurf der Abgeordneten Peter Hintze
(CDU), Carola Reimann (SPD) und
105 weiteren Parlamentariern (18/5374)
als auch der Vorschlag von Renate Künast
(Bündnis 90/Die Grünen), Petra Sitte (Die
Linke) und 51 weiteren Abgeordneten
(18/5375). Hintze und Reimann wollen
Ärzten durch eine zivilrechtliche Regelung
unter bestimmten Bedingungen erlauben,
beim Suizid zu helfen. Damit sollen stan-
desrechtliche Regelungen gebrochen wer-
den, denn in vielen Landesärztekammern
ist dies Medizinern untersagt. Der Künast/
Sitte-Vorschlag will diese Verbote auch ab-
räumen und einen Rahmen für die organi-
sierte Sterbehilfe abstecken. Nur kommer-
zielle Sterbehilfe soll demnach unter Strafe
gestellt werden.

»Doppelte Intention« Eine andere Sicht
auf den Suizid als Schöne-Seifert vertrat
der frühere Ratsvorsitzende der Evangeli-
schen Kirche in Deutschland (EKD), Wolf-
gang Huber. Eine solche Entscheidung sei
zwar in Hinblick auf die Integrität der Per-
son und ihre Menschenwürde zu respektie-
ren, aber trotzdem moralisch zu bedauern.
Im Umgang mit einem Sterbewilligen sei
das Handeln eines Menschen daher mit
der „doppelten Intention“ versehen, einer-
seits ein solches Unglück zu verhindern,
andererseits die Integrität der Person zu
respektieren. Dass sich die Ärzteschaft
überwiegend gegen Suizidbeihilfe ent-
schieden habe, sei vor diesem Hintergrund

„ein gesellschaftlich begrüßenswerter Vor-
gang“. Es sei daher rechtsethisch problema-
tisch, die nicht verbotene Suizidbeihilfe ex-
plizit zu erlauben, da dadurch eine impli-
zite oder explizite Werbung für den Suizid
entstehe. Das dürfe nicht zugelassen wer-
den, argumentierte Huber, der sich zudem
für ein Verbot der geschäftsmäßigen Ster-
behilfe aussprach.
In diesem Kontext steht der Gesetzentwurf
von Michael Brand (CDU),
Kerstin Griese (SPD) und
208 weiteren Abgeordneten
(18/5373). Er sieht vor, ge-
schäftsmäßige Suizidassis-
tenz unter Strafe zu stellen.
Das beträfe sowohl die oh-
nehin umstrittenen Sterbe-
hilfevereine als auch Ärzte,
wenn sie Beihilfe quasi als
reguläre Behandlungsopti-
on anböten. Der Gesetzent-
wurf von Patrick Sensburg,
Thomas Dörflinger (beide
CDU) und 33 weiteren Ab-
geordneten (18/5376) sieht darüber hi-
naus vor, Suizidbeihilfe ganz allgemein
unter Strafe zu stellen.
Auch auf juristischer Ebene wurde kontro-
vers über die Entwürfe diskutiert. Gegen
ein strafbewehrtes Verbot der Beihilfe
sprach sich Eric Hilgendorf, Rechtswissen-
schaftler von der Alten Universität Würz-
burg, aus. Das Strafrecht drücke den Ge-
samtkonsens einer Gesellschaft aus. Es ge-
be aber in der Frage der Suizidbeihilfe kei-

nen Konsens. Zudem belaste eine straf-
rechtliche Regelung das Arzt-Patienten-Ver-
hältnis, auch auf den Palliativstationen.
Schon der Verdacht der Suizidbeihilfe kön-
ne die Staatsanwaltschaft auf den Plan ru-
fen, warnte Hilgendorf.
Ruth Rissing-van Saan, ehemals Vorsitzen-
de Richterin am Bundesgerichtshof, teilte
dieses „Drohszenario“ nicht. Eine straf-
rechtliche Regelung sei vielmehr geboten,

denn nicht immer könne
von einem freiverantwortli-
chen Verhalten Suizidwilli-
ger ausgegangen werden.
Das belege die Suizidfor-
schung. Daher bestehe ein
„legitimes Schutzinteresse“
der Allgemeinheit, übereil-
ten, unfreiwilligen Selbsttö-
tungen entgegenzuwirken.
Der Rechtswissenschaftler
Christian Hillgruber von
der Rheinischen Friedrich-
Wilhelms-Universität Bonn
sprach sich für ein Totalver-

bot aus. Die Autonomie des Einzelnen sei
nicht nur durch organisierte Suizidassis-
tenz bedroht, ihre „strukturelle Gefähr-
dung“ sei auch in Familien gegeben. Auch
dort müsse nicht jede Unterstützungshand-
lung von Selbstlosigkeit geleitet sein. Für
Grenzsituationen sehe die Rechtsordnung
Möglichkeiten vor, von einer Strafverfol-
gung abzusehen, sagt Hillgruber.
Kompetenzrechtliche Fragen beschäftigten
die Rechtswissenschaftler ebenfalls. So-

wohl Hillgruber als auch Steffen Augsberg
von der Justus-Liebig-Universität Gießen
bezweifelten, ob die Entwürfe von Hintze/
Reimann sowie Künast/Sitte überhaupt in
die Zuständigkeit des Bundesgesetzgebers
fielen. Dem widersprach Matthias Herde-
gen, ebenfalls von der Universität Bonn.
Zumindest der Hintze-Reimann-Entwurf
sei in dieser Hinsicht verfassungsrechtlich
unproblematisch.

Entscheidung offen Die Mediziner in der
Runde nahmen ebenfalls unterschiedliche
Positionen ein. Stephan Sahm, Palliativ-
mediziner und Medizinethiker aus Offen-
bach, sprach sich für eine restriktive Rege-
lung in der Brand/Griese-Variante aus. Im
Angesicht von Leid eine Ausnahme vom
Suizidbeihilfeverbot zu erwägen, sei eine
„Bankrotterklärung der Palliativmedizin“,
sagte er. Es gebe genügend Behandlungs-
möglichkeiten, auch wenn Leid nicht gänz-
lich aus der Welt geschafft werden könne.
Matthias Thöns, Palliativmediziner aus
Witten, sprach sich gegen ein Verbot aus:
„Es geht darum, dass Menschen wie ich
straffrei bleiben, wenn sie ihrem Gewissen
in diesen Ausnahmesituationen folgen“,
sagte er. Für seine Patienten wirke es Wun-
der, zu wissen, dass er ihnen im Zweifels-
fall helfen könne.
Welcher der vier Gesetzentwürfe sich
durchsetzen wird – wenn überhaupt –, gilt
als vollkommen offen. Die Entscheidung
soll im Bundestag in der ersten November-
woche fallen. Sören Christian Reimer T

Dürfen Mediziner beim Suizid helfen? Diese Frage wurde bei einer Anhörung im Bundestag kontrovers diskutiert. © picture-alliance/Sven Simon

»Das ist eine
Bankrott-
erklärung

der
Palliativ-
medizin.«

Stephan Sahm
Palliativmediziner

Neue Systematik in der Pflege
GESUNDHEIT I Demenzkranke sollen künftig besser versorgt werden

Die Opposition hatte bis zuletzt Zweifel,
dass ein solches Gesetz überhaupt kommt.
Nun ist der Gesetzentwurf tatsächlich da,
nach fast zehnjähriger Vorlaufzeit, wissen-
schaftlichen Studien und einem ersten
Pflegereformgesetz, das Anfang des Jahres
in Kraft getreten ist. Das zweite sogenannte
Pflegestärkungsgesetz (18/5926) hat vor al-
lem ein Ziel: Die Einführung eines neuen
Pflegebedürftigkeitsbegriffs, nachdem die
bisherige Begutachtung der Pflegefälle kei-
ne zufriedenstellende Lösung bot für die
zahlreichen Fälle von Demenz, die sich in
ihrer Variationsbreite von rein körperli-
chen Gebrechen so fundamental unter-
scheiden können.

Fünf Pflegegrade Mit dem Gesetz wird ei-
ne neue Systematik eingeführt, die mehr
Gerechtigkeit in die Pflege und praktische
Hilfe für Patienten und Angehörige brin-
gen soll. Künftig soll die Pflegebedürftig-
keit unabhängig davon ermittelt werden,
ob Patienten unter körperlichen oder geis-
tigen Einschränkungen leiden. Entschei-
dend ist der Grad der Selbstständigkeit im
Alltag. Aus bislang drei Pflegestufen wer-
den fünf Pflegegrade. Mit bis zu 500.000
neuen Anspruchsberechtigten wird in den
nächsten Jahren gerechnet. Finanziert wird
die Reform durch eine Anhebung des Pfle-

geversicherungsbeitrags um 0,2 Prozent-
punkte auf 2,55 Prozent (2,8 Prozent für
Kinderlose) zum Jahresbeginn 2017. Damit
stehen ab 2017 jährlich fünf Milliarden
Euro mehr für die Pflege bereit. Die Bei-
tragssätze sollen bis 2022 stabil bleiben.
Bei der ersten Lesung des Gesetzes am Frei-
tag sprach Bundesgesundheitsminister
Hermann Gröhe (CDU) von einem „gro-
ßen Fortschritt“. Die Pflege werde individu-
eller und zielgenau auch auf die Bedürfnis-
se von Demenzkranken ausgerichtet. Die
Leistungen setzten außerdem früher an.
Ziel sei, Pflege individueller zu gestalten
und Pflegebedürftige wie Angehörige bes-
ser zu beraten. Pflegende Angehörige er-
hielten Hilfestellung durch Absicherungen
in der Renten- und Arbeitslosenversiche-
rung. Gröhe verwies ferner auf den „umfas-
senden Bestandsschutz“ und die Überlei-
tung bisheriger Pflegefälle in das neue Sys-
tem. „Niemand wird schlechter gestellt“,
sagte er. Für die Pflegekräfte stünden besse-
re Arbeitsbedingungen in Aussicht und die
Pflegedokumentation werde von Bürokra-
tie entlastet. Mit dem neuen Pflegeberufe-
gesetz gehe eine Modernisierung einher.
Auch die SPD sieht in der Pflegereform ei-
ne bedeutende Verbesserung. Ihr Gesund-
heitsexperte Karl Lauterbach sprach von ei-
ner neuen Pflegephilosophie und einem

ganzheitlichen statt einem Reparaturan-
satz. „Wir stärken das, was jemand noch
kann, und wir reparieren nicht das, was er
nicht kann.“ Die Pflegereform sei zudem
vorbildlich paritätisch finanziert.
Die Opposition hielt der Regierung vor,
viel zu spät und nicht entschlossen genug
auf die immer größer werdenden Proble-
me in der Pflege zu reagieren. Pia Zimmer-
mann (Linke) sagte, die Einführung des
neuen Pflegebedürftigkeitsbegriffs sei über-
fällig. Pflegende Angehörige und professio-
nelle Pfleger seien finanziell wie körperlich
am Limit. Die in der Pflege gezahlten Löh-
ne seien alles andere als eine Anerkennung
der Leistung. Zimmermann forderte einen
Systemwechsel in der Finanzierung.

»Husarenritt« Elisabeth Scharfenberg
(Grüne) sagte, die Umsetzung des neuen
Pflegebegriffs als Herzstück aller Pflegere-
formen werde im „Husarenritt“ beschlos-
sen, ohne breite Debatte. In Höchstge-
schwindigkeit werde ein Pflegegesetz nach
dem anderen durch das Parlament gejagt.
Quantität bedeute aber nicht automatisch
Qualität. So stelle sich die Frage, woher das
Pflegepersonal kommen solle. Georg Nüß-
lein (CSU) entgegnete, die Reform werde
wohlüberlegt und zielgerichtet auf den
Weg gebracht. Claus Peter Kosfeld T
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Millionen für Integrationsbetriebe
SOZIALES Integrationsbetriebe werden in
diesem und in den kommenden zwei Jahren
mit insgesamt 150 Millionen Euro zusätzlich
gefördert. Die Zahl der dort angebotenen Ar-
beitsplätze soll um rund 4.500 steigen. Das
beschloss der Bundestag in der vergangenen
Woche durch die Annahme eines Antrags
(18/5377) von CDU/CSU und SPD zur Förde-
rung von Integrationsbetrieben. Diese zeich-
nen sich dadurch aus, dass sie über eine Quo-
tenregelung dauerhaft auf einem Großteil ih-
rer Arbeitsplätze (25 bis 50 Prozent) Menschen
mit Behinderungen beschäftigen. Für den An-
trag votierte auch Bündnis 90/Die Grünen. Die
Linke enthielt sich.
In dem Antrag fordern die Koalitionsfraktionen
auch, den Personenkreis der dort Beschäftig-
ten um langzeitarbeitslose Schwerbehinderte
zu erweitern und eine Öffnung für gesunde
Langzeitarbeitslose zu prüfen. Ferner sollen In-
tegrationsbetriebe bei der Vergabe öffentlicher
Aufträge besonders berücksichtigt werden und
die Betriebe in Inklusionsbetriebe umbenannt
werden.
Kerstin Tack (SPD) trat in der Debatte der Be-
fürchtung entgegen, dass es künftig zu einem
Verdrängungswettbewerb in den Betrieben
kommen könnte. Gesunde Langzeitarbeitslose

sollen nicht auf die Quote angerechnet wer-
den können, versicherte sie.
Katrin Werner (Die Linke) mahnte, die Betriebe
dürften nicht zum Verschiebebahnhof für Men-
schen werden, die vom ersten Arbeitsmarkt
ausgeschlossen seien. Sie forderte eine grund-
sätzliche Reform des Werkstattsystems. Es
könne nicht sein, dass die Beschäftigten dort
für einen Acht-Stunden-Tag nur rund 180 Euro
Lohn im Monat bekämen, sagte sie.
Uwe Schummer (CDU) kündigte an, die Bun-
desregierung werde im Rahmen des Bundes-
teilhabegesetzes die Förderung eines inklusi-
ven Arbeitsmarktes weiter voranbringen. „Da-
für brauchen wir eine Informationskampagne,
die das Potenzial dieser Menschen stärker be-
tont“, sagte er in Anspielung auf das vielerorts
vorhandene Unwissen über die Fördermöglich-
keiten für Betriebe.
Corinna Rüffer (Bündnis 90/Die Grünen) be-
tonte, der Beschluss sei gut aber noch lange
kein Meilenstein und die Frage eines inklusi-
ven Arbeitsmarktes sei mit zusätzlichen Plätze
in den Integrationsbetrieben nicht gelöst. Nö-
tig sei eine dauerhafte Finanzierung. Außer-
dem müsse es darum gehen, die Werkstätten
als Baustein eines inklusiven Arbeitsmarktes
insgesamt umzubauen, forderte sie. che T

AUS PLENUM UND AUSSCHÜSSEN

Oppositionsvorstöße abgelehnt
ARBEIT Es nützte nichts: All die von der Frak-
tion Die Linke vorgetragenen Zahlen zum An-
stieg der befristeten Beschäftigung konnten
die Koalitionsfraktionen nicht umstimmen: Mit
deren Stimmen und gegen die Stimmen von
Linken und Bündnis 90/Die Grünen lehnte der
Bundestag in der vergangenen Woche einen
Antrag (18/1874) ab, in dem die Linken gefor-
dert hatten, die sachgrundlose Befristung von
Arbeitsverträgen abzuschaffen. Der zweite An-
trag für ein Ende von Kettenbefristungen
(18/4098) wurde zur Beratung an die Aus-
schüsse überwiesen.
Klaus Ernst (Die Linke) begründete die Initiati-
ven seiner Fraktion mit der steigenden Zahl
befristeter Arbeitsverträge. Heute gebe es drei
Mal so viele befristete Jobs wie vor 20 Jahren,
beklagte er und kritisierte, dass befristete Ar-
beitsverträge von den Firmen dazu genutzt
würden, um Dauerarbeitsplätze abzubauen
und den Kündigungsschutz zu umgehen.
Die von den Linken konstatierte Schieflage
konnte Wilfried Oellers (CDU) nicht erkennen.
Die Zahlen des Statistischen Bundesamtes
zeigten, dass bei den Kernerwerbstätigen (oh-
ne Auszubildende) nur 6,9 Prozent befristet
beschäftigt seien. Dies sei der niedrigste Stand
seit 1991, rechnete Oellers vor. „Sie betreiben

hier Panikmache, denn das unbefristete Ar-
beitsverhältnis ist schon jetzt die Regel“, so
Oellers. Natürlich müsse man auf einzelne
Missbrauchsfälle reagieren, dies sei aber Sa-
che der Gerichte. „Befristete Arbeitsverhältnis-
se sind unverzichtbar, um auf eine veränderte
wirtschaftliche Lage flexibel reagieren zu kön-
nen“, betonte der CDU-Politiker.
Das wollte Beate Müller-Gemmeke (Bündnis
90/Die Grünen) auch gar nicht abstreiten. Den-
noch bräuchten die Beschäftigten ein gewis-
sen Maß an Sicherheit und diese Balance feh-
le. „Befristungen sind und bleiben ein Pro-
blem“, sagte sie. Denn sie gingen einher mit
unsicherer Lebensplanung, geringerem Ver-
dienst und ermöglichten kaum Aufstiegs- und
Weiterbildungschancen.
Gabriele Hiller-Ohm (SPD) betonte: „Wir alle
kennen die Fakten, die haben sich seit der letz-
ten Debatte kaum verändert.“ Gleichwohl dür-
fe man sich nicht zurücklehnen. Es sei falsch,
dass die Hälfte der Neueinstellungen nur be-
fristet erfolge. Auch die SPD wolle sachgrund-
lose Befristungen abschaffen. „In einer Koaliti-
on ist man jedoch zu Kompromissen verdon-
nert und hier müssen wir in den sauren Apfel
beißen“, schob Hiller-Ohm den schwarzen Pe-
ter an die Unionsfraktion. Claudia Heine T

Gleichstellung von Lebenspartnern
RECHT Eingetragene Lebenspartnerschaften
sollen in zahlreichen Vorschriften des Zivil-
und Verfahrensrechts sowie des sonstigen öf-
fentlichen Rechts Ehen gleichgestellt werden.
Das sieht ein Gesetzentwurf der Bundesregie-
rung (18/5901) vor, der vergangene Woche
erstmals im Deutschen Bundestag beraten
wurde.
Mit dem Entwurf „kommen wir auf dem Weg
der vollständigen Gleichstellung der Lebens-
partnerschaft mit der Ehe ein Stück weiter“,
sagte Christian Lange (SPD). Der Parlamentari-
sche Staatssekretär beim Bundesjustizminister
betonte, dass neben redaktionellen Anpassun-
gen auch Änderungen, die „sehr große prakti-
sche Auswirkung entfalten“, in dem Entwurf
enthalten seien. So könnten sich nach dem
Entwurf gleichgeschlechtliche Partner künftig
ein Äquivalent zum Ehefähigkeitszeugnis aus-
stellen lassen, wenn sie planten, im Ausland
eine Lebenspartnerschaft oder Ehe einzuge-
hen. Zudem werde im Mietrecht geregelt, dass
nach dem Tod des Mieters dessen Lebenspart-
ner ein vorrangiges Eintrittsrecht in das Miet-
verhältnis zustehe, führte Lange aus.
Auf diese beiden Änderungen verwies auch
Sabine Sütterlin-Waack (CDU). Es seien „keine

spektakulären, aber dennoch wichtigen Ände-
rungen“, sagte die Christdemokratin. Das ge-
meinsame Adoptionsrecht oder die Öffnung
der Ehe seien hingegen nicht im Entwurf.
Genau dieser Umstand trieb die Kritik der Op-
position an. Harald Petzold (Die Linke) be-
zeichnete das Vorhaben als „Mogelpackung“.
Es werde nicht „vollständig gleichgestellt“.
Nur eine Öffnung der Ehe würde das Problem
vollständig lösen.
Volker Beck (Bündnis 90/Die Grünen) verwies
auf die Staaten, in denen es die geöffnete Ehe
schon gibt: „Was läuft in diesem Land ver-
kehrt, dass das bei uns nicht möglich sein
soll?“ Beck kritisierte zudem den Entwurf, weil
er nicht alle Rechtsungleichheiten beseitige.
Änderungsbedarf bestehe zum Beispiel im
Sprengstoffgesetz.
Scharfe innerkoalitionäre Kritik übte Karl-
Heinz Brunner (SPD). Es sei für ihn „unver-
ständlich“ und „nicht hinnehmbar“, dass Ziele
des Koalitionsvertrages „unterlaufen, ignoriert
und torpediert werden“. So sei beispielsweise
der vorliegende Gesetzentwurf im Kanzleramt
blockiert worden und auch der „Nationale Ak-
tionsplan gegen Homophobie“ käme nicht vo-
ran, monierte Brunner. scr T

F
ür die einen ist die geplante Re-
gelung nicht scharf genug. Die
anderen wollen sie ganz kip-
pen. Bei der von Union und
SPD vorangetriebenen Wieder-
belebung der Vorratsdatenspei-

cherung sind die Fronten nach wie vor ver-
härtet. Beleg dafür war eine Expertenanhö-
rung des Rechtsausschusses in der vergan-
genen Woche zu den wortgleich von Regie-
rung und Koalition vorgelegten Gesetzent-
würfen (18/5171; 18/5088). Dabei erklär-
ten Vertreter von Staatsanwaltschaften, Ge-
richten und Polizei unter wohlwollendem
Nicken der Union und zumindest ohne
Widerspruch der SPD die Vorratsdatenspei-
cherung zu einem entscheidenden Ermitt-
lungsinstrument. Heide Sandkuhl vom
Deutschen Anwaltsverein hielt gemeinsam
mit dem Berliner Rechtsanwalt Meinhard
Starostik und unterstützt von der Oppositi-
on dagegen. Gutachten des Max-Planck-In-
stitutes und auch des Wissenschaftlichen
Dienstes des Bundestages hätten erwiesen,
dass die anlasslose Datenspeicherung keine
Auswirkung auf die Aufklärung hätte. „Es
gibt keine valide Untersuchung, wonach
die mit der Vorratsdatenspeicherung ver-
bundene Überwachung von 80 Millionen
Bürgern erforderlich ist“, sagte Sandkuhl.

Wahrung des Rechtsfriedens Nikolaus
Berger, Richter am Bundesgerichtshof
(BGH), bezeichnete die Möglichkeit der
Verkehrsdatenabfrage als ein „aus der er-
mittlungstaktischen Arbeit der Strafverfol-
gungsbehörden nicht wegzudenkendes Er-
mittlungsinstrument“. Der BGH-Richter
hatte in seiner vorab verbreiteten Stellung-
nahme 20 Fälle aufgelistet, in denen es erst

durch die Verkehrsdatenabfrage zu Ermitt-
lungserfolgen gekommen sei. Aus Sicht
von Halina Wawzyniak (Die Linke) ein Be-
leg dafür, dass es auch ohne Vorratsdaten-
speicherung geht. Nicht aber für Berger. Es
reiche nicht aus, lediglich auf die geschäfts-
mäßige Speicherung der Verkehrsdaten
durch die Telekommunikationsunterneh-
men zu vertrauen. „Ergebnisse von Straf-
verfahren dürfen nicht zufallsbedingt von
der Speicherpraxis der Unternehmen ab-
hängen.“ Für die Wahrung des Rechtsfrie-
dens sei es im Übrigen unabdingbar, dass
Straftaten bestraft werden, sagte Berger.

Speicherfristen Dass durch die geplante
Regelung mehr Rechtsfrieden erreicht wird,
glaubt Konstantin von Notz (Grüne) nicht.
Es erstaune ihn, so Notz, dass die Befür-
worter „bei so einem gravierenden Grund-
rechtseingriff außer Einzelfällen nichts an
Statistik vorlegen können“.
Statistiken zu liefern, sei nicht möglich,
entgegnete Christoph Frank, Vorsitzender
des Deutschen Richterbundes. „Es geht
schließlich immer um die Frage: Was wäre
wenn?“ Was den vorliegenden Gesetzent-
wurf angeht, so bemängelte er die aus sei-
ner Sicht zu kurzen Speicherfristen. Sie sei-
en „weder verfassungsrechtlich geboten
noch ermittlungstechnisch ausreichend“,
sagte Frank und sprach sich für eine Sechs-
monatsfrist aus. Gleichzeitig nannte er es
„nicht nachvollziehbar“, dass der E-Mail-
Verkehr sowie die Daten über aufgerufene
Internetseiten bei der Speicherung ausge-
klammert werden sollen.
Im Bereich der Internetkriminalität sei die
Datenspeicherung unverzichtbar, betonte
Oberstaatsanwalt Rainer Franosch vom

hessischen Justizministerium. Die Gesetz-
entwürfe trügen dem zwar grundsätzlich
Rechnung. Die kurzen Speicherfristen und
der zu sehr eingeschränkte Straftatenkata-
log seien jedoch praxisuntauglich, sagte er.
„Keiner will Daten fünf Jahre speichern“,
machte Frank Thiede vom Bundeskrimi-
nalamt (BKA) deutlich und sprach sich
ebenfalls für eine Speicherfrist von sechs
Monaten aus. Der Entwurf, so räumte der
BKA-Vertreter ein, stelle einen Fortschritt
dar „gegenüber dem Stillstand nach 2010,
den wir ertragen mussten“.
Für diesen „Stillstand“ mitverantwortlich
ist Meinhard Starostik, dessen erfolgreiche
Verfassungsklage die Vorratsdatenspeiche-
rung 2010 beendet hatte. Starostik hat auch
bei der nun vorgelegten Neureglung seine

Zweifel, was die Verfassungsmäßigkeit an-
geht. Und auch vor dem Europäischen Ge-
richtshof (EuGH) droht aus seiner Sicht
ein Scheitern. Die vom EuGH geforderte
Beschränkung auf das absolut Notwendige
sei ebenso wenig gegeben wie der Schutz
der Berufsgeheimnisträger, urteilte er.
Ferdinand Wollenschläger von der Univer-
sität Augsburg bewertete dies anders. Zwar
habe das Verfassungsgericht 2010 die da-
malige Regelung für verfassungswidrig er-
klärt, „nicht aber grundsätzlich die Spei-
cherung von Daten“. Trotz vorhandenem
Klärungsbedarf wahre die Regelung den
vom Gericht gesetzten Rahmen und bleibe
teils sogar dahinter zurück, sagte Wollen-
schläger. Ähnlich stelle es sich auf europäi-
scher Ebene dar, so der Europarechtler wei-
ter. Das EuGH-Urteil zur entsprechenden
Richtlinie sei kein grundsätzliches Nein
zur Verkehrsdatenspeicherung.

Ausgewogener Entwurf Patrick Sensburg
(CDU) fasste das Ergebnis der Anhörung
sportlich zusammen. Es stehe fünf zu zwei
für die Vorratsdatenspeicherung, sagte er.
Dieses Ergebnis, so die Vorsitzende des
Rechtsausschusses, Renate Künast (Grüne),
sei aber vor allem mit der sich aus den
Mehrheitsverhältnissen ergebenen Ernen-
nung der Sachverständigen zu erklären.
Johannes Fechner (SPD) kam zu dem
Schluss: Wenn die eine Seite von einem zu
großen Eingriff in die Grundrechte rede,
die Mehrheit aber sogar sage, der Entwurf
geht nicht weit genug, könne man durch-
aus von einem sehr ausgewogenen Entwurf
sprechen. „Die Interessen der Strafverfol-
gung und die Bürgerrechte werden in Ein-
klang gebracht“, sagte er. Götz Hausding T

Überwachung kann auch nötig sein, um Straftaten zu verhindern und zu verfolgen. © picture-alliance/dpa/Sven Simon/Collage: Stephan Roters

Verhärtete
Fronten
VORRATSDATENSPEICHERUNG Den
Ermittlern gehen die Gesetzentwürfe
nicht weit genug. Die Opposition
hingegen würde sie am liebsten
vollständig kippen

> STICHWORT
Vorratsdatenspeicherung

> Fristen Verkehrsdaten sollen künftig
zehn Wochen lang gespeichert werden.
Standortdaten, die bei Nutzung von Mo-
bildiensten anfallen, vier Wochen lang.

> BVerfG 2010 kippte das Bundesverfas-
sungsgericht die Vorratsdatenspeicherung.
Beanstandet wurden mangelnde Sicher-
heit für die Daten und unklar formulierte
Hürden für Ermittlungsbehörden.

> EuGH Laut einem Urteil von 2014 des
Europäischen Gerichtshofs verstößt die
Richtlinie zur Vorratsdatenspeicherung
gegen EU-Grundrechte

Abgeordnete beißen weiter auf Granit
NSA-UNTERSUCHUNGSAUSSCHUSS Die Befragung eines Unterabteilungsleiters des Bundesnachrichtendiensts endet in Frustration

Die Uhrzeiger waren schon weit in den
Abend vorgerückt, als im Europasaal des
Paul-Löbe-Hauses die Befragung im
NSA-Untersuchungsausschuss ins Stocken
geriet und Martina Renner (Die Linke) sich
empörte: „Wir werden das Gefühl nicht
los, dass wir zu der Selektorenprüfung im
Sommer 2013 eine Geschichte präsentiert
bekommen, bei der einzelne Personen die
Sache auf ihre Kappe nehmen und die Ver-
antwortungsebene darüber geschont wird“,
vermutete die Abgeordnete am vergange-
nen Donnerstag.
Aber bei diesem Zeugen biss sie auf Granit,
nicht anders als SPD-Kollege Christian Fli-
sek und Hans-Christian Ströbele von den
Grünen. „Ich mache von meinem Aussage-
verweigerungsrecht Gebrauch“, bekamen
sie ein ums andere Mal vom Unterabtei-
lungsleiter beim Bundesnachrichtendienst
D. B. zu hören, dessen Rechtsbeistand den

SPD-Mann ermahnte, dies doch nun end-
lich hinzunehmen. „Ich nehme erst mal
gar nichts hin, Herr Eisenberg“, raunzte
Flisek zurück
Für den Zeugen D. B. war es, nach zwei Be-
fragungen im Mai, bereits der dritte Auftritt
vor dem 1. Untersuchungsausschuss. Der
Mann ist eine Schlüsselfigur in der Späh-
Affäre, die den Ausschuss beschäftigt. Er
war es, der im Spätsommer 2013 veranlass-
te, die Suchmerkmale (Selektoren) zu
überprüfen, die die amerikanische „Natio-
nal Security Agency“ (NSA) zur Verwen-
dung in der gemeinsam mit dem BND be-
triebenen Abhöranlage in Bad Aibling
übermittelt hatte. Das Ergebnis lautete,
dass der Bestand bis zu 12.000 dieser Se-
lektoren umfasste, die zur Ausspähung eu-
ropäischer Partnerländer geeignet waren,
was nicht im politischen Interesse der Bun-
desrepublik liegen konnte.

Unterabteilungsleiter D. B. sorgte dafür,
dass die beanstandeten Selektoren un-
schädlich gemacht wurden, dies jedoch in
aller Stille. Den Befund seinen Vorgesetzten

mitzuteilen, unterließ er. Erst im März 2015
erlangten BND-Spitze und Kanzleramt da-
von Kenntnis, und seither steht die Frage
übergroß im Raum: Warum nur? Warum hat
D. B. nichts nach oben gemeldet? Bereits bei
seinen beiden vorigen Auftritten hatte er
diese Frage mit verstocktem Schweigen be-
antwortet, und auch am Donnerstag ließ er
sich nicht mehr entlocken als: „Wenn ich
mit meinem heutigen Wissen in der Situati-
on stehen würde, hätte ich melden müssen.
Das war objektiv ein Fehler.“
Schon die Nachfrage des Abgeordneten Fli-
sek freilich, was denn sein heutiges Wissen
vom damaligen unterscheide, prallte ein
weiteres Mal am Hinweis aufs Aussagever-
weigerungsrecht ab. Ob D. B. auf Weisung
gehandelt habe, wollte Flisek noch wissen.
Nein. Ob er sich habe beraten lassen? Wie-
der nein. Habe er die Entscheidung alleine
getroffen oder nach Absprache mit seinem

ihm gleichrangigen Kollegen, dem Unter-
abteilungsleiter W.K.? Es sei seine Entschei-
dung gewesen, entgegnete der Zeuge. Und
überhaupt: „Ich habe nicht zu W. K. gesagt:
Da ist was ganz Schlimmes passiert, ich
melde es aber nicht, ich hoffe, du auch
nicht. Das wäre ja weltfremd.“ Er halte das
nicht für weltfremd, konterte Christian Fli-
sek.
Vergebens versuchte die Abgeordnete Ren-
ner, den Zeugen auf eine goldene Brücke
zu locken. Seine Furcht vor „mindestens ei-
ner disziplinarischen Untersuchung“, die
er zur Begründung seines Schweigens gel-
tend gemacht hatte, sei gegenstandslos,
sagte Renner und erinnerte an die Verneh-
mung des BND-Präsidenten Gerhard
Schindler vor der Sommerpause. Schindler
habe damals ausdrücklich erklärt, dass er
nicht beabsichtige, die für die Verheimli-
chung des Selektoren-Fundes Verantwortli-

chen disziplinarisch zu belangen. Der Zeu-
ge blieb unbeeindruckt. Er nehme gern zur
Kenntnis, was Schindler gesagt habe, indes:
„Es kann sein, dass ich durch eine Aussage
hier mich so belaste, dass der Dienstherr
sogar gezwungen ist, ein Disziplinarverfah-
ren einzuleiten, weil er Kenntnis von Sach-
verhalten und Intentionen erhält, die er
nicht wusste.“
Da konnte denn die Frau von der Linkspar-
tei nur noch frustriert resignieren: „Am En-
de werden Sie kein Disziplinarverfahren
bekommen – und wir werden keine Ant-
wort bekommen.“ Winfried Dolderer T

Weiterführende Links zu den
Themen dieser Seite finden
Sie in unserem E-PaperAbhöranlage in Bad Aibling
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Von der Last des Risikos
DEMOKRATIE Die Träger politischer Entscheidungen werden immer stärker durch plötzliche Paradoxien beeinflusst

D
er Bundestag steht vor einer
Kaskade von Gesetzesbe-
schlüssen. Denn die Abgeord-
neten müssen schnell darüber
entscheiden, wie der enorme
Flüchtlingszustrom nach

Deutschland mit Regeln, Bestimmungen, Vor-
schriften zu erfassen und zu händeln ist. Eine
unmittelbare Dringlichkeitsaufgabe für die Ber-
liner Parlamentarier. Zugleich gilt es jedoch,
Maßnahmen und Perspektiven zu entwickeln
für die Zukunft dieser Flüchtlinge, um einer
hinlänglichen Integration dieses Personenkrei-
ses gerecht werden zu können.
Die Thematik brennt inzwischen dem ganzen
Land auf den Nägeln. Das Ausmaß dieser
Flüchtlingskrise ist voll in das öffentliche Be-
wusstsein gedrungen. Und natürlich auch die
Risiken, die damit verbunden sind. Es zeigen
sich abermals Züge einer politischen Hybris,
wie sie Ende August die Runde machten, als
das Parlament, aus der Sommerpause heraus,
zu Eilentscheidung in Sachen Griechenland ins
Plenum geholt wurde.
Aber da wie jetzt: Was die Abgeordneten auch
votieren mögen – sie glauben, sich für das
Richtige durchgerungen und entschieden zu
haben – und doch kann es sich als das Falsche
herausstellen. Denn niemand weiß mit Gewiss-
heit vorauszusagen, wie die Realisierung der
Beschlüsse verlaufen wird. Dies liegt nicht al-
lein in der Urteilskraft des einzelnen Entschei-
ders, sondern in einer Vielzahl von Fakten und
Gegebenheiten. Sie können sowohl objektiver
Art sein, also politischer, ökonomischer, sozia-
ler oder kultureller Natur, aber auch subjektiver
Erwägungen, eben individuellen menschlichen
Wollens und Agierens, bis hin zu augenblickli-
chen und opportunistischen Handlungen.

Kein neues Phänomen Wer heute politische zu-
kunftsträchtige Entscheidungen zu treffen hat –
und zwar jenseits eingeübter bürokratischer
Administration –, der kann sich nur im Be-
wusstsein eines immanenten Risikos entschei-
den. Es ist keineswegs ein neues Zeitphäno-
men. Der Trierer Politikwissenschaftler Hanns
W. Maull meint festzustellen, seit einem Vier-
teljahrhundert bestehe der „Megatrend“ einer
„sich tendenziell immer weiter öffnenden
Schere zwischen dem Bedarf an politischer
Steuerung einerseits und der Fähigkeit der Poli-
tik, die Steuerleistungen zu erbringen, ander-
seits“. Dieses „Angebots-Nachfrage-Dilemma“
der Politik, so Maull, sei im Kontext der Globa-
lisierung entstanden, sowohl durch die welt-
weite Vernetzung als auch durch die Fragmen-
tierung des politischen Geschehens. Nimmt
man diese Zustandsbeschreibung beim Wort,
dann heißt dies: Zukunftswirksame Entschei-
dungen können nur unter einem hohen Risi-
kovorbehalt gefällt werden.
Allerdings hat der Soziologe Ulrich Beck die
Symptome der Überforderung wie der Überlas-
tung bei politischen Entscheidungsprozessen
bereits vor drei Jahrzehnten auf die griffige For-
mel der „Risikogesellschaft“ gebracht. Für den
kürzlich verstorbenen Münchener Wissen-
schaftler war diese soziale Formation ein „Pro-
jekt der Moderne“, eben Ausdruck und Ergeb-
nis der entwickelten Industriegesellschaft. Zur
Risikogesellschaft sei sie, jenseits von Fort-
schritt und Wachstum, wegen „der Unmöglich-
keit externer Zurechenbarkeit von Gefahrenla-

gen“ geworden. Zwar beruht diese Analyse
Becks vor allem auf der kritischen Durchdrin-
gung des technisch-ökonomischen Fortschritts.
Aber der Soziologe bedachte dabei auch die
unausweichlichen Konsequenzen für den poli-
tischen Entscheidungsprozess in einer Risiko-
gesellschaft. Seine Schlussfolgerung: Es komme
zur „Entgrenzung der Politik“, weil die Risiken
zum „Motor der Selbstpolitisierung“ würden
und sich dadurch „Begriff, Ort und Medien von
Politik“ veränderten.
Beck musste mit seiner subtilen Analyse nicht
lange im Gehäuse der Wissenschaft verweilen.
Denn das Schicksal fügte es, dass seine skepti-
sche Zukunftsprognose durch die grausige Rea-
lität alsbald bestätigt wurde.
Kurz nach dem Erscheinen
seiner Studie ereignete sich
die Reaktorkatastrophe von
Tschernobyl, jener atomare
Super-Gau, bei dem – um mit
Beck zu sprechen – die „Ge-
walt der Gefahr, die alle
Schutzzonen und Differenzie-
rungen der Moderne auf-
hebt“, für jedermann sichtbar
wurde. Wer wollte da an ei-
nem Begriff der Risikogesell-
schaft noch Zweifel anmel-
den? Damit erhielt jedoch
auch die Systemfrage, die Beck im Hinblick auf
politische Prozesse und deren Entscheidungs-
träger anschnitt, eine realitätsnahe Hinterfra-
gung. Die politischen Institutionen würden in
einer Risikogesellschaft „zu Sachwaltern einer
Entwicklung, die sie weder geplant haben
noch gestalten können, aber doch verantwor-
ten müssen“.
Dass sich diese Bedingungen für die Politik
eher noch zum Schlechteren verändert haben,
ist unübersehbar. Längst ist von „systemischen
Risiken“ die Rede, die Gegenwart und Zukunft
oft beängstigend belasten und gefährden. Als
da sind: Klimawandel, Ressourcenverbrauch,
Terror, Fluchtbewegungen, aber auch Euro-Kri-
se, Schuldenlasten, Bankenpleiten, Datenüber-
wachung, soziale Ungleichheiten, Demografie
– „Bedrohungen, die wegen ihres globalen und
vernetzten Charakters zu multiplen Kaskaden
von Auswirkungen führen können, die grenz-
und funktionsübergreifende Schäden hervorru-

fen“, wie der Stuttgarter Soziologe und Risiko-
forscher Ortwin Renn feststellt. Gerade bei den
systemischen Risiken moniert Renn „die zen-
trale Position der Steuerungsdefizite (gover-
nance deficits)“. Auch er konstatiert deshalb,
dass „die herkömmlichen Instrumente politi-
scher Steuerung überfordert“ sind.
Für Berufsoptimisten, die ja auch in den Rei-
hen der politischen Klasse anzutreffen sind,
mögen solche Einwürfe und Warnungen nur
schwer nachzuvollziehen sein. Sie kratzen
nicht selten an ihrem politischen Identitätssta-
tus, zumindest jedoch an ihrem persönlichen
Selbstwertgefühl. Dennoch wird wegen der Zu-
nahme systemischer Gefahren die umfassende

Kompetenzfähigkeit der Poli-
tiker infrage gestellt.
Das mag für viele Parlamenta-
rier eine schwierige, vielleicht
sogar bittere Erkenntnis sein.
Schließlich sind ganze Gene-
rationen von Nachkriegspoli-
tikern im Sinne einer angeeig-
neten Verantwortungsethik
sozialisiert worden – eine Ver-
haltensnorm, die nach dem
hemmungslosen Gesinnungs-
terror des Nazi-Regimes nicht
nur als eine adäquate, son-
dern sogar als eine zwingend

notwendige Richtschnur politischen Handelns
erschien. Max Weber, der Begründer der deut-
schen Sozialwissenschaft, hatte vor einem Jahr-
hundert, als er „Politik als Beruf“ definierte, die
evidente Unterscheidung zwischen Verantwor-
tungsethik und Gesinnungsethik gezogen. Er
tat es, Analogie der Geschichte, unter dem be-
drückenden Erlebnis des desaströsen Endes des
Ersten Weltkriegs.
Das politische Handeln in seinen Wirkungen
und Auswirkungen zu reflektieren, Entschei-
dungen vielleicht sogar von ihrem Ende her zu
denken, auf jeden Fall für die Folgen politi-
scher Entscheidungen aufzukommen: Das be-
deutete für Weber Verantwortungsethik. Sich
dagegen nur verantwortlich zu fühlen, dass
„die Flamme der reinen Gesinnung nicht er-
lischt“: Eine solche Haltung sei zu „ganz irra-
tionalen Taten“ fähig. Für diese Gesinnungs-
ethik hatte der Nationalsozialismus mit seinen
ideologischen, rassistischen und aggressiven

Exzessen genügend Anschauungsmaterial ge-
liefert. Nicht zufällig war danach die Berufung
deutscher Politiker auf die Verantwortungs-
ethik eine historisch zu rechtfertigende Ver-
pflichtung.
Allerdings hat Weber diejenigen, die „vollends
Politik als Beruf betreiben“, zugleich recht
nachdrücklich vor den „Paradoxien“ gewarnt,
die mit ihrer Tätigkeit verbunden sind. Denn
der Politiker lasse sich, so diagnostizierte er,
mit „diabolischen Mächten“ ein. Ganz gewiss
würde man heute diese unheimlichen Abgrün-
de in eine andere verbale Folie packen. Den-
noch behalten sie im Kern ihre verblüffende
Aussagekraft. Mehr noch: Je größer die Kom-
plexität politischer Entschei-
dungen wird, was inzwischen
ja außer Zweifel steht, desto
stärker nehmen auch die Para-
doxien zu. Was heute be-
schlossen ist, kann morgen
bereits verworfen sein; was
jetzt als sicher gelten kann, ist
oft schon gleich wieder
schwankend. Damit steigt per-
manent auch der Risikopegel,
und zwar nicht nur durch die
plötzlichen Katastrophen und
unvorhersehbaren Debakel,
die immer wieder in unseren
Alltag hereinbrechen, sondern auch durch die
zunehmende Unberechenbarkeit individueller
Willensakte. Gerade dieser personelle Faktor
hat in den letzten Jahren bei den Prozessen
von Meinungsbildung und Entscheidungsfin-
dungen enorm zu einer Vergrößerung des Risi-
kopotentials beigetragen.
Deren Beispiele sind mannigfach, aber es sol-
len, auch im Blick auf die Bedingungen der
Parlamentsarbeit in Berlin, nur zwei augenfälli-
ge Muster benannt werden: Das ist einmal die
kantige Debatte über das dritte Euro-Hilfspaket
für Griechenland; dann die enormen Flücht-
lingsbewegungen der letzten Wochen.
Es ließ aufhorchen, dass bei der Bundestagssit-
zung am 19. August 2015, zu der die Abgeord-
neten aus der Sommerpause heraus in den Ple-
narsaal getrommelt worden waren, die Debat-
tenredner aus den Reihen der schwarz-roten
Koalition fast gebetsmühlenhaft die Vorteile
gerade dieses Hilfsprogramms für Athen he-
rausstrichen. Wohl nicht von ungefähr, war
doch diese Übereinkunft dem griechischen Mi-
nisterpräsidenten Alexis Tsipras hart abgerun-
gen worden. Ob Finanzminister Wolfgang
Schäuble (CDU), der vorher zeitweise mit ei-
nem Grexit kokettiert hatte, Thomas Opper-
mann (SPD), Volker Kauder (CDU) oder Gerda
Hasselfeldt (CSU): Alle waren des Lobes für die
Vereinbarung.
Beschwörungsformeln als Selbstvergewisse-
rung, um die eklatanten Risiken früherer Hilfs-
pakete für Griechenland wenn nicht vollends
auszuschließen, so doch vor einer kritischen
Öffentlichkeit zu minimieren. Es half, denn
am Ende stand im Bundestag eine Mehrheit.
Doch die Paradoxie erfolgte andernorts. Nur
einen Tag nach der strittigen Abstimmung in
Berlin trat Alexis Tsipras in Athen als Regie-
rungschef zurück. Es folgten Neuwahlen, die
der Syriza-Chef zwar gewann, so dass er wieder
ein Kabinett unter seiner Führung bilden kann.
Aber schon mehren sich in Griechenland die
Stimmen, die eine Aufweichung, gar Revision

der Bedingungen des dritten Hilfspakets befür-
worten, gar verlangen. Den Grexit mit Hängen
und Würgen vermieden, aber das Risiko, so lei-
denschaftlich in Berlin kleingeredet, platziert
sich wieder auf der Tagesordnung.
Der andere Präzedenzfall: Kanzlerin Angela
Merkel (CDU) gerät immer vehementer unter
Druck, weil sie angesichts des drohenden hu-
manitären Desasters mit den Flüchtlingsströ-
men an den süd- und mitteleuropäischen EU-
Außengrenzen für diese verzweifelten Men-
schen Deutschland als Zufluchtsort öffnete.
Die Risiken gingen von den nationalen Eigen-
mächtigkeiten Viktor Orbans und anderer ost-
europäischer Politiker aus, die sich mit ihren

Verweigerungen regelwidrig
außerhalb der EU-Vereinba-
rungen stellten. Aber auch die
mehrfachen Erklärungen der
Kanzlerin zu den Flüchtlings-
bewegungen lösten eine sol-
che Eigendynamik aus, so
dass sich die deutsche Politik
wachsendem Risikodruck
ausgesetzt sieht, im eigenen
Land wie bei den europäi-
schen Partnern. Die Parado-
xien drohen, zumindest zeit-
weise, in einem Chaos zu
münden. Dabei ist es nur die

aktuelle Vorstufe zur tatsächlichen Bewältigung
des Flüchtlingszustroms. Mit dessen tatsächli-
cher Eingliederung und Integration bleiben
immense Unsicherheiten verbunden, weil
Rückgriffe auf übliche administrative Routine
wenig aussichtsreich und erfolgversprechend
erscheinen.
Unübersehbar ist allerdings, dass durch die
Ballung der Paradoxien das System Merkel, al-
so der Regierungsstil dieser Kanzlerin, der in
den Medien zumeist mit den Begriffen des Ab-
wartens und Abwägens umschrieben wird, an
seine Grenzen stößt, eben durch den beschleu-
nigten Takt der Unwägbarkeiten in den letzten
Wochen. Merkel selbst hat diese Wendung
wohl erkannt, als sie kürzlich bemerkte: „Deut-
sche Gründlichkeit ist super, aber es wird jetzt
deutsche Flexibilität gebraucht.“ Lässt sie dies
auch für sich gelten, betritt sie neues politi-
sches Terrain. Ähnlich ergeht es aber auch Au-
ßenminister Frank-Walter Steinmeier (SPD)
mit seiner beweglichen und anpassungsfähigen
Außenpolitik, mit der er den Paradoxien des
internationalen Geschehens zu begegnen ver-
sucht. Kreative Diplomatie trifft auf Barrieren,
wenn Intransigenz die Oberhand gewinnt. Au-
genblicklich liefert die EU dafür einige beweis-
kräftige Belege.
Die Last des Risikos: Sie wird künftig mehr und
mehr auf vielen politischen Betätigungsfeldern
liegen. Den Versuchen, sich durch kompetente
Expertise und wissenschaftliche Beratung dage-
gen abzusichern, wie es allenthalben ausgiebig
im Parlament wie in der Regierung geschieht,
wird nur dann ein zufriedenstellender Erfolg
beschieden sein, wenn Konflikte und Dilem-
mata erkennbar und beherrschbar sein werden.
Wer hat schon alle jene querschlägigen Parado-
xien geahnt, die gegenwärtig die politische
Agenda bestimmen: Putins Krim-Annexion,
die Ukraine-Krise, die IS-Massaker, die bürger-
kriegsähnlichen Zustände in Nahost, der rei-
henweise Verfall afrikanischer Staaten, aber
auch die Energiewende, die Euro-Krise, die EU-

Spaltung. Und nun auch noch die weltweiten
Abgas-Manipulationen bei VW. Diese Entwick-
lungen lassen das System der repräsentativen
Demokratie nicht unberührt. Das betrifft das
Selbstverständnis der Politiker, sowohl ihre
Möglichkeiten als auch ihre Defizite in dieser
immer unübersichtlich werdenden Gemenge-
lage; dann aber auch das Verhältnis der Bürger
zur Politik und den Entscheidern.
Dass das Image der Politiker nicht zum Besten
steht, ist unbestreitbarer Tatbestand. Allerdings
haben die Politiker selbst an solchen irritieren-
den Befunden einen bestimmten Anteil. Viele
Amtsträger vermitteln nach außen gern das
Bild einer Allzuständigkeit, die sie längst nicht
mehr besitzen. Risiken werden umgangen oder
verschwiegen, dafür vollmundige Versprechun-
gen („Die Rente ist sicher“) oder freihändige
Ankündigungen („Wir schaffen das“) getätigt.
Eine selbst zweifelnde Distanz zum eigenen
Tun und Lassen vermag sicherlich den abträgli-
chen Verwerfungen in der Politik vorzubeugen.
„Wenn ich 20 Prozent der Entscheidungen be-
greife, die ich zu treffen habe, dann bin ich
schon gut,“ sagte kürzlich der stellvertretende
Fraktionsvorsitzende der Linken, Dietmar
Bartsch, in Berlin. Diese nüchterne Tonlage
schützt vor Selbstüberschätzung.

Neue Spielräume Auf der anderen Seite müs-
sen weite Bevölkerungsteile ihre Erwartungen
und Ansprüche an die Politiker auf die tat-
sächlichen Möglichkeiten herunterschrauben.
Denn der Anforderungskatalog an den
„Staat“, also an Parlament und Verwaltung,
übersteigt vielfach die Zuständigkeiten und
Fähigkeiten der Politiker. Allerdings ist seit ei-
niger Zeit hier eine Gegenbewegung zu beob-
achten. Zivilgesellschaft und Bürgerschaftsen-
gagement haben sich beachtliche Spielräume
und Gestaltungspartizipationen verschafft, da-
mit für das Gemeinwesen andere Akzente und
wertvolle Impulse gesetzt. So wäre die jetzt
hochgelobte Willkommenskultur gegenüber
den Flüchtlingen ohne diesen zivilgesell-
schaftlichen Aufbruch nicht zustande gekom-
men. Die Bürgerschaft zeigte sich in diesem
Falle weiter als die Politik. Ohne diese sponta-
ne Hilfsbereitschaft der Bürger hätte Merkel,
nur auf Behörden und Verwaltungen gestellt,
mit ihren humanitären-empathischen Appel-
len wohl schlecht ausgesehen.
All dies wird die Paradoxien nicht verhindern,
die Risiken nicht bannen. Aber die destrukti-
ven Elemente dieser Phänomene können ab-
gefedert werden. Die deutsche Gesellschaft hat
sich auf einen eigenen, sympathischen Weg
gemacht. Um noch einmal Ulrich Beck zu zi-
tieren: „Die Politik muss die Selbstbegren-
zung, die historisch vollzogen wurde, nach-
vollziehen. Politik ist nicht länger der einzige
oder auch nur zentrale Ort, an dem über die
Gestaltung der Zukunft entschieden wird.“
Die Last des Risikos fände so eine breitere
Tragfähigkeit. Heinz Verfürth T

Der Autor ist freier Journalist in Berlin.

Der in Griechenland bröckelnde Euro und die Versorgung Hundertausender Flüchtlinge zwingt die deutsche Politik um Bundeskanzlerin Angela Merkel zu Entscheidungen, deren Auswirkungen kaum absehbar sind. © picture-alliance/Wiktor Dabkowski/dpa

»Die Be-
dingungen für

die Politik
haben sich

zum
Schlechteren
verändert.«

Weiterführende Links zu den
Themen dieser Seite finden
Sie in unserem E-Paper

Die Reaktorkatastrophe im ukrainischen Tschernobyl gilt als Sinnbild politisch unkalku-
lierbaren Risikos. © picture-alliance/dpa
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»7,50 Euro nettokalt für einen Quadratmeter Neubau sind zu viel«
BAUEN Experten fordern schnellstmöglich den Bau neuer und preiswerter Wohnungen. Vom Bund erwarten sie mehr Engagement und die Aufweichung deutscher Baustandards

Wohnungen, erst recht bezahlbare, sind in
in vielen deutschen Städten ein knappes
Gut. Experten haben daher in der vergan-
genen Woche in einer öffentlichen Sitzung
des Umwelt- und Bauausschusses zum Bau
hunderttausender neuer und preiswerter
Wohnungen aufgerufen und hierbei ein
größeres Engagement des Bundes gefor-
dert. Für Studenten und einkommens-
schwache Haushalte sei der Mangel an be-
zahlbaren Wohnungen ein großes Pro-
blem, urteilten die vier Sachverständigen.
Aber auch die große Zahl von Flüchtlin-
gen, von denen ein Großteil wohl dauer-
haft in Deutschland bleiben werde, erhöhe
die Dringlichkeit, den Wohnungsbau mas-

siv voranzutreiben. Damit die Integration
der Ankommenden gelingen könne, müss-
ten zudem mehr gemischter Stadtquartiere,
die unterschiedliche Wohnungstypen für
verschiedene Einkommengruppen und Be-
dürfnisse vereinen, geschaffen werden.
Axel Gedaschko von der Bundesarbeitsge-
meinschaft Immobilienwirtschaft Deutsch-
land (BID) sprach von einem angestauten
Defizit von allein 770.000 Wohnungen in
Deutschland. Zukünftig müssten daher
jährlich mindestens 140.000 Mietwohnun-
gen zu bezahlbaren Mieten zusätzlich zum
bisherigen Neubau errichtet werden. Um
diese „Kraftanstrengung“ bewältigen zu
können, müsse der Bund sich Kompeten-
zen, die er an die Länder abgegeben habe,
wieder zurückholen. Außerdem müsse der
Gesetzgeber das Bauplanungsrecht „so
schnell wie möglich“ ändern, um die bis-
lang viel zu langwierige Realisierung von
Bauvorhaben zu beschleunigen, urteilte
Gedaschko. Geltende Standards, etwa im

Hinblick auf Immissions-, Natur- und
Denkmalschutz, sollten abgesenkt werden,
auch um die hohen Baukosten in Deutsch-
land zu senken.
Steffen Bockhahn, Sozialsenator der Han-
sestadt Rostock, rechnete vor, was ein Neu-
bau heute kostet: „7,50 Euro netto kalt für
den Quadratmeter ist das günstigste, was
wir derzeit hinbekommen.“ Die daraus re-
sultierenden Mieten seien für einkom-
mensschwache Haushalte nicht finanzier-
bar. Als Lösung schlug Bockhahn vor, Neu-
bauten künftig mit verlorenen Zuschüssen
des Bundes zu realisieren, „um stabile
Mietniveaus sicherzustellen“. Verlorene Zu-
schüsse müssen nicht zurückgezahlt wer-
den, sind also eine Form der Subvention.
Den Bundesländern warf der Senator vor,
die Kompensationsmittel des Bundes für
den sozialen Wohnungsbau in Höhe von
bislang 518 Millionen Euro jährlich, in der
Vergangenheit häufig nicht an die Kommu-
nen weitergereicht zu haben.

Martin Haag, Bürgermeister für Stadtent-
wicklung und Bauen der Stadt Freiburg im
Breisgau, verwies überdies auf den massi-
ven Mangel an bebaubaren Flächen in

Deutschland. Um an Bauland zu gelangen,
sollte der Bund auch den Zugriff auf priva-
te Grundstücke möglichen, forderte er. Als
Abgeordnete daraufhin auf den im Grund-
gesetz verbürgten Schutz des Eigentums
verwiesen, erwiderte Haag, im Grundgesetz
sei nicht nur der Schutz des Eigentums ver-
brieft, sondern auch dessen Sozialbindung.
Achim Meyer auf der Heyde vom Deut-
schen Studentenwerk richtete sein Augen-
merk besonders auf die Lage der insgesamt
2,7 Millionen Studierenden in Deutsch-
land. Die Zahl der Studienanfänger habe
sich von 2008 bis heute verdoppelt, die
Zahl der Studenten insgesamt sei um 39
Prozent gestiegen, erklärte er. Demgegen-
über habe sich Zahl der staatlich geförder-
ten Wohnheimplätze im gleichen Zeitraum
nur um fünf Prozent erhöht. „Rund 27
Prozent der Studenten verfügen lediglich
über Einnahmen unter dem aktuellen
BAföG-Höchstsatz von 670 Euro monat-
lich“, gab auf der Heyde zu bedenken. Die

Budgets ausländischer Studenten seien oft
noch niedriger. „Wir müssen deshalb bun-
desweit mindestens 25.000 Wohnheim-
plätze zusätzlich schaffen“, forderte er.
Das Bundesbauministerium will den Bau
neuer Studentenwohnungen jetzt mit
mehr als 120 Millionen Euro unterstützen
und geht dabei neue Wege: Errichtet wer-
den sollen flexible Wohnmodule, die sich
leicht zu Wohngemeinschaften und Ge-
bäuden zusammenfügen lassen. Die
Warmmiete soll 260 Euro nicht überstei-
gen. Studentenwerks-Vertreter auf der Hey-
de begrüßte das, urteilte aber: „Das kann
nur ein Anfang sein.“
Einen wichtigen Erfolg konnte Bundesbau-
ministerin Barbara Hendricks (SPD) in der
vergangenen Woche beim Flüchtlingsgipfel
im Kanzleramt verbuchen: Bund und Län-
der gaben dort der von ihr geforderten Auf-
stockung der Bundesmittel für den sozia-
len Wohnungsbau um 500 Millionen Euro
grünes Licht. Johanna Metz T

Weiterführende Links zu den
Themen dieser Seite finden
Sie in unserem E-Paper Wohnungsneubau in München
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Vorstöße für stärkere Kommunen
HAUSHALT Vielen Kommunen geht es finan-
ziell schlecht. Um dies zu verbessern haben die
Koalitionsfraktionen CDU/CSU und SPD
(18/6062) sowie Bündnis 90/Die Grünen
(18/6069) jeweils einen Antrag überwiesen,
die der Bundestag vergangene Woche nach
einstündiger Debatte zur weiteren Beratung
an die Ausschüsse überwies.
Der kommunalpolitische Sprecher der
CDU/CSU-Fraktion, Ingbert Liebing, wies dabei
darauf hin, wie wichtig leistungsstarke Kom-
munen seien. Sie seien unter anderem für Ki-
tas, Schulen, Straßen, Wohnungsbau und Frei-
zeitangelegenheiten zuständig. Dazu komme
aktuell die Flüchtlingsproblematik. Dies alles
würde die Kommunen stark belasten. Dabei
sei die finanzielle Lage der Kommunen unter-
schiedlich: Teilweise gebe es reiche Städte und
Gemeinden, teilweise gebe es aber auch Kom-
munen, die Kassenkredite benötigen würden.
Er wies darauf hin, dass der Bundestag unter
anderem ein kommunales Investitionspro-
gramm in Höhe von 3,5 Milliarden Euro verab-
schiedet hat. „Wir tun alles, um die Leistungs-
fähigkeit der Kommunen zu stärken.“
Für Bernhard Daldrup (SPD) gefährdet die an-
haltende hohe Verschuldung und die Investiti-
onsschwäche der Kommunen gleichwertige

Lebensverhältnisse. Die von der Regierung an-
gekündigten drei Milliarden Euro für die
Flüchtlingshilfe seien auf jeden Fall zu wenig.
Kerstin Kassner (Die Linke) zweifelte am Sinn
der Kommunalpolitik des Bundes. Es werde
zwar viel Geld in Aussicht gestellt, „hier und
jetzt“ fehle es aber am Nötigsten. Es müsse
„grundsätzlich“ was geändert werden an der
finanziellen Situation der Kommunen. Sonst
werde die Schere zwischen armen und reichen
Gemeinden immer größer. Dabei sei es die
Aufgabe des Bundes, gleichwertige Lebensver-
hältnisse herzustellen. Dafür müsse gemein-
sam ein Weg gefunden werden.
Für Britta Haßelmann, Parlamentarische Ge-
schäftsführerin der Fraktion Bündnis 90/Die
Grünen, entwickeln die Kommunen sich zu ei-
ner Zweiklassengesellschaft. Einerseits die
Städte und Gemeinden mit genügend Geld,
andererseits die Kommunen mit einem Kas-
senkredit. Das größte Problem sei, dass die
Kommunen eine Gesamtverschuldung von
135 Milliarden Euro hätten und es einen In-
vestitionsstau von 132 Milliarden Euro gebe.
Wichtig sei jetzt, dass der Bund unter anderem
den sozialen Wohnungsbau. Dafür seien nicht
wie vorgesehen 500 Millionen Euro, sondern
eher zwei Milliarden Euro notwendig. mik T

TTIP-Dokumente zugänglich
TTIP Bundestagspräsident Norbert Lammert
(CDU) sieht Zweifel an dem Recht der Mitglie-
der des Deutschen Bundestages auf uneinge-
schränkten Zugang zu Verhandlungsdokumen-
ten für das Freihandelsabkommen TTIP als
ausgeräumt an. Das erklärte Lammert nach ei-
ner Sitzung des Bundestags-Ältestenrates am
vergangenen Donnerstag.
In seinen Gesprächen in Brüssel und in der in-
zwischen eingegangenen schriftlichen Antwort
auf die Kritik Lammerts an der bisherigen In-
formationspraxis habe EU-Kommissionspräsi-
dent Jean Claude Juncker deutlich gemacht,
auch er halte es für selbstverständlich, dass
nationale Regierungen ihren Parlamenten und
den nationalen Abgeordneten uneinge-
schränkten Zugang zu den Verhandlungstex-
ten der EU geben, die die Kommission den Re-
gierungen zur Verfügung stellt. Wie dieser Zu-
gang in der Praxis ermöglicht werden kann,
sei allerdings Sache der nationalen Regierun-
gen. Er werde sich an Bundeswirtschaftsminis-
ter Sigmar Gabriel (SPD) wenden, um die or-
ganisatorischen Fragen zu klären, kündigte
Lammert an.
Lammert drängt zudem auf eine Klärung der
Frage der Mitwirkungsrechte des Bundes bei
völkerrechtlichen Verträgen, die sowohl in die

Zuständigkeit der EU als auch in die Zustän-
digkeit der Mitgliedsstaaten fallen. Die Bun-
desregierung vertritt dazu im Zusammenhang
mit einem Wirtschaftspartnerschafts-Abkom-
men mit Westafrika die Auffassung, die Frage
der Zustimmungspflicht sei allein anhand der
in die Zuständigkeit der einzelnen Staaten fal-
lenden Vertragsbestandteile zu beantworten.
Es gehe nicht um die Betrachtung des gesam-
ten Vertrags. Für diese Sichtweise gebe es si-
cherlich durchaus beachtliche Argumente; glei-
ches gelte aber auch für die gegenteilige Auf-
fassung, erklärte Lammert. Die Mitwirkung na-
tionaler Parlamente schon am Zustandekom-
men völkerrechtlicher Verträge werde wegen
der zunehmenden Bedeutung internationaler
Abkommen in vielen Fällen zu einer wesentli-
chen Bedingung auch für die Akzeptanz dieser
Verträge, wie etwa am Beispiel des Freihan-
delsabkommens TTIP deutlich werde.
Lammert hat daher den Rechtsausschuss und
die Fraktionen gebeten, sich mit der Frage der
parlamentarischen Beteiligungsrechte bei ge-
mischten Abkommen zu befassen und mög-
lichst eine einvernehmliche Position zu entwi-
ckeln. Lammert hofft, dass dadurch eine ver-
fassungsgerichtliche Klärung vermieden wer-
den kann. red T

M
arkiert der Abgas-
Skandal gleich kom-
plett das Aus für Die-
sel-Pkw? Warten auf
die Käufer Rückru-
faktionen? Wer

kommt für den Schaden auf? Wann erfol-
gen Tests wie im wirklichen Auto-Leben?
VW jedenfalls zog am vergangenen Freitag
die Konsequenzen aus der Affäre um mani-
pulierte Diesel-Abgaswerte: Der zurückge-
tretene Konzernchef Martin Winterkorn
wurde durch Beschluss des Aufsichtsrats
durch den bisherigen Porsche-Chef Matthi-
as Müller abgelöst.
Nah auf die Interessen der Verbraucher war
der Fokus gerichtet, als sich der Bundestag
vergangene Woche in einer von der Fraktion
Bündnis 90/Die Grünen beantragten Aktu-
ellen Stunde mit dem Volkswagen-Orkan
beschäftigte. Die Koalition blickte dabei be-
sorgt auf die Automobilindustrie und ihre
Beschäftigten. Die Opposition attackierte
Verkehrsminister Alexander Dobrindt
(CSU). Er habe „Zweifel“, dass der Minister
zu den nötigen Konsequenzen „in der Lage“
sei, meinte der Vizefraktionschef der Grü-
nen, Oliver Krischer. „Das geht nicht mit
diesem Verkehrsminister“, befand Sabine
Leidig (Die Linke).
Dobrindt griff seinerseits Krischer an. Der
habe in den letzten Tagen mehrfach zum
Ausdruck gebracht, die Regierung habe das
Vorgehen in der Automobilindustrie gera-
dezu hingenommen. Solche „Verdächtigun-
gen“ seien „falsch“. Sie zu äußern, sei „un-
anständig“. Er Minister nannte die VW-Ma-
nipulationen „unzulässig und illegal“. Sie

erschütterten „auch das Vertrauen der Ver-
braucher zutiefst“. Er habe „lückenlose Auf-
klärung und vollständige Transparenz“ ein-
gefordert. Die von ihm eingesetzte Untersu-
chungskommission habe ihre Arbeit schon
in Wolfsburg aufgenommen. Die Dimensi-
on ist enorm, wie Dobrindt es beschrieb:
2,8 Millionen VW-Fahrzeuge seien allein in
Deutschland vom VW-Skandal betroffen Es
handle sich nicht nur um 1,6- und 2,0-Li-
ter-Dieselmotoren, sondern auch um
1,2-Liter-Motoren. Nicht nur Pkw, sondern
auch leichte Nutzfahrzeuge seien betroffen.
Dobrindt verwies auf die EU. Tests zum
Spritverbrauch und Abgasausstoß, die
„nicht nur auf der Rolle“, sondern auch
„auf der Straße“ erfolgten, sollen eingeführt
werden. Das Kraftfahrtbundesamt werde auf
einer verbindlichen Aussage von VW beste-
hen, in welchem Zeitraum die technischen
Manipulationen zu beheben seien. Dies
dürfe nicht zu Lasten der Kunden gesche-
hen.

Standards einhalten Krischer geißelte
„Tricks, Täuschungen und Betrügereien“
womöglich nicht nur durch VW, sondern
auch andere Unternehmen. Der Industrie
müsse klar werden, nur wer die Standards
zum Klimaschutz „einhält, der hat eine Zu-
kunft“. Jeder, der sich etwa einen VW-Passat
gekauft habe, habe es doch gemerkt: Vier Li-
ter auf 100 Kilometer seien versprochen
worden, getankt werden müssten 5,5 bis 6
Liter. Er fürchte, dass nun „das Ende des
Traums vom Diesel als sauberer Antriebs-
energie“ gekommen sei. Die „Subvention
von Diesel an der Tankstelle“ stellte er infra-

ge. Er wünschte sich eine „Mentalitätswen-
de“ zur Einhaltung von Klima-Standards.
Gerade neuere Fahrzeuge würden die
Grenzwerte „um ein Vielfaches überschrei-
ten“. Dass VW-Manager mit „clean Diesel“
Werbung machten, sei „skrupellos oder in-
kompetent“. Auf jeden Fall müsse „mit dem
Betrug am Verbraucher Schluss sein“.

Gegen Untersuchungskommission Sabine
Leidig geht davon aus, dass auch andere Au-
tokonzerne das Gleiche wie VW gemacht
haben. In den Chefetagen der der Unter-
nehmen sei „gewerbsmäßiger Betrug“ orga-
nisiert worden. Rücktritte reichten nicht.
Betroffene müssten „strafrechtlich verfolgt“
werden. Die vom Ministerium eingesetzte
Untersuchungskommission lehnte sie ab.
Nötig sei ein Gremium, das von Umwelt-
und Verbraucherverbänden besetzt werde.
Bisher hätten die Verantwortlichen die „Ma-
chenschaften“ der Industrie „als Helfershel-
fer durchgehen lassen“. Auf den Abschluss
der EU-Aktivitäten dürfe nicht gewartet wer-
den: „Man kann sofort etwas tun.“ Für Lei-
dig haben die Abweichungen zwischen den
Tests und den realen Werten „System“. Seit
Jahren würden unabhängige Kontrollen ge-
fordert.
Andere Akzente setzte die Koalition. Die
deutsche Automobilindustrie sei weltweit
zum „Innovationsmotor für Sicherheits-
technik“ geworden, sagte Kirsten Lühmann
(SPD): „750.000 Menschen bauen zuverläs-
sige und sichere Fahrzeuge.“ Nach ihrem
Kenntnisstand hätte ein Filter gereicht, um
die Test-Manipulationen von VW überflüs-
sig zu machen. Es sei „aus Gründen der Ge-

winnmaximierung betrogen“ worden: „Das
ist skandalös.“ Die Kunden brauchten nun
rasch Klarheit über mögliche Rückrufaktio-
nen. Über die Untersuchungen solle es des-
halb schon im nächsten Monat einen Zwi-
schenbericht geben.
Thomas Viesehon (CDU) lenkte den Blick
auf das VW-Getriebewerk in Baunatal mit
16.000 Beschäftigten: „Die Betroffenheit in
meiner Heimat ist riesengroß.“ Er meinte,
er wolle das VW-Vorgehen „in keinster Wei-
se entschuldigen oder bagatellisieren“. Des-
sen ungeachtet sei „der Fortschritt in der
Diesel-Technologie gewaltig“. Durch die He-
rabsetzung von Grenzwerten könne eine
Technologie „ganz vom Markt verdrängt“
werden. „Wollen Sie das?“ Wenn Diesel
nicht weiter genutzt werde, habe das „nicht
einmal einen weiteren Klimanutzen“

Antrag Stephan Kühn (Grüne) verwies auf
einen Antrag (18/6070) seiner Fraktion,
den der Deutsche Bundestag zur Beratung
an die Ausschüsse überwiesen hatte. Sein
Anliegen: Zum Schutz der Verbraucher sol-
len „unzutreffende Angaben beim Spritver-
brauch und Schadstoffausstoß“ beendet
werden. Dazu soll die Bundesregierung das
Kraftfahrtbundesamt beauftragen, stichpro-
benartige Nachtests für Abgase und
CO2-Emissionen regelmäßig durchzufüh-
ren. Weiter soll sich die Regierung gegen-
über den anderen EU-Mitgliedsstaaten und
der Brüsseler Kommission dafür einsetzen,
den „realistischeren“ weltweiten Ver-
brauchszyklus „Worldwide Harmonized
Light Vehicles Test Procedure“ 2017 einzu-
führen. Franz Ludwig Averdunk T

Abwärts oder weiter aufwärts. Noch ist nicht klar, welche Konsequenzen die Abgasmanipulationen für VW haben. © picture-alliance/Arcaid

Drama um
den Diesel
VOLKSWAGEN-SKANDAL Opposition wirft in einer
Aktuellen Stunde Verkehrsminister Alexander Dobrindt (CSU)
Untätigkeit vor. Koalitionsabgeordnete fordern rasche Aufklärung

Streit um Waffen für Mexiko
WIRTSCHAFT Die Oppositionsfraktionen Lin-
ke und Grüne haben schwere Vorwürfe gegen
die Bundesregierung wegen der Lieferung von
Gewehren des Typs G36 des deutschen Her-
stellers Heckler & Koch an Mexiko erhoben. In
einer Aktuellen Stunde in der vergangenen
Woche sagte Jan van Aken (Linke), die vom
Auswärtigen Amt zunächst abgelehnte Liefe-
rung der Gewehre sei ein „Lehrstück in Sa-
chen Lug und Betrug.“ Es sei unfassbar, wie
sich deutsche Behörden und deutsche Politiker
zu Helfershelfern der Rüstungsindustrie ge-
macht hätten, „um diesen schmutzigen Deal
doch noch auf den Weg zu bringen“. Nach den
Wahlen 2005 und der Bildung der Großen Ko-
alition habe das Auswärtige Amt die Position
gewechselt und der Lieferung unter der Bedin-
gung zugestimmt, dass in Mexiko alte Geweh-
re vernichtet würden. Ein weiterer Trick habe
darin bestanden, bestimmte mexikanische
Bundesstaaten mit kritischer Sicherheitslage
aus der Belieferung herauszunehmen. Das Vor-
gehen sei auf Empfehlung von Beamten des
Wirtschaftsministeriums erfolgt. Aber die Ge-
samtzahl der zu liefernden Waffen sei gleich

geblieben. Das sei „Beihilfe zum illegalen Waf-
fenexport“ durch die Beamten des Wirt-
schaftsministeriums.
Agnieszka Brugger (Grüne) erklärte, die an-
geblich so strengen Exportregeln seien in „ihr
perverses Gegenteil“ verkehrt worden, Beam-
te der Regierung hätten sich zu „willfährigen
Helfern“ der Waffenhersteller gemacht.
Die von den Linken geforderten Exportverbote
lehnte Joachim Pfeiffer (CDU) ab. Er warf van
Aken vor, längst bekannte Dinge wieder hoch-
zuziehen. Seit 2008 seien keine Anträge mehr
auf G 36-Ausfuhren nach Mexiko mehr geneh-
migt worden, und seit 2010 seien überhaupt
keine Anträge für den Export von Kleinwaffen
nach Mexiko genehmigt worden, sagte die
Parlamentarische Staatssekretärin im Wirt-
schaftsministerium, Brigitte Zypries (SPD).
2008 sei es beim Export von 1.393 Gewehren
nach Mexiko zu einer Zuordnung dieser Expor-
te zum Jahr 2007 gekommen, so dass der Ex-
port im Rüstungsexportbericht fehlte. „Dieses
Handeln war fehlerhaft“, sagte Zypries und er-
klärte: „Für dieses Verfahren können wir uns
nur entschuldigen.“ hle T
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Das Herz der Wirtschaft
FINANZEN I Erbschaftsteuer soll Familienbetriebe nicht gefährden. Opposition: Schonung der Reichen

F
amilienbetriebe sind das Herz
der deutschen Wirtschaft.
90 Prozent der Unternehmen
zählen zu diesem Sektor, 60
Prozent aller Arbeitsplätze wer-
den von diesen Betrieben, in

denen die Inhaber und nicht Großaktionä-
re das Sagen haben, zur Verfügung gestellt.
„Aus unserer Sicht ist es von zentraler Be-
deutung, dass wir die besondere Kultur der
Familienunternehmen in
Deutschland erhalten“, be-
tonte der Parlamentarische
Staatssekretär Michael
Meister (CDU) in der Erb-
schaftsteuer-Debatte des
Deutschen Bundestages am
vergangenen Freitag.

Regelmäßige Zäsur Denn
in den Familienbetrieben
gibt es mit dem Übergang
auf die nächste Unterneh-
mergeneration regelmäßig
eine Zäsur, die auch das Fi-
nanzamt wegen der Erbschaftsteuer auf
den Plan ruft. Die Steuererhebung ist
schwierig: Einerseits braucht der Fiskus
Geld, aber andererseits soll die Belastung
nicht so hoch sein, dass Arbeitsplätze ge-
fährdet werden. Die Regelungen sind kom-
pliziert. Und das Bundesverfassungsgericht
hatte die letzte Erbschaft- und Schenkungs-
steuerreform im Unternehmensbereich
verworfen, so dass jetzt eine neue Lösung
gefunden werden muss. Meister beschrieb

die Dimension: „Wir haben hier ein wirt-
schaftspolitisch, steuerpolitisch und verfas-
sungsrechtlich bedeutsames Thema auf der
Tagesordnung.“
Die Generationenübergabe sei eine Schlüs-
selsituation für die Weiterführung des Un-
ternehmens, und die Politik sollte keine
Hindernisse in den Weg räumen, sondern
darauf achten, „dass bestehende Unterneh-
men und bestehende Arbeitsplätze sicher

auch in die nächste Gene-
ration geführt werden kön-
nen“, forderte Meister. Ziel
sei eine verfassungskonfor-
me Lösung und nicht die
Erzielung von Steuermehr-
einnahmen: „Das ist kein
Ziel dieses Gesetzent-
wurfs.“

Reiche verschont Für die
Opposition steht dagegen
fest, dass die Bundesregie-
rung mit dem vorgelegten
und vom Bundestag an die

Ausschüsse überwiesenen Gesetzentwurf
(18/5923) die Reichen in Deutschland ver-
schont. Richard Pitterle (Linke) erinnerte,
dass die Lobbyverbände die Erbschaft- und
Schenkungsteuer auf Betriebsvermögen als
„todbringende Gefahr für den Mittelstand“
gegeißelt hätten. Er könne dieses Märchen
nicht mehr hören, sagte der Abgeordnete.
Unter dem Druck des „Propagandasturms
der Lobbyisten“ sei ein Gesetzentwurf mit
„großzügigen Steuergeschenken an die Un-

ternehmensdynastien“ vorgelegt worden.
Wer ein Unternehmen im Wert von 20 Mil-
lionen Euro erbe und sieben Jahre unter
Einhaltung einer bestimmten Lohnsumme
weiterführe, müsse keine Erbschaftsteuer
zahlen. Bei höheren Werten müsse der Er-
be darlegen, dass er bedürftig sei und die
Steuer nicht begleichen könne. „Es ist
kaum vorstellbar, dass jemand, der Unter-
nehmensvermögen im Wert von 70 Millio-
nen Euro erbt, bedürftig
sein soll und sich die Zah-
lung der Erbschaftsteuer
nicht leisten kann.“ Der
„Hammer“ sei jedoch, dass
bei noch höheren Erbschaf-
ten ein Abschmelzmodell
eingeführt werden solle.
Statt der Bedarfsprüfung
könne man das Modell
wählen und bekomme ei-
nen Abschlag von der Steu-
er. „Wer Hartz 4 bekommt,
wird aufs Gründlichste
durchleuchtet, bevor ge-
zahlt wird, aber bei den Reichen macht
man wieder eine Ausnahme. Das ist eine
Frechheit“, sagte Pitterle, der es als absolut
lächerlich bezeichnete, wenn die Lobbyis-
ten vom Ende des deutschen Mittelstands
sprechen würden. Es sei bis heute kein Fall
bekannt, in dem ein mittelständisches Un-
ternehmen an der Erbschaftsteuer zugrun-
de gegangen wäre. Bei Problemen hätte es
Erleichterungen wie Steuerstundungen ge-
ben können.

Die 4,5 Milliarden Euro Erbschaftsteuer,
die seit 2009 pro Jahr bezahlt worden sei-
en, habe fast schließlich die Mittelschicht
bezahlt, stellte Lisa Paus (Grüne) fest. 14
Prozent Steuer habe die Mittelschicht im
Durchschnitt bezahlen müssen. Dagegen
hätten die Erben der Superreichen und
selbst von DAX-Unternehmen bestenfalls
noch zwei Prozent Erbschaftsteuer für Be-
triebsvermögen gezahlt: „19 Milliarden

Euro sind dadurch bis 2013
dem Fiskus verloren gegan-
gen.“ Das Bundesverfas-
sungsgericht habe die Privi-
legierung großer Betriebs-
vermögen als unverhältnis-
mäßig bezeichnet, aber
dennoch unterscheide sich
der Entwurf der Regierung
kaum vom bisherigen Ge-
setz. Paus verlangte, die
Erbschaftsteuer müsse zu
einer Gerechtigkeitssteuer
werden, aber wirtschaftspo-
litisch vernünftig sein. Und

sie müsse verfassungsfest sein. Mit dem
Entwurf der Koalition bleibe es aber dabei,
dass die Mittelschicht die Erbschaftsteuer
zahlen müsse, und die Leistungsfähigen
müssten nicht zahlen. Und deshalb sei die
Regelung nicht gerecht.
Offen für Änderungen am Gesetzentwurf
zeigte sich Lothar Binding (SPD). Das Gute
sei, dass die Erbschaftssteuer erhalten wer-
de, sagte der Abgeordnete. „Das Schlechte
ist, dass wir die optimale Lösung noch

nicht gefunden haben“, so Binding. Er ver-
wies auf die Kritik des Bundesrates an der
Verschonungsregelung und zeigte sich zu-
gleich „optimistisch, dass wir eine Kom-
promiss finden“. Außerdem kritisierte Lo-
thar Binding die „simulierte Panik vieler
Unternehmen“ und den Druck von „Leu-
ten, denen des richtig gut geht“. Antje Till-
mann (CDU) zeigte sich ebenfalls über
den unangemessenen Ton von Verbänden
verärgert. Sie gab sich überzeugt, dass die
Koalition verantwortungsbewusst auch die-
ses Thema zu einem Kompromiss führen
werde.

Verfassungsgemäß Mit dem Entwurf ei-
nes Gesetzes zur Anpassung des Erb-
schaftsteuer und Schenkungsteuergeset-
zes an die Rechtsprechung des Bundes-
verfassungsgerichts soll eine verfassungs-
gemäße Ausgestaltung der Verschonung
betrieblichen Vermögens und damit eine
verfassungskonforme Erhebung der Steu-
er erreicht werden. Ziel ist es, die Arbeits-
plätze in den übergehenden Betrieben zu
sichern und die mittelständisch geprägte
Unternehmenskultur in Deutschland zu
erhalten. „Traditionelle Unternehmen
werden vielfach seit Generationen fortge-
führt und sichern über Jahrzehnte zahl-
reiche Arbeitsplätze“, heißt es in dem Ge-
setzentwurf, in dem ausdrücklich festge-
stellt wird: „Vorrangiger Zweck des Ge-
setzentwurfes ist es nicht, Mehreinnah-
men aus der Erbschaft- und Schenkung-
steuer zu erzielen.“ Hans-Jürgen LeerschT

Zu den offensiv auftretenden Lobbyorganisationen gehören die Vertreter der Familienunternehmen. Sie sorgen in der Politik auch für Irritationen. © Stephan Roters

»Unternehmen
sollen sicher

in die nächste
Generation

geführt
werden.«

Michael Meister (CDU)

»19 Milliarden
Euro sind

dem Fiskus
bis 2013
verloren

gegangen.«
Lisa Paus (Grüne)

KURZ NOTIERT

2.500 Euro für ehemalige
sowjetische Kriegsgefangene
Ehemalige sowjetische Kriegsgefangene
können einen finanziellen Anerken-
nungsbetrag von 2.500 Euro erhalten.
Das beschloss der Haushaltsausschuss
vergangene Woche einstimmig, indem er
einem Richtlinienentwurf des Bundesfi-
nanzministeriums zustimmte. Danach ist
Voraussetzung für die Anerkennungsleis-
tung, dass der Berechtigte den sowjeti-
schen Streitkräften angehörte und sich
zwischen dem 22. Juni 1941 und dem
8. Mai 1945 als Kriegsgefangener in ei-
nem deutschen Kriegsgefangenenlager
in Gewahrsam befand. Die Leistung, auf
die kein Rechtsanspruch besteht, wird
nur auf Antrag gewährt. Dieser Antrag
muss spätestens bis zum 30. September
2017 an das „Bundesamt für zentrale
Dienste und offene Vermögensfragen“ in
Berlin gerichtet werden. Die Leistungen
sind „höchst persönlicher Natur“ und
nicht übertragbar. mik T

Internationale Rechtshilfe
auf Hoher See geregelt

Der Bundestag hat vergangene Woche
auf Beschlussempfehlung der Verkehrs-
ausschusses (18/6089) einem Gesetzent-
wurf der Bundesregierung (18/5269)
über die internationale Zusammenarbeit
zur Durchführung von Sanktionsrecht
der Vereinten Nationen und über die in-
ternationale Rechtshilfe auf Hoher See
sowie zur Änderung seerechtlicher Vor-
schriften zugestimmt. Damit werden die
sich aus den Sanktionsbeschlüssen der
Vereinten Nationen ergebende Verpflich-
tung Deutschlands geregelt, auf Hoher
See unter Anerkennung des Flaggen-
staatsprinzips zu kooperieren. Die Ko-
operation könne insbesondere dadurch
erfolgen, dass ein anderer Staat ersucht
wird, angemessene Maßnahmen zur
Durchführung von Überprüfungen vor
Ort vorzunehmen. mik T

Bundestag beschließt
Steueränderungsgesetz

Der Bundestag hat am vergangenen
Donnerstag mit Koalitionsmehrheit bei
Enthaltung der Opposition dem von der
Regierung eingebrachten Steuerände-
rungsgesetz 2015 (18/4902, 18/6094)
zugestimmt. Darin wurden zumeist Vor-
schläge der Länder zum Beispiel zur
Schließung von Lücken im Umwand-
lungssteuergesetz aufgenommen. Gere-
gelt wird auch die Verlustabzugsbe-
schränkung bei Körperschaften. hle T

Kein Sonderermittler wegen
Cum-Ex-Geschäften

Einen Sonderermittler zur Aufarbeitung
der milliardenschweren Cum-Ex-Ge-
schäfte mit Dividenden von Aktien wird
es nicht geben. Der Bundestag wies mit
Koalitionsmehrheit einen gemeinsamen
Antrag der Grünen und Linken (18/3735,
18/6088) ab. Die Oppositionsfraktionen
kritisieren, dass die Steuerzahler mit die-
sen Geschäften um rund zwölf Milliar-
den Euro gebracht worden seien. Diese
Geschäfte waren zeitweilig möglich,
wenn eine Aktie um den Dividendenter-
min kurzfristig mehrere Eigentümer hat-
te. Dann kam es zu mehrfachen Erstat-
tungen von Steuern, die gar nicht ge-
zahlt worden waren. hle T

Anzeige

Letzter Baustein für die Bankenunion
FINANZEN II Steuerzahler haften nicht. Grüne verlangen Trennbankensystem »mit Biss«

Der Bundestag hat am vergangenen Don-
nerstag dem Abwicklungsmechanismus-
Gesetz zugestimmt und damit einen weite-
ren Schritt zur Einführung eines einheitli-
chen Abwicklungsmechanismus für in
Schieflage geratene Banken in Europa ge-
macht. „Das ist der letzte Baustein bei der
Bankenunion. Ziel ist, dass wir zukünftig
den Steuerzahler nicht mehr in die Pflicht
nehmen, wenn es zu Krisen kommt“, er-
klärte Alexander Radwan (CSU) in der De-
batte über den von der Bundesregierung
eingebrachten Gesetzentwurf zur Anpas-
sung des nationalen Bankenabwicklungs-
rechts an den Einheitlichen Abwicklungs-
mechanismus und die europäischen Vorga-
ben zur Bankenabgabe (18/5009, 18/5325,
18/6091, 186092). Für den Gesetzentwurf
stimmten die Koalitionsfraktionen CDU/
CSU und SPD sowie die Grünen. Die Linke
enthielt sich.
Das Gesetz regelt unter anderem, wie die
in Deutschland eingesammelten Banken-
abgaben auf den europäischen Abwick-
lungsfonds übertragen werden und welche
Behörde die der Bundesrepublik zustehen-
den Befugnisse ausübt. Angepasst werden
auch die Regelungen über die Verwendung
der Beiträge aus der Bankenabgabe aus den
Jahren 2011 bis 2014, nachdem die Finan-
zierung von Abwicklungsmaßnahmen vom

einheitlichen europäischen Abwicklungs-
fonds vorgenommen werden soll.

Kein Gemeinschaftsrecht Radwan erläu-
terte, dass der zu gründende Fonds natio-
nal aufgebaut und erst später europäisiert
werde. Rechtsgrundlage des Fonds sei nicht
das europäische Gemeinschaftsrecht, son-
dern er sei intergouvermental. Das sei rich-
tig, weil damit kein Präjudiz für eine euro-
päische Einlagensicherung geschaffen wer-

de. Die europäische Einlagensicherung hält
Radwan zum jetzigen Zeitpunkt für falsch.
Manfred Zöllmer (SPD erinnerte an die
Lehren aus der Finanzkrise. Damals seien
die Banken mit Steuergeld gerettet worden.
„Das war unausweichlich, aber wir haben
uns da»mals in die Hand versprochen, wir
wollen nicht noch einmal für die Zockerei-
en der Banken bluten.“ Daher würden in
Zukunft Eigentümer und Gläubiger vorran-
gig haften, nicht mehr die Steuerzahler.
Die Oppositionsfraktionen störten sich be-
sonders an den deutschen Großbanken, die
sie für viel zu groß hielten, als dass sie abge-
wickelt werden könnten. Axel Troost (Linke)
fragte, ob die geplanten 50 Milliarden Euro
im europäischen Fonds je reichen würden,
wenn es gelte, eine große Bank abzuwickeln.
Gerhard Schick (Grüne) sagte, die großen
Banken seien zu komplex und zu groß, so
„dass man sie nicht abwickeln kann“. Er ver-
langte ein europäisches Trennbankensystem
„mit Biss“. hle T

Abgewickelter Rest der WestLB
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Weiterführende Links zu den
Themen dieser Seite finden
Sie in unserem E-Paper

AUS PLENUM UND AUSSCHÜSSEN

Grüne für höhere Zinsbesteuerung
FINANZEN III Die Abgeltungsteuer auf Kapi-
talerträge soll noch in dieser Legislaturperiode
abgeschafft werden. Stattdessen sollen Kapi-
talerträge wie Zinsen, Dividenden und Veräu-
ßerungsgewinne der progressiven Einkom-
mensteuer unterworfen werden. Die Fraktion
Bündnis 90/Die Grünen fordert in einem An-
trag (18/6064), dass sämtliche Kapitalerträge
im Rahmen der jährlichen Steuererklärung
beim Finanzamt anzugeben sind. Der Antrag
wurde zusammen mit einem weiteren Antrag
(18/6065) am Donnerstag vom Bundestag an
die zuständigen Ausschüsse überwiesen.
Die anonyme Abführung der heutigen Abgel-
tungsteuer auf Kapitalerträge begünstigt nach
Angaben der Abgeordneten die Steuerhinter-
ziehung enorm. „Der Wegfall der Erklärungs-
pflicht für Kapitaleinkünfte in Verbindung mit
der Anonymität der Abgeltungsteuer führt da-
zu, dass den Finanzämtern und Steuerfahn-
dern wichtige Informationen und Indizien zur
Aufdeckung von Steuerhinterziehung fehlen“,
schreiben die Abgeordneten, die außerdem die
Privilegierung von Kapitaleinkommen gegen-
über Arbeitseinkommen durch die Abgeltung-
steuer als nicht vereinbar mit einem gerechten
Steuersystem bezeichnen. „Die massive Un-
gleichbehandlung mit einem Steuersatzunter-
schied von bis zu 20 Prozentpunkten verstößt
gegen jegliches Gerechtigkeitsempfinden“,

wird kritisiert. Es handele es sich um einen
Verstoß gegen den Gleichheitsgrundsatz. Da-
mit sei die Abgeltungsteuer verfassungswidrig.
Hintergrund des Antrags ist ein im Oktober
2014 von 51 Ländern (darunter auch die
Schweiz) unterzeichnetes Abkommen über den
automatischen Informationsaustausch in Steu-
ersachen, das zusammen mit einem weiteren
Gesetzentwurf (18/5919,,18/5920) an die Aus-
schüsse überwiesen wurde. Ab 2016 soll
Deutschland sämtliche Informationen über
ausländische Konten von in Deutschland an-
sässigen und steuerpflichtigen Personen erhal-
ten. Umgekehrt sollen auch deutsche Banken
Informationen über Kapitalerträge ausländi-
scher Kunden den Behörden melden, damit
diese weitergegeben werden können. Diese
Meldepflicht soll nach Vorstellungen der Grü-
nen auch für Inländer gelten.
Die Entdeckungsgefahr bei im Ausland ver-
steckten Konten werde massiv gesteigert und
die Möglichkeit der Kapitalflucht weitgehend
eingeschränkt, erwartet die Fraktion. Erinnert
wird, dass die Abgeltungsteuer eingeführt
worden sei, weil die Regierung angeblich kei-
ne Handhabe gegen illegale Kapitalflucht hat-
te. Spätestens mit der Einführung des Informa-
tionsaustausches könne dieses Argument nicht
mehr gelten. Die Abgeltungsteuer „wird spä-
testens dann obsolet“, so die Fraktion. hle T

DAS WILL ICH 
ONLINE LESEN!
Jetzt auch als E-Paper.
Mehr Information. 
Mehr Themen. 
Mehr Hintergrund. 
Mehr Köpfe. 
Mehr Parlament.

www.das-parlament.de
parlament@fs-medien.de

Direkt 
zum E-Paper

p



12 EUROPA UND DIE WELT Das Parlament - Nr. 40 - 28. September 2015

Zu oft U-Haft
in Europa
EUROPARAT „Auf Kosten der Unschulds-
vermutung wollen Politik und Justiz publi-
kumswirksam Härte gegenüber Delinquen-
ten demonstrieren“: In dieser Mentalität
sieht ein Bericht des Rechtsausschusses des
Europaratsparlaments eine Hauptursache
für die rechtsstaatswidrig in großem Stil
verhängte Untersuchungshaft. Die Resolu-
tion des spanischen Konservativen Pedro
Agramunt, die diese Woche bei der Herbst-
sitzung der Europaratsabgeordneten zu
den Schwerpunktthemen zählt, kritisiert
scharf diesen massenhaften „Missbrauch“
der U-Haft: Laut der Expertise sitzen euro-
paweit im Schnitt 25 Prozent aller Gefan-
genen ohne Verurteilung und damit ohne
Feststellung einer Schuld hinter Gittern.
Die höchsten U-Haft-Quoten haben An-
dorra (60 Prozent), die Türkei (50 Pro-
zent), Holland (46 Prozent), Luxemburg
(42 Prozent) und die Schweiz (41 Pro-
zent), am besten stehen Polen, Island, Bul-
garien und Rumänien mit Quoten zwi-
schen acht und elf Prozent da.
Agramunt lobt Fortschritte in einigen Län-
dern, vor allem in Polen, wo die Zahl der
U-Häftlinge sinkt. Grundsätzlich aber be-
mängelt der Bericht, dass in der Justizpra-
xis vieler Nationen die Rechtsprechung des
Menschenrechtsgerichtshofs missachtet
werde, nach der U-Haft nur in seltenen
Ausnahmefällen verhängt werden darf – et-
wa um die Flucht eines Beschuldigten ins
Ausland oder um die Manipulation und
Vernichtung von Beweismitteln zu verhin-
dern. Agramunt wirft einigen Staaten vor,
die Anordnung von U-Haft auch politisch
zu missbrauchen, um politische Konkur-
renten zu diskreditieren und auszuschalten
oder um Bürgerrechtler, kritische Anwälte
und oppositionelle Demonstranten einzu-
schüchtern. Namentlich genannt werden
in dem Bericht Russland, die Türkei, Aser-
baidschan und Georgien. kos TKürzen, stutzen, streichen

GRIECHENLAND Die zweite Amtszeit von Tsipras könnte noch unangenehmer werden als die erste

O
b der griechische Karika-
turist Ilias Makris Recht
behalten wird? Vor der
griechischen Parlaments-
wahl am 20. September
zeichnete er einen Alexis

Tsipras, der nachts aufwacht und verängs-
tigt sagt, er habe einen Alptraum gehabt.
Seine Frau fragt ihn, was er denn geträumt
habe, und Tsipras antwortet: „Ich bin wie-
dergewählt worden!“
Der erste Teil des Traums
ist wahr geworden: Tsipras
wird mindestens als zwei-
maliger Ministerpräsident
in Griechenlands Geschich-
te eingehen. Ob ein Alp-
traum daraus wird, ist noch
ungewiss. Der Wahlsieg war
überraschend deutlich: Im
Januar hatten 36,3 Prozent
der Wähler für Tsipras´
„Bündnis der radikalen
Linken“ (Syriza) gestimmt,
im September waren es
35,5 Prozent. Einen Politiker, der binnen
eines halben Jahres alle seine Versprechen
bricht und bei der nächsten Wahl nur 0,8
Prozentpunkte verliert, dürfte es in Europa
kein zweites Mal geben. Die geringen Ver-
luste sind wohl auch ein Hinweis darauf,
dass viele Griechen der beiden „alten“ Par-
teien Nea Dimokratia und Pasok derart
überdrüssig sind, dass sie über Fehler Syri-
zas hinwegzusehen bereit sind.

Ein Spiel auf Zeit wie bei ihrem ersten Ver-
such zwischen Januar und August kann
sich die neue alte Athener Zweiparteienko-
alition aus Syriza und den „Unabhängigen
Griechen“ nun aber nicht mehr leisten. Sie
muss die Vorgaben des dritten Memoran-
dums, auf das sich Griechenland und die
Geldgeber im August geeinigt hatten, in
Gesetzesform gießen und durchsetzen.
In der Regierung herrscht zumindest rheto-

risch inzwischen die Ein-
sicht, dass Athen sich an
Vereinbartes halten muss.
„Unser Ziel ist, die Verein-
barungen gerecht umzuset-
zen“, sagte Giannis Draga-
sakis, im neuen Kabinett
wieder stellvertretender Mi-
nisterpräsident. Er drückte
damit eine Hoffnung aus,
die viele Griechen moti-
viert hatte, erneut für Syriza
zu stimmen. Wenn die
Sparpolitik schon auf ab-
sehbare Zeit nicht zu been-

den ist, dann will man die Verantwortung
für weitere Kürzungen wenigstens einer po-
litischen Kraft übertragen, der zugetraut
wird, die Lasten fair zu verteilen.
Was also steht an? Die wichtigsten Stich-
worte lauten: Reform des Rentensystems
(wobei „Reform“ ein Euphemismus für
Kürzungen ist), eine (neuerliche) Rekapita-
lisierung der Banken, Beseitigung von un-
fairen Privilegien in mehreren Branchen,

Abschaffung der Anreize für Subventions-
betrug. Außerdem geht es um eine Ände-
rung der Zivilprozessordnung. Hier sind
die meisten Gesetze schon verabschiedet,
sie müssen in der Praxis aber erst greifen.
Künftig soll es schwieriger sein, Prozesse
durch Nichterscheinen oder andere dilato-
rische Maßnahmen in die Länge zu ziehen.
Prozesse, die über Jahre andauerten, waren
in Griechenland bisher ein großes Investiti-
onshemmnis und trugen zu einem Klima
des Misstrauens in der Wirtschaft bei.
Ganz oben auf Athens Prioritätenliste steht
jedoch die Bankenrekapitalisierung. Ab
2016 gelten in der EU neue Haftungsregeln

für die Sanierung oder Abwicklung ange-
schlagener Banken. Dabei werden zunächst
die Eigentümer, Anteilseigner und Konto-
inhaber der betroffenen Institute belastet,
dann erst muss gegebenenfalls die Allge-
meinheit in Form nationaler oder europäi-
scher Rettungsfonds einspringen. Um zu
vermeiden, dass diese so genannte „Haf-
tungskaskade“ greift, muss Griechenland
die Neuausstattung der vier großen („sys-
temrelevanten“) Bankhäuser des Landes
mit neuem Kapital bis Ende 2015 abschlie-
ßen – sonst drohen auch in Athen harsche
Maßnahmen, etwa Zwangsabgaben auf
Sparguthaben von mehr als 100.000 Euro,

wobei es kaum noch private Sparer gibt,
die über Konten mit einer solchen Einla-
genhöhe verfügen.
Auch den Pensionären kann Tsipras, der
einst versprochen hatte, die Renten wieder
auf Vorkrisenniveau anzuheben, nichts
schenken. Stattdessen kommt nun die Er-
höhung des Renteneinstiegsalters auf
67 Jahre sowie Kürzungen für Frührentner,
zum Teil sogar rückwirkend. Ärger könnte
Tsipras zudem mit den Landwirten bekom-
men, weil ihnen die bisherigen Subventio-
nen für verbilligten Dieselkraftstoff gekürzt
werden sollen. Diese Maßnahme richtet
sich allerdings gar nicht gegen „echte“
Landwirte, sondern gegen Griechen, die
sich steuerlich als solche ausgeben, um in
den Genuss der für diese Berufsgruppe vor-
gesehenen Steuervergünstigungen zu kom-
men. Hier die Betrüger zu treffen, ohne zu-
gleich Landwirte in Existenznot zu treiben,
wird bürokratisches Geschick erfordern.
Deshalb werden die eigentliche Schwierig-
keiten der kommenden Monate nicht da-
rin bestehen, die Reformgesetze mit der
knappen Regierungsmehrheit von fünf
Stimmen durch das Parlament zu bringen,
sondern die Reformen dann auch wirksam
im Alltag zu verankern. Genau daran sind
schließlich seit 2010 viele Reformen im
Land gescheitert – nicht immer, aber doch
sehr oft. Michael Martens T

Der Autor ist Korrespondent
der FAZ in Athen.

Rentnerprotest in Athen: Um die Sparauflagen der Gläubiger zu erfüllen, muss die griechische Regierung das Renteneinstiegsalter auf 67 Jahre anheben und Frührenten kürzen. © picture-alliance/AA

»Unser Ziel
ist es, die
Vereinba-

rungen
gerecht

umzusetzen.«
Giannis Dragasakis,

Vize-Premier

> STICHWORT
Haushoher Sieg für Syriza

> Ergebnisse Das Linksbündnis Syriza holte bei den Wahlen am
20. September 35,5 Prozent der Stimmen und lag damit klar
vor den Konservativen von der Nea Dimokratia (28,1 Prozent).
Drittstärkste Kraft wurden mit sieben Prozent wieder die
Rechtsextremisten der Goldenen Morgenröte. Die von der Syri-
za abgespaltene linke Volkseinheit (Lae) scheiterte mit 2,9 Pro-
zent knapp an der Drei-Prozent-Hürde. Die Wahlbeteiligung lag
bei nur 56,6 Prozent (Januar 2015: 63,9).

> Regierung Ministerpräsident Alexis Tsipras (Foto) bildete zwei
Tage nach der Wahl erneut eine Koalitionsregierung mit den
Rechtspopulisten der Unabhängigen Griechen (3,7 Prozent ). ©
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AUS PLENUM UND AUSSCHÜSSEN

Kindergärten für Malawi
ENTWICKLUNG Die Kindernothilfe setzt sich
für die Förderung der frühkindlichen Bildung
in Entwicklungsländern ein. Die Wirtschafts-
kraft eines Landes profitierte von ihr mehr als
jede spätere Investition im Bildungsbereich,
sagte Kindernothilfe-Vertreterin Dorothea
Schönfeld vergangene Woche im Ausschuss
für wirtschaftliche Zusammenarbeit. Die Orga-
nisation betreibt ihrer Auskunft nach früh-
kindliche Bildung, sorgt für „Bildung von un-
ten“ und legt den Grundstein für spätere
Lernleistungen wie überhaupt für den späte-
ren Platz in der Gesellschaft. Trotz dieser „rie-
sigen Chance“ gerade für ärmere Länder sei
die frühkindliche Bildung nach wie vor ein
Stiefkind der Entwicklungszusammenarbeit.
Weltweit würden für sie nur rund 0,5 Prozent
der Mittel aufgebracht, in der deutschen Ent-
wicklungszusammenarbeit seien es zwei Pro-
zent. Ziel müsse es sein, die frühkindliche Bil-
dung mit „ihren großen positiven Auswirkun-
gen auf alle Sektoren“ mit zehn Prozent der
Mittel zu fördern, sagte Schönfeld. Sie verwies
auf die Erkenntnisse aus der Wissenschaft,
nach denen 80 Prozent der Synapsengenese
im menschlichen Gehirn bis zum sechsten Le-
bensjahr abgeschlossen seien. Entwicklungs-
rückschritte in diesem Lebensabschnitt führ-
ten zu kaum aufholbaren Defiziten.

Gibson Nkanaunena, der für die Hilfsorgani-
sation World Relief und mit Unterstützung
der malawischen Regierung Projekte der
frühkindlichen Bildung in dem südostafrika-
nischen Land betreut, berichtete von einem
besseren Start in der Schule sowie deutlich
weniger Schulabbrüchen bei Kindern, die be-
reits in jüngsten Jahren in den Genuss von
Bildungsangeboten gekommen seien. Zudem
hätte sich die Kindereinrichtungen positiv auf
den Zusammenhalt und das Sozialleben der
Gemeinden ausgewirkt. Dennoch hätten in
Malawi nur rund drei Prozent aller Kinder Zu-
gang zu solchen Einrichtungen: „Hier muss
mehr getan werden“, sagte Nkanaunena. Sie
regte an, das Thema frühkindliche Bildung
stärker in den Fokus der Entwicklungszusam-
menarbeit zu stellen. „Wir würden sonst den
Kindern Chancen versagen“.
Der Erziehungswissenschaftler Reinhard Mar-
kowetz von der Ludwig-Maximiliams-Univer-
sität München bezeichnete frühkindliche Bil-
dungsangebote als „Eintrittskarte ins Le-
ben“. Er betonte, dass Bildung zuallererst ein
Menschenrecht sei. Wenn Volkswirtschaften
davon profitieren – „und das ist so“ – dann
sei dies „ein zusätzlicher Joker“ beim Eintre-
ten für frühkindliche Bildungsangebote auch
in Entwicklungsländern. ahe T

Karlsruhe stärkt
den Bundestag
BUNDESWEHR Im Februar 2011 evakuier-
ten Bundeswehrsoldaten 132 Deutsche
und andere EU-Bürger aus dem Bürger-
krieg in Libyen. Der Bundestag wurde vor
dem Auslandseinsatz nicht befragt. Die
Fraktion Bündnis 90/Die Grünen sah das
als rechtswidrig an und klagte vor dem
Bundesverfassungsgericht. In seinem Urteil
stärkte Karlsruhe in der vergangenen Wo-
che die Rechte des Bundestages bei Aus-
landseinsätzen deutscher Streitkräfte, auch
wenn es den Grünen in dem konkreten
Fall nicht Recht gab (Az.: 2 BvE 6/11).
Die Mission in Libyen sei auch ohne Zu-
stimmung des Bundestages ausnahmsweise
rechtmäßig gewesen, entschieden die Rich-
ter. Bei „Gefahr im Verzug“ sei eine nach-
trägliche Zustimmung des Parlaments
möglich. Zugleich aber präzisierten sie die
bisherige Rechtsprechung des Gerichts zu
bewaffneten Auslandseinsätzen deutscher
Soldaten und betonten die wichtige Stel-
lung des Parlaments in diesem Bereich. Die
Abgeordneten müssten bei bewaffneten
Auslandseinsätzen grundsätzlich vorher
befragt werden, schreiben die Richter. Der
so genannte Parlamentsvorbehalt gelte
„allgemein für den Einsatz bewaffneter
Streitkräfte“ im Ausland. Die Grundsätze
gelten dem Urteil zufolge jetzt auch für be-
waffnete Rettungseinsätze. „Auch humani-
täre Zielsetzungen als solche suspendieren
das Erfordernis konstitutiver parlamentari-
scher Zustimmung nicht“, erklärte Ge-
richtspräsident Andreas Voßkuhle. joh T

»Wir sind uns unserer Verantwortung bewusst«
NAMIBIA Die Opposition fordert eine Wiedergutmachung für den Genozid an den Hereros. Doch die Koalition blockt ab

Im Oktober 1904 befahl Generalleutnant
Lothar von Trotha in Deutsch-Südwestafri-
ka, dem heutigen Namibia, die brutale
Niederschlagung eines Aufstandes der He-
rero und Nama. Als der Vernichtungsfeld-
zug vier Jahre später endete, waren bis zu
100.000 Stammesangehörige von Deut-
schen getötet worden – sie wurden er-
schossen, verdursteten in der Wüste oder
starben in Konzentrationslagern.
Die Verbrechen der deutschen Kolonial-
macht gelten in der Wissenschaft seit lan-
gem als erster Völkermord des 20. Jahrhun-
derts. Doch dauerte es mehr als hundert
Jahre, bis die Bundesregierung sie offiziell
als solchen anerkannte.
Dass sowohl das Auswärtige Amt als auch
Bundestagspräsident Norbert Lammert
(CDU) zuletzt unmissverständlich von
Völkermord gesprochen hätten, sei „sehr
zu begrüßen“, lobte Niema Movassat (Die
Linke) am vergangenen Donnerstag in der
Bundestagsdebatte über zwei Anträge der

Oppositionsfraktionen zu Namibia
(18/5407, 18/385). Linke und Grüne kom-
men darin gleichermaßen zu dem Schluss:
Die Anerkennung als Völkermord ist ein
erster wichtiger Schritt, aber weitere müs-
sen folgen. Beide fordern eine offizielle
Entschuldigung durch die Bundesregie-
rung, aber auch eine Diskussion über eine
Wiedergutmachung. „Es geht dabei nicht

darum, jedem Nachkommen tausend Euro
in die Hand zu drücken“, erklärte Tom
Koenigs (Grüne), sondern darum, gegen
die in Namibia existierende „fast perfekte
Rassentrennung“ anzugehen. Movassat
sprach davon, „diejenigen, deren Vorfah-
ren Land und Vieh genommen wurden
und die deshalb heute in bitterer Armut le-
ben, zu unterstützen“.

Die Redner der Koalitionsfraktionen be-
tonten, dass sich Deutschland seiner histo-
rischen Verantwortung gegenüber Namibia
sehr wohl bewusst sei. Deshalb seien bis-
lang auch rund 800 Millionen Euro an
deutscher Entwicklungshilfe in das Land
geflossen, sagte Egon Jüttner (CDU). Insge-
samt sei die Zusammenarbeit zwischen
beiden Staaten sehr eng. Union und SPD
verwiesen darüber hinaus auf den politi-
schen Dialogprozess zwischen dem deut-
schen und dem namibischen Außenminis-
terium, der am 2. Juni 2014 begonnen hat.
Ziel dieses Dialoges sei es, erklärte Jüttner,
„die Fragen der Kolonialzeit zu überwin-
den und eine würdige Kultur des Geden-
kens und Erinnerns an die damaligen
Gräuel zu finden“. Dagmar Freitag (SPD)
sieht Deutschland damit „auf einem guten
Weg, unserer historischen Verantwortung
endlich gerecht zu werden“.
Beide warnten davor, dem Ergebnis des
Dialogprozesses „in dieser sensiblen Phase
der Gespräche“ (Freitag) durch Beschlüsse
des Bundestages vorzugreifen. Es wäre we-
nig hilfreich, urteilte Freitag, dadurch Dis-
kussionen in Gang zu setzen, die einer Ver-
söhnung zwischen beiden Ländern im Weg
stehen und neue „innernamibische Grä-
ben“ aufreißen könnten. Johanna Metz T

Weiterführende Links zu den
Themen dieser Seite finden
Sie in unserem E-Paper

Herero in Deutsch-Südwest, heute Namibia. Beim Aufstand der Herero und Nama gegen die deutsche
Kolonialherrschaft 1904-1908 starben Zehntausende, viele wurden ermordet. © picture-alliance/akg-images
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Debatten für
Gehörlose
BUNDESTAG In der vergangenen Woche
startete der Bundestag einen neuen Service
für Gehörlose und Hörgeschädigte: der
Live-Dolmetschung von Plenardebatten in
Gebärdensprache mit Einblendung von
Untertiteln. In den Sitzungswochen des
Parlaments werden die wichtigsten Debat-
ten am Donnerstag – die sogenannten
Kernzeitdebatten – sowie Sonderveranstal-
tungen, zum Beispiel Gedenkstunden, live
in Gebärdensprache gedolmetscht und un-
tertitelt. „Damit soll ein weiterer Schritt
zur möglichst umfassenden Teilhabe von
Menschen mit Behinderungen am politi-
schen Leben im Sinne der UN-Behinder-
tenrechtskonvention unternommen wer-
den“, erklärt dazu Ulla Schmidt (SPD), Vi-
zepräsidentin des Bundestages.
Die Übertragungen können im Internet
unter „www.bundestag.de/gebaerdenspra-
che“ verfolgt werden. Dort sind zudem
grundlegende Informationen über das Par-
lament, seine Aufgaben und Funktionswei-
se in Gebärdensprache abrufbar. red T

KURZ REZENSIERT

Mit diesem Buch liegt ein Insiderbericht
vor, der die Geschichte des Bundesministe-
riums für wirtschaftliche Zusammenarbeit
und Entwicklung (BMZ) von den Anfängen
1961 mit dem ersten Minister Walter
Scheel (FDP) bis zur Gegenwart mit Res-
sortchef Gerd Müller (CSU) beschreibt. Es
zeigt den schwierigen Weg eines Ministeri-
ums, das zwischen dem Auswärtigen Amt,
dem Wirtschaftsministerium sowie einigen
angrenzenden Ministerien seinen Weg fin-
den musste. Es ging immer um Kompeten-
zen, die eingefordert werden mussten und
dabei nicht immer die Unterstützung der
Kanzler hatten. Während die Anfänge des
Ministeriums noch ganz im Zeichen des
Kalten Krieges standen und zur Unterstüt-
zung des Alleinvertretungsrechts der Bun-
desrepublik gegen die DDR konzipiert war,
änderte sich die Fokussierung nach der
Wiedervereinigung auf Bereiche, die mehr
die Bedürfnisse der Entwicklungsländer be-
rücksichtigte. Die 60 Jahre deutscher Ent-
wicklungspolitik waren geprägt von unter-
schiedlichen Ausrichtungen: deutschland-
und wirtschaftspolitisch, rohstoff- und um-
weltpolitisch sowie friedenspolitisch.
Das Buch kann auch als Kompendium zum
Verständnis der institutionellen und inhalt-
lichen Ausrichtung der deutschen Entwick-
lungspolitik verstanden werden. Die Ergeb-
nisse der Entwicklungszusammenarbeit
werden am Schluss in einem Fazit tabella-
risch nach Fortschritten und Rückschritten
in den Entwicklungsländern geschildert.
Entgegen der landläufigen Meinung wur-
den weltweit wichtige Ziele erreicht. Es
fällt auf, dass Schwerpunktländer der bila-
teralen Zusammenarbeit mit Deutschland
wie Afghanistan, Bangladesch, Burundi, Ru-
anda, Südsudan oder die Ukraine noch
weit hinter den Erwartungen einer stabilen
Entwicklung zurückgeblieben sind.
Kein Autor hätte das Innenleben des Minis-
teriums besser beschreiben können als Mi-
chael Bohnet, der dem Ministerium seit
1978 in wichtigen Funktionen wie bei in-
ternationalen Verhandlungen angehörte
und eine Professur im Fach Volkswirt-
schaftslehre an der Universität Duisburg in-
ne hat. Frank R. Pfetsch T

Michael Bohnet:

Geschichte der
deutschen Ent-
wicklungspolitik

utb,
Stuttgart 2015;
284 S., 17,99 €

Wilfried Buchta gehört zu den besten Ken-
nern der jüngsten Entwicklungen im Iran
und im Irak. Sein herausragendes Buch ver-
fasste er nach seiner Rückkehr aus Bagdad;
dort hatte der Orientalist von 2005 bis
2011 als politischer Analyst für die UN-Mis-
sion gearbeitet. Während dieser Zeit konn-
te er mit nahezu allen irakischen Entschei-
dungsträgern über den Zustand des Landes
und dessen Zukunftsperspektiven diskutie-
ren. Einen Dolmetscher brauchte Buchta
nicht, er spricht fließend Arabisch und Per-
sisch.
Buchtas Buch ist mehr als wissenschaftli-
che Abhandlung über den Zerfall des Irak.
Vielmehr profitiert der Leser von den Au-
genzeugenberichten eines professionellen
Beobachters, der die politischen Entwick-
lungen historisch einordnen und analysie-
ren kann. Buchta folgt dabei nicht dem
amerikanischen Ansatz des „nation buil-
ding“, sondern widerlegt die von den USA
verbreiteten Mythen über den erfolgrei-
chen Demokratisierung des Irak. Er be-
nennt die Ursachen der tiefen politischen
und humanitären Krise im Nahen und Mitt-
leren Osten: Verantwortlich für die Misere
ist die Invasion der USA vom März 2003,
also der „auf der Grundlage von Fehlan-
nahmen, Selbsttäuschungen und Lügen“
geführte „falsche Krieg“ gegen das Zwei-
stromland. Die Fehlurteile und Konflikte in-
nerhalb der US-Administration führten an-
schließend zum Scheitern der Besatzungs-
und Wiederaufbaupolitik.
Detailliert berichtet Buchta, wie sich aus
den innenpolitischen Krisen des Irak der
Bürger- und der Religionskrieg entwickel-
ten. Zu den Spätfolgen dieser Ereignisse
gehört die Gründung des sogenannten „Is-
lamischen Staates“ (IS), gegen dessen mili-
tärische Erfolge es bislang keine wirksame
Strategie gibt. Die USA wollen keine Bo-
dentruppen gegen den IS einsetzen, da sie
die zu erwartenden hohen eigenen Verluste
fürchten. „Sie lassen lieber die kurdischen
Peschmerga kämpfen.“ Buchtas Fazit fällt
ebenso nüchtern wie realistisch aus: Der
Kampf gegen den IS wird noch lange wei-
tergehen. Aschot Manutscharjan T

Wilfried Buchta:

Terror vor Europas
Toren

Campus Verlag,
Frankfurt/M. 2015;
413 S., 22,90 €

Mehr Beratung gefordert
BILDUNG Koalition will Ausbildungsabbrüche minimieren

Der Bundestag fordert die Bundesregierung
auf, die Gleichwertigkeit und Durchlässig-
keit der beruflichen und akademischen Bil-
dung durchzusetzen. Gegen das Votum der
Oppositionsfraktionen Die Linke und
Bündnis 90/Die Grünen verabschiedete
das Parlament am Donnerstag einen ent-
sprechenden Antrag der Koalitionsfraktio-
nen CDU/CSU und SPD (18/4928).
Nach dem Willen von Union und Sozial-
demokraten soll die Regierung im Rahmen
der zur Verfügung stehenden Haushalts-
mittel gemeinsam mit den Ländern und
der Bundesagentur für Arbeit kohärente
Konzepte für die Verbesserung der Berufs-
und Studienorientierung und den Über-
gang von der Schule in den Beruf entwi-
ckeln. Damit soll Ausbildungs- und Studi-
enabbrüchen frühzeitiger vorgebeugt wer-
den. Diese Konzepte sollen schulform-
und zielgruppenadäquat ausgestaltet sein
und in entsprechender Form auch an Gym-
nasien Anwendung finden. Insgesamt
müssten die gesellschaftliche Wertschät-
zung und die Karrieremöglichkeiten der
Berufsausbildung verbessert werden.

Aussteiger Zudem soll die Beratung und
der Übergang für Studienaussteiger hin zu
einer beruflichen Aus- und Weiterbildung
gemeinsam mit den Ländern verbessert

werden. Es soll nachhaltige und zielgrup-
pengerechtere Beratungsstrukturen zum
Beispiel zwischen Kammern und Hoch-
schulen in der Fläche verankert werden.
Ferner sollen Jugendliche und junge Er-
wachsene sowie Familien mit Migrations-
hintergrund über das ihnen aus den Her-
kunftsländern vielfach nicht vertraute Prin-
zip der dualen Ausbildung informiert wer-
den. Die Gleichwertigkeit und Durchlässig-
keit der Bildungswege soll dabei herausge-
arbeitet werden.
Die Linksfraktion scheiterte gegen die
Stimmen aller anderen Fraktion mit einem
Antrag (18/4931), die Ausbildungsqualität
zu sichern und eine gute Ausbildung für al-
le zu schaffen. Die Ausbildungsqualität
müsse gesetzlich gesichert und die Ausbil-
dungsbedingungen überwacht werden,
hatte die Fraktion gefordert.

Keine Ausbildungsgarantie Ebenfalls mit
den Stimmen aller übrigen Fraktionen ab-
lehnt wurde ein Antrag der Grünen
(18/4938), das Recht auf Ausbildung mit
einer echten Ausbildungsgarantie zu ver-
wirklichen. Die Grünen hatten die Regie-
rung aufgefordert, ab dem Ausbildungsjahr
2016 ein Konzept für eine Ausbildungsga-
rantie vorzulegen und „assistierte Ausbil-
dung“ zu ermöglichen.. rol/aw T

E-Books aus Bibliotheken
RECHT Linksfraktion will die Ausleihe erleichtern

Nach dem Willen der Fraktion Die Linke
sollen E-Books im gleichen Maße von Bi-
bliotheken verliehen werden können wie
gedruckte Bücher. In einem Antrag
(18/5405), über den Bundestag am vergan-
genen Donnerstag in erster Lesung beriet,
fordert sie die Bundesregierung auf, einen
Gesetzentwurf zur Änderung des Urheber-
rechts vorzulegen, um „nicht-körperliche“
Werke mit „körperlichen“ Werken gleich-
zustellen. Zudem müsse der Bund gemein-
sam mit den Bundesländern die Mittel zur
Entschädigung von Verlagen und Autoren
für die durch Ausleihen entgangenen Ein-
nahmen aufstocken.
Die Linksfraktion begründet ihren Antrag
mit der wachsenden Bedeutung von elek-
tronischen Büchern. Laut einer Umfrage
des Branchenverbandes Bitkom vom Sep-
tember 2014 leihen 25 Prozent der Bürger
E-Books in Bibliotheken aus. Allerdings sei
das Angebot in den Bibliotheken „enttäu-
schend mager“, sagte die kulturpolitische
Sprecherin der Linken, Sigrid Hupach.
Bei den Koalitionsfraktionen CDU/CSU
und SPD sowie bei Bündnis 90/Die Grü-
nen stieß der Vorstoß der Linken jedoch
auf Skepsis bis offene Ablehnung. Der
CDU-Abgeordnete Stefan Heck verwies da-
rauf, dass ein Buchautor durch die ver-
mehrte Ausleihe von E-Books statt ge-

druckter Ausgaben seiner Werke Einkom-
meneinbußen befürchten müsse. Die Uni-
onsfraktion werde weiterhin dafür streiten,
dass ein Buchautor selbst „darüber ent-
scheiden darf, wer sein Werk zu welchen
Konditionen nutzen darf“, sagte Heck. Ei-
ne „Sozialisierung geistigen Eigentums“ sei
mit der Union nicht zu machen.

Digitale Angebote Der Vorsitzende des
Bundestags-Kulturausschusses, Sigmund
Ehrmann (SPD) bewertete die Forderun-
gen der Linken skeptisch. Eine rechtliche
Gleichstellung von digitalen und gedruck-
ten Büchern führe nicht automatisch zu ei-
nem gerechten Interessenausgleich zwi-
schen Autoren, Übersetzern und Verlagen
auf der einen Seite und den Bibliotheken
und deren Nutzern auf der anderen Seite.
Auch die medienpolitische Sprecherin von
Bündnis 90/Die Grünen, Tabea Rößner,
bewertete den Vorstoß der Linken kritisch.
Es sei zwar richtig, dass öffentliche Biblio-
theken über ein breitgefächertes digitales
Angebot verfügen sollten. Zugleich dürften
aber die Buchautoren nicht zu den Verlie-
rern werden. So zahlten kommerzielle
Leihportale zwischen 16 Cent und 1,20
Euro an die Buchautoren pro Ausleihe, die
öffentlichen Bibliotheken hingegen nur
vier Cent. Alexander Weinlein T

Herr Vowe, Herr Dohle, Sie haben in
mehreren Studien untersucht, wie Abge-
ordnete des Deutschen Bundestages On-
line-Medien für politische Kommunikati-
on nutzen. In den vergangenen Jahren
hat nicht nur die Bedeutung von Online-
Medien zugenommen, sondern auch die
von „Sozialen Netzwerken“. Sind Kanäle
wie Twitter, Facebook und Co. überhaupt
geeignet, politische Inhalte zu vermit-
teln?
Vowe: Kein Medium schließt von vornhe-
rein aus, dass man damit politische Inhalte
vermittelt. Man muss allerdings den Geset-
zen der jeweiligen Form genügen. Twitter
und Co. sind deshalb zur Vermittlung
komplexer politischer Inhalte erst einmal
nur bedingt geeignet. Die Zeit ist knapp,
um Aufmerksamkeit zu erzeugen und die
Botschaft rüberzubringen. Das gilt, wenn
Sie privat eine SMS schicken, ebenso wie
bei der politischen Kommunikation. Auf
Twitter haben Sie zwar auch nur 140 Zei-
chen für eine Botschaft. Sie können aber
auf Inhalte verlinken. Dadurch eröffnen
sich unendlich viele Möglichkeiten, auch
sehr komplexe Sachen zu transportieren.

Aber muss nicht bei Medien, die so
von Knappheit und Schnelligkeit geprägt
sind, die politische Analyse zwangsläufig
auf der Strecke bleiben?
Vowe: Sicher, tiefschürfende Analyse ist da-
rüber schwer machbar. Stattdessen gibt es
Nachrichten und Meldungen, aber vor al-
lem auch Stimmungsmitteilungen. Diese
Kanäle sind in hohem Maße politische
Stimmungsbarometer und Motoren für
Stimmungsmache, und werden von der
Politik auch so eingesetzt. Man analysiert
nicht lang und tief, sondern positioniert
sich, stark emotional getönt. Trotzdem ist
Analyse nicht gänzlich unmöglich. Sie
läuft aber eher im Hintergrund ab, eben
über die Verlinkung.

Wie nutzen die Abgeordneten Online-
Medien?
Dohle: Unterschiedlich. Twitter zum Bei-
spiel ist gar nicht so beliebt. Nur ungefähr
die Hälfte der Abgeordneten hat einen Ac-
count. Und nur etwa ein Drittel gibt an,
ihn auch regelmäßig zu nutzen. Die per-
sönliche Homepage und einen Facebook-
Zugang nutzen hingegen fast alle Abgeord-
neten. Das ist Standard. Wir verzeichnen
allerdings einen Trend hin zu den soge-
nannten Social Media. Abgeordnete geben
an, inzwischen weniger Zeit in die Pflege
ihrer Webseiten zu investieren, dafür aber
mehr in den Facebook-Account.

Wie lässt sich die online-affine Grup-
pe der Parlamentarier definieren?
Dohle: Parteizugehörigkeit oder auch Ge-
schlecht haben keinen messbaren Einfluss
auf die Online-Medien-Nutzung. Das Alter
spielt die entscheidende Rolle. Wenig über-
raschend: Die jüngeren Abgeordneten nut-
zen die Online-Medien intensiver. Die
zweite entscheidende Variable ist die Ein-

schätzung der Effektivität. Wer diese Me-
dien für geeignet hält, Botschaften unter
Journalisten, Bürger und Kollegen zu brin-
gen, bedient sich ihrer auch öfter.
Vowe: Man kann die Abgeordneten darü-

ber hinaus in drei Gruppen einteilen. Die
Gruppe der sehr intensiven Onliner, die
selbst wirklich begeistert im Internet unter-
wegs ist. Dann natürlich die klassischen
Verweigerer. Und in der Mitte die Menge
der Abgeordneten, die Online-Kanäle mit-
telbar nutzen, also beispielsweise über Mit-
arbeiter twittern lassen.

Mit welcher Absicht setzen Abgeord-
nete Online-Medien ein?
Dohle: Bei allen Kanälen stehen vor allem
die politische Information und das Ver-
breiten von politischen Meinungen im
Vordergrund. Es geht also weniger darum,
komplexe Zusammenhänge zu erklären.
Vielmehr wird auf eigene Anliegen verwie-
sen oder kurz über die politische Arbeit
und den politischen Alltag berichtet. Es
wird eine Art Tätigkeitsnachweis erstellt.

Das Private spielt also keine Rolle?
Keine Baby- und Urlaubsfotos?
Dohle: Nein, wirklich Privates bleibt in
den Profilen der Abgeordneten weitgehend

außen vor. Was wir aber schon finden, sind
alltägliche Situationen. Gehen Sie in einer
Sitzungswoche auf 20 Facebook-Seiten von
Abgeordneten und Sie werden auf zehn
Seiten ein Foto finden, wie ein Abgeordne-
ter gerade eine Schulklasse oder eine Se-
niorengruppe aus seinem Wahlkreis be-
treut. Ist das eine Vermittlung von politi-
schen Inhalten oder politischen Ideen?
Wohl kaum. Ebenso wenig übrigens wie
Berichte aus dem Wahlkreis, etwa vom
Schützenfest oder dem Spiel des örtlichen
Fußballvereins.

Wen erreichen die Abgeordneten da-
mit?
Dohle: Es wird ja immer behauptet, dass
neue Medien Politikern in erster Linie die
Möglichkeit böten, sich ungefiltert an die
Bevölkerung zu richten. Aber unsere Studi-
en zeigen, dass die Politiker mit ihren Bot-
schaften vor allem die Journalisten und
Kollegen und weniger die allgemeine Be-
völkerung erreichen wollen. Das zeigen
auch die relativ niedrigen Zugriffszahlen

auf Twitter-Accounts, auf die Facebook-
Profile und vor allem auf die Homepages
der Abgeordneten. Erreicht werden außer
Journalisten vor allem die eigenen Wähler
oder die engeren Unterstützer, keineswegs
aber die breite Masse.

Gemessen an der Popularität der
Netzwerke sind die Reichweiten also sehr
überschaubar. Woran liegt das?
Dohle: Zur politischen Information setzen
die meisten Menschen immer noch auf die
klassischen Massenmedien: Fernsehen, Ra-
dio und vor allem auch Zeitungen, ge-
druckt wie digital. Facebook oder auch
Twitter werden dafür eher selten genutzt.
Die jüngere Generation wächst allerdings
mit den neuen Medien auf und sucht dort
auch verstärkt nach politischen Informa-
tionen.

Das heißt, Politiker können nicht auf
traditionelle Medienarbeit verzichten?
Dohle: So ist es. Und das sehen die Abge-
ordneten ganz genauso. Der Einsatz von
Online-Medien ist eine Ergänzung zum be-
stehenden Kommunikationsrepertoire und
zur Medienarbeit, die auch durch persönli-
che Gespräche oder auch über die Zeitung
erfolgt, etwa im Wahlkreis über das Lokal-
blatt. Dieses Engagement wird auch nicht
reduziert, wenn die Abgeordneten zusätz-
lich andere Kanäle einsetzen. Abgeordnete
sind immer noch selbst sehr intensive Nut-
zer von Zeitungen. So gut wie jeder Abge-
ordneter gibt an, dass er täglich mindes-
tens eine Tageszeitung liest.

Twitter und Co. bieten die Möglich-
keit, sehr schnell Position zu beziehen.
Das bedeutet aber auch: Abgeordnete
können sich leicht in die Nesseln setzen.
Was erstmal im Internet ist, lässt sich ja
kaum wieder zurückholen.
Vowe: Das ist in der Tat eine Schwierigkeit.
Es ist sehr verlockend, sich sofort bemerk-
bar zu machen. Aber man kann sich damit
auch schnell die Finger verbrennen, bei-
spielsweise mit zu überhasteten Äußerun-
gen. Es schleifen sich aber langsam be-
stimmte Regeln ein. Die Abgeordneten ler-
nen zunehmend, behutsam damit umzu-
gehen und Vorsicht walten zu lassen.

Spätestens seit der Diskussion um
Hass-Postings bei Facebook ist auch die
dunkle Seite der „Sozialen Medien“ ins
Licht der Öffentlichkeit geraten. Verroht
durch Facebook, Twitter und Co. unsere
politische Kultur?
Vowe: Die neuen Kanäle ermöglichen uns,
Stammtischdebatten mitzubekommen, die
uns früher verborgen geblieben sind, weil
wir nicht mit am Tisch saßen. Jetzt ist das
anders und wir sind furchtbar erschrocken,
was da passiert. Wir werten diesen Unsinn
dann wie einen Leserbrief oder eine offi-
zielle Verlautbarung. Für die Verfasser hat
das aber oft einen ganz anderen Charakter.
Das ist eben wie eine Äußerung, die man
nach dem dritten Bier am Stammtisch un-
ter Freunden macht. Das erklärt die Unbe-
darftheit und Einfältigkeit dieser Einträge.
Gut ist, dass jetzt Regeln entwickelt werden
sollen, wie zivilisierter Umgang im Netz si-
chergestellt werden kann, damit die Gren-
zen der Meinungsfreiheit nicht überschrit-
ten werden.

Das Gespräch führten Jörg Biallas und
Sören Christian Reimer.

Die Kommunikationswissenschaftler
Gerhard Vowe und Marco Dohle von

der Heinrich-Heine-Universität Düsseldorf
forschen innerhalb des Forschungs-

projektes „Politische Kommunikation
in der Online-Welt“. Weitere

Informationen zu dem Projekt sind im
Internet auf www.fgpk.de

zu finden.

Die „Sozialen Netzwerke“ eignen sich nicht für die politische Analyse. © picture-alliance/dpa

Leises Zwitschern
INTERNET Die Forscher Gerhard Vowe und Marco Dohle über
Politikvermittlung 2.0 und warum die Zeitung wichtig bleibt

Die Düsseldorfer Kommunikationswissenschaftler Dr. Marco Dohle (links) und Prof. Ger-
hard Vowe im Bundestag © Deutscher Bundestag/Marco Urban



Weiterführende Links zu den
Themen dieser Seite finden
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Den Trollen
ans Geld

Trolle sind zur neuzeitlichen Pla-
ge geworden. Im Internet tum-
meln sich weltweit Menschen,
deren Lebenssinn nur noch da-

rin besteht, in Online-Foren mal so rich-
tig die Sau rauszulassen, zu pöbeln, zu
provozieren oder zu beleidigen, was das
Zeug hält. Fast immer im Schutz der
Anonymität und ohne Nennung des
wahren Namens. Ukraine, Islam, Ge-
schlechterquoten, Asyl, Klimawende,
Radfahrer, Veganer – jedes Streitthema
kann schnell ins Visier der Trolle gera-
ten. Denen ist mittlerweile die Politik,
sofern bestimmte Grenzen überschritten
werden, auf der Spur. So hat sich Bun-
desjustizminister Heiko Maas (SPD)
jetzt mit dem US-Konzern Facebook be-
deutungsschwer auf die Gründung einer
Task Force – präziser: eines Arbeitskrei-
ses – verständigt, um gegen bestimmte
Hasskommentare vorzugehen. Wenn‘s
denn hilft.
Während viele Online-Medien inzwi-
schen vor den digitalen Störenfrieden
kapituliert und ihre Kommentarfunktio-
nen abgeschaltet haben oder andere mit
Social-Media-Redakteuren verzweifelt
versuchen, Trolle mit ihren Ergüssen zu
entfernen oder mit Gegenargumenten
zu besänftigen, hat das amerikanisch-jü-
dische Online-Magazin „Tablet“ ein re-
volutionäres Modell entwickelt. Wer
kommentiert, muss dafür bezahlen.
Zwei Dollar am Tag, 18 Dollar im Mo-
nat oder 180 Dollar im Jahr kostet es,
andere notfalls auch zu beleidigen. „So-
lange die Trolle bezahlen, können sie sa-
gen, was sie wollen“, sagt Chefredakteu-
rin Alana Newhouse generös. Und siehe
da, die Zahl der Kommentare samt Pö-
beleien unter den „Tablet“-Texten hat
sich drastisch reduziert. Wut und Geiz
sind offenkundig zwei Seiten einer Me-
daille. Hans Krump T

VOR 25 JAHREN...

Eine Frage
der Namen
28.9.1990: Letzte Arbeitssitzung der
Volkskammer Die letzte reguläre Sit-
zung der DDR-Volkskammer sollte ei-
gentlich nur knapp drei Stunden dau-
ern. Doch am 28. September 1990 lie-
ferten sich die Abgeordneten eine der
hitzigsten Debatten in der kurzen Ge-
schichten des ersten und einzigen demo-
kratisch gewählten Parlaments der DDR.
Schlussendlich stritten sie rund 16 Stun-

den. Stein des Anstoßes war die Frage,
ob die Namen von Abgeordneten, die
als informelle Mitarbeiter für die Staats-
sicherheit tätig gewesen waren, öffent-
lich genannt werden sollten oder nicht.
Nachdem der heutige Bundespräsident
Joachim Gauck zum Beauftragten der
Bundesregierung für die Stasi-Unterla-
gen ernannt worden war, entschied die
Volkskammer noch am Vormittag, die
15 vom Prüfungsausschuss wegen ihrer
Stasi-Mitarbeit schwer belasteten Abge-
ordneten namentlich zu nennen. Als
nach einer Unterbrechung das Präsidi-
um aber beschloss, die Frage vom Verfas-
sungsausschuss erneut prüfen zu lassen,
initiierten die Grünen einen Sitzstreik
im Plenum. Eine öffentliche Namens-
nennung ließ sich so aber nicht erzwin-
gen. Zwar äußerte nach einer erneuten
Unterbrechung auch der angerufene Ver-
fassungsausschuss keine Bedenken, doch
CDU-Fraktionschef Günther Krause hat-
te mit seinem Antrag Erfolg, die Namen
nur unter Ausschluss der Öffentlichkeit
zu nennen. Am Nachmittag kamen al-
lerdings einige Beschuldigte aus der De-
ckung, aber nicht zu Schuldeingeständ-
nissen, sondern um sich zu rechtferti-
gen. So zum Beispiel Bauminister Axel
Viehweger (FDP), der noch in der Sit-
zung zurücktrat. Benjamin Stahl T

Joachim Gauck 1991
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LESERPOST

Zur Ausgabe 38-39 vom 14. September
2015, Haushalt und Flüchtlinge unter
anderem auf Seite 1:
Bundestagspräsident Norbert Lammert
sieht Deutschland wegen der Flüchtlings-
krise vor einem dauerhaften Wandel, der
das Land verändern wird. Aber wie sieht
dieser gesellschaftliche Wandel aus und
was bedeutet das für jeden einzelnen
Bürger? Diese Antwort ist Lammert
schuldig geblieben. Die Bundeskanzlerin
hat dagegen klare Fakten geschaffen und
muss sich jetzt Kritik an ihrer Urteilskraft
gefallen lassen, da sie die Dimension ih-
rer humanitären Geste falsch einge-
schätzt hat. Es werden mehr Flüchtlinge
als prognostiziert in diesem Jahr nach
Deutschland kommen
und die Flüchtlingswelle
endet auch nicht am Jah-
resende. Die Politik
macht es sich zu leicht
mit der Erfassung der
Problemlage.
Diese Migranten, die aus
unterschiedlichen Kultur-
kreisen kommen und un-
terschiedliche Fluchtmo-
tive haben, wollen viel-
leicht gar nicht integriert
werden oder erschweren
eine Integration aus den
verschiedensten Grün-
den. Spätestens dann
wird die noch herrschen-
de Flüchtlingseuphorie in
große Ernüchterung um-
schlagen.
Ernüchternd sind auch
die Zahlen, die das Nürn-
berger Institut für Arbeits-
markt- und Berufsfor-
schung für die Arbeits-
marktintegration ermit-
telt hat. Nur rund 55 Pro-
zent der nach Deutsch-
land kommenden Flücht-
linge und Asylbewerber
sind langfristig erwerbstä-
tig und nur ein Drittel
hat bei Ankunft einen Be-
rufsabschluss. Aber wie
kann man ad hoc Hun-
derttausende landesspezi-
fisch sozialisieren und für

den deutschen Arbeitsmarkt qualifizie-
ren? Das wird Jahre dauern und den
Bundeshaushalt entsprechend belasten,
was bei einer Konjunkturflaute zu Finan-
zierungslücken führt. Gesamteuropäisch
gesehen hat die Flüchtlingswelle deutlich
aufgezeigt, dass die Europäische Union
als monolithische Gemeinschaft geschei-
tert ist. Und das ist ein Problem mit un-
übersehbarer Langzeitwirkung.

Hans-Dieter Seul,
Berlin

Zur Ausgabe 33-34 vom 10. August
2015, „Der Putin-Komplex“ auf Seite 1:
Ich finde es erschreckend, dass kluge
Leute wie Egon Bahr, Helmut Schmidt,

Peter Scholl-Latour, Gabriele Krone-
Schmalz, Antje Vollmer, Gerhard Schrö-
der, Mathias Platzek und viele andere,
die dafür plädieren, sich auch in die Per-
spektive des Anderen zu versetzen, als
„Putin-Versteher“, „Querfrontler“ usw.
diskreditiert werden.
Sicherlich ist Russland kein demokrati-
sches Land, aber auch in Deutschland
kam das demokratische Bewusstsein
nach 1945 nicht über Nacht. Ich erinne-
re daran, dass zum Beispiel der soge-
nannte „Schwulen-Paragraph“ 175 auch
bei uns erst 1994 aus dem StGB gestri-
chen wurde und dass Nazis, die sich zum
Teil schrecklicher Verbrechen schuldig
gemacht hatten, nach 1945 in West-

deutschland unbehelligt ihre Karrieren
fortsetzen konnten.

Alexander Mikusch,
per E-Mail

Zur Ausgabe 33-34 vom 10. August
2015, Leserbrief zur Beilage „leicht er-
klärt!“ auf Seite 16:
Ich freue mich immer auf die Beilage, le-
se sie und gebe sie gleich weiter an unse-
re Lehrerinnen für die Integrationskurse.
Sie sind sehr dankbar dafür, dass sie ih-
ren Schülern und Schülerinnen mit Hilfe
dieser Ausgaben komplizierte Zusam-
menhänge erklären können. Leichte
Sprache ist noch viel zu wenig bekannt
und wird leider zu selten vor allem im

Politikbereich angewandt.
Mit Leichter Sprache kann
man vielleicht dazu bei-
tragen, dass sich wieder
mehr Bürgerinnen und
Bürger für politische In-
halte interessieren.

Ruth Reisinger,
Geschäftsführerin Volks-

hochschule Landkreis
Aichach-Friedberg

Die Beilage ist gut geeig-
net, um Kinder und Ju-
gendliche an „schwierige“
Themen heranzuführen.
Unterstrichen wird das
Ganze noch von den, wie
ich finde, wirklich guten
Piktogrammen.

Steffi Peters,
Daun

SEITENBLICKE

PANNENMELDER
In der Ausgabe 38-39
vom 14. September 2015
heißt es in der Bildunter-
schrift auf Seite 3, dass
das Parlament in Ungarn
über die Errichtung eines
Grenzzaunes entscheiden
müsse. Tatsächlich ent-
schied das Parlament, ob
Soldaten den bereits er-
richteten Grenzzaun zu-
sätzlich absichern sollen.

PERSONALIA

>Hedi Wegener
Bundestagsabgeordnete 1998-2009,
SPD
Hedi Wegener wird am 1. Oktober 70 Jahre
alt. Die Diplom-Sozialpädagogin aus Kirch-
gellersen im Kreis Lüneburg trat 1975 der
SPD bei, war von 2002 bis 2006 stellvertre-
tende Vorsitzende des SPD Unterbezirks Lü-
neburg und stand von 2007 bis 2009 an
dessen Spitze. Von 1995 bis 2007 gehörte
sie dem niedersächsischen Landesvorstand
der Arbeitsgemeinschaft Sozialdemokrati-
scher Frauen an und von 1999 bis 2007
dem Bundesvorstand. Von 1986 bis 2002
war sie Ratsfrau und amtierte von 1994 bis
1996 als Samtgemeindebürgermeisterin
von Gellersen. Wegener engagierte sich im
Bundestag im Rechtsausschuss, im Aus-
schuss für Angelegenheiten der Europäi-
schen Union sowie im Verteidigungsaus-
schuss. Seit 2010 ist sie Bundesvorsitzende
des Bundesverbands für Kindertagespflege.

>Werner Dörflinger
Bundestagsabgeordneter 1980-1998,
CDU
Am 2. Oktober vollendet Werner Dörflinger
sein 75. Lebensjahr. Der Redakteur aus
Waldshut-Tiengen schloss sich 1961 der
CDU an, war von 1967 bis 1991 stellvertre-
tender Vorsitzender des CDU-Kreisverbands
Waldshut und von 1991 bis 1993 Vorsitzen-
der. Dörflinger, von 1975 bis 1983 Erster
Beigeordneter bzw. Bürgermeister seiner
Heimatstadt und dort seit 1965 langjährig
auch kommunalpolitisch tätig, war von
1989 bis 1994 Mitglied des Waldshuter
Kreistags und gehörte seit 1989 der Regio-
nalverbandsversammlung Hochrhein-Bo-
densee an. Der Direktkandidat des Wahl-
kreises Waldshut arbeitete im Bundestag in
allen fünf Wahlperioden im Ausschuss für
Raumordnung, Bauwesen und Städtebau
mit, dessen Vorsitz er von 1992 bis 1998 in-
ne hatte. Sein Sohn Thomas Dörflinger ist
seit 1998 Bundestagsabgeordneter der CDU
und vertritt gleichfalls den Wahlkreis Wald-
shut. Bernd Haunfelder T

Haben Sie Anregungen, Fragen oder
Kritik?
Schreiben Sie uns:

Das Parlament
Platz der Republik 1
11011 Berlin
redaktion.das-parlament@bundestag.de

Leserbriefe geben nicht die Meinung
der Redaktion wieder. Die Redaktion
behält sich vor, Leserbriefe zu kürzen.
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Parlament“ erscheint am 5. Oktober.
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ORTSTERMIN PREISTRÄGER DES EUROPÄISCHEN WETTBEWERBS

»Macht hoch die Tür Europa«
Ist Europa tatsächlich eine Festung? Ein Bollwerk gegen
Flüchtlinge aus Krisenregionen? Der 62. Europäische
Wettbewerb – ältester deutscher Schülerwettbewerb – hat
sich mit dieser hochaktuellen Frage beschäftigt. Zum The-
ma „Europa hilft – Hilft Europa?“ waren über 75.000
Wettbewerbsbeiträge eingegangen. Die Jugendlichen hat-
ten sich dabei mit Europas Verantwortung in der Welt
auseinandergesetzt, mit Flüchtlingspolitik und mit fairen
Handelsbeziehungen.
29 Preisträger verbrachten vergangene Woche vier Tage im
Deutschen Bundestag. Zu ihnen gehört Janina Baur aus
Gomadingen in Baden-Württemberg, die in ihrem Text-
beitrag zu der Einschätzung gelangt: Nein, von einer „Fes-
tung Europa“ könne angesichts des lobenswerten Engage-
ments der europäischen Staaten und ihre Bürger nicht die
Rede sein. Um die Flüchtlingswelle einzudämmen, müss-
ten die Fluchtursachen in den Herkunftsländern beseitigt
werden, sagt sie. Paul Bisinger aus Tübingen fordert, end-
lich zu handeln: „Macht hoch die Tür Europa – zerstört

das Bild der Festung!“, ruft er am Ende seiner Nieder-
schrift auf. Ausgezeichnet wurden jedoch nicht nur Text-
beiträge, sondern auch Grafiken, Fotocollagen, Songtexte
und Malerei. So etwa das Bild von Johanna Fütterer aus
Neuhaus in der Oberpfalz. Wohlbeleibte Urlauber lassen
sich darauf bei ihren Strandaktivitäten nicht stören von
angeschwemmten toten afrikanischen Flüchtlingen. Mit
einem Preis bedacht wurde auch der Dortmunder Jams-
hed Mutahidi – als 17-Jähriger aus Pakistan nach
Deutschland geflüchtet. Gemeinsam mit seinem türki-
schen Freund Enes Salifoski hat er einen Song kompo-
niert und eingesungen, der von seiner Flucht erzählt und
die Menschen in Deutschland aufruft, ihr unbeschwertes
Leben zu schätzen.
Während ihres Aufenthaltes im Bundestag besuchten die
jungen Leute eine Plenarsitzung, nahmen an dem Plan-
spiel „Parlamentarische Demokratie spielerisch erfahren“
teil, trafen sich mit Bundestagspräsident Norbert Lam-
mert (CDU) für ein Gruppenbild und mit Abgeordneten

zu einem Gespräch über Flüchtlingspolitik. Spannende
und aufregende Erfahrungen seien das gewesen, so Janina
Baur. „Die Tage hier haben mir viele Einblicke in den
Bundestag und die Arbeit dort verschafft“, sagt die 17-Jäh-
rige. Paul Bisinger haben es vor allem die Gebäude des
Bundestags angetan. „Es wirkt kraftvoll, ist aber durch die
geringe Farbe dennoch bodenständig“, findet er. Die bei-
den haben natürlich auch eine Meinung zum Umgang
der deutschen Politik mit dem Flüchtlingsthema. Die
Bundesregierung, aber auch Europa hätten das Thema
viel zu lange aufgeschoben, sagt Paul Bisinger und schlägt
vor, die Dublin-Regelung durch den Königsteiner Schlüs-
sel zu ersetzen. Janina Baur ist der Ansicht, dass die Regie-
rung bereits einige gute Vorschläge gemacht habe, um die
Flüchtlingsproblematik zu verbessern, diese jedoch noch
nicht konkret umsetzen könne. „Ich wünsche mir mehr
Kommunikation in Europa, da dies meiner Meinung
nach die Basis für eine funktionierende Struktur dar-
stellt“, betont die Preisträgerin. Götz Hausding T

Julia Ignatova aus Weiden – Preisträgerin beim 62. Europäischen Wettbewerb für ihre Zeichnungen von Asylbewerbern im „Camp Pitman“ © Deutscher Bundestag/Inga Haar

»Israelis
& Deutsche«
AUSSTELLUNG Vor 50 Jahren nahmen
Deutschland und Israel diplomatische Be-
ziehungen auf. Die Deutsch-Israelische Ge-
sellschaft würdigt mit der Wanderausstel-
lung „Israelis & Deutsche“ bekannte und
weniger bekannte „Brückenbauer“, die zi-
vilgesellschaftliche Verbindungen zwischen
beiden Ländern in den vergangenen Jahr-
zehnten auf- und ausbauten. Eröffnet wird
die Ausstellung am 15. Oktober durch
Bundestagspräsidenten Norbert Lammert
(CDU), ab 16. Oktober ist sie für das Pu-
blikum geöffnet.
Ein Zeitstrahl von 1949 bis 2015 setzt die
historische Klammer für die Ausstellung.
Sechs Module beleuchten die Themen Pro-
log, Kluft, Annäherung, Wegbereiter, Ver-
bindungen und Schieflage. In diesen sechs
Abschnitten werden die Geschichten von
rund 160 Politikern, Kulturschaffenden,
Medienvertretern, Sportlern, Wissenschaft-
lern und Unternehmern aus Deutschland
und Israel erzählt – mittels Texten, Zitaten,
Fotos und Briefen.
Die Ausstellung ist vom 16. Oktober bis
13. November 2015 im Paul-Löbe-Haus zu
sehen. Sie kann gemäß den Zutrittsbedin-
gungen des Deutschen Bundestages nach
vorheriger Anmeldung montags von 9 bis
15 Uhr, dienstags bis donnerstags von
9 bis 16 Uhr und freitags von 9 bis 13 Uhr
besichtigt werden. Interessierte können
sich telefonisch unter der Nummer
030/227-38883 oder per E-Mail an
info-ausstellung-plh@bundestag.de an-
melden. Der Besuch der Ausstellung ist
kostenfrei. red T
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Dr. Angela Merkel, CDU, Bundeskanzlerin:

Wir stehen vor einer
globalen Herausforderung

Angela Merkel (*1954)
Bundeskanzlerin

Noch nie seit dem Zweiten
Weltkrieg waren so viele
Menschen auf der Flucht

wie heute. Das Flüchtlingshilfs-
werk der Vereinten Nationen
nennt eine Zahl von knapp 60
Millionen weltweit. Es braucht
nur diese eine Zahl, um zu verste-
hen, dass wir es nicht allein mit
einer deutschen Herausforderung,
auch nicht allein mit einer euro-
päischen Herausforderung, son-
dern mit einer globalen Heraus-
forderung zu tun haben, zu deren
Bewältigung jede Region, jedes
Land, jede politische Ebene, jede
Institution ihren Teil beizutragen
hat. Dies umfasst alles. Und alles
hat Hand in Hand zu gehen: die
Bekämpfung der Fluchtursachen,
der Schutz der Außengrenzen,
menschenwürdige Lebensbedin-
gungen in Flüchtlingslagern und
sogenannten Hotspots, deutlich
schnellere Asylverfahren, die
Rückführung derjenigen, die keine
Bleibeperspektive haben, die Inte-
gration der tatsächlich Schutzbe-
dürftigen. Je klarer diese Heraus-
forderung national, europäisch
und global gemeinsam angenom-
men wird, umso schneller wird sie
erfolgreich gemeistert werden.

Genau in diesem Sinne versteht
die Bundesregierung gemeinsam
mit Bund, Ländern und Kommu-
nen und der ganzen Gesellschaft
diese Aufgabe als nationale, als
europäische und als globale Kraft-
anstrengung.

Am Dienstag letzter Woche ha-
ben wir mit den Ministerpräsiden-
ten der Länder in vielen nationa-
len Einzelfragen Verbesserungen
vereinbart. Heute werden wir, so

hoffe ich jedenfalls, weitere not-
wendige Beschlüsse fassen, insbe-
sondere auch zur Frage der finan-
ziellen Unterstützung von Län-
dern und Kommunen durch den
Bund.

Ich will die Gelegenheit nutzen,
neben den unverändert vielen eh-
renamtlichen Helfern ganz aus-
drücklich auch den vielen Mitar-
beiterinnen und Mitarbeitern der
öffentlichen Verwaltung, der Poli-
zeikräfte, der Bundeswehr, des
Technischen Hilfswerks und im
Übrigen auch der Deutschen Bahn
AG zu danken, die immer wieder
alles geben, um auch in schwieri-
ger Lage möglichst reibungslose
Abläufe sicherzustellen.

Dies gilt auch für die alles ande-
re als einfache Durchführung der
temporären Grenzkontrollen, die
wir im Augenblick durchführen.

Es geht also um die Bewältigung
der akuten, ganz praktischen Auf-
gaben, aber mindestens so sehr
geht es um die Bewältigung der
längerfristigen Aufgaben, also vor-
neweg um die Integration der
Menschen, die dauerhaft bei uns
bleiben werden. Dazu gehört, dass
wir von ihnen erwarten, die Re-
geln und Werte zu respektieren,
die unsere Verfassung vorgibt, und
sich auf dieser Grundlage in unse-
re Gesellschaft zu integrieren, vor-
neweg mit der Bereitschaft, die
deutsche Sprache zu erlernen und
zu beherrschen.

Um denjenigen, die vor Krieg
und Verfolgung nach Europa ge-
flohen sind, tatsächlich angemes-
sen helfen zu können, ist es au-
ßerdem unerlässlich, die Asylver-
fahren deutlich zu beschleunigen.
So nachvollziehbar die jeweiligen
Motive für ein Verlassen der Hei-
mat auch sein mögen, wir müssen
gerade in den Fällen, in denen die
Menschen nicht aufgrund von
Krieg oder Verfolgung zu uns
kommen, deutlich schneller ent-
scheiden und die notwendigen
Rückführungen auch konsequen-
ter durchsetzen.

Meine Damen und Herren, ne-
ben der nationalen Ebene muss
die europäische Ebene ihren Teil
leisten. Menschenwürde, Rechts-
staatlichkeit, Toleranz und Solida-
rität verbinden uns in Europa

nicht nur kulturell. Sie sind Grün-
dungsidee, sie sind fester Bestand-
teil der Verträge und Grundlage
des gemeinsamen Handelns der
Europäischen Union. Unser Um-
gang mit der aktuellen Krise wird
unseren Kontinent auf lange Sicht
prägen. Ich möchte, dass Europa
diese gesellschaftliche, ökonomi-
sche, kulturelle und moralische
Bewährungsprobe besteht.

Die Europäische Union ist eine
Wertegemeinschaft und als solche
eine Rechts- und Verantwortungs-
gemeinschaft. Sie muss in der Pra-
xis zeigen, dass dieser Anspruch
auch trägt. Dazu gehört, dass die
Mindeststandards eingehalten
werden müssen, die wir in Europa
für die Unterbringung und Versor-
gung von Flüchtlingen und für die
Durchführung von Asylverfahren
festgelegt haben. Wir erleben ge-
genwärtig eine Situation, in der
diese Mindeststandards nicht
überall gegeben sind. Zur Rechts-
und Verantwortungsgemeinschaft
gehört auch, die Lage an den EU-
Außengrenzen besser zu kontrol-
lieren und zu organisieren. Eben-
so gehört dazu eine effektive
Rückführung derjenigen, die kei-
nen Anspruch auf Schutz in der
Europäischen Union haben. Und
dazu gehört die Einbindung und
Unterstützung wichtiger Her-
kunfts- und Transitstaaten bei der
Unterbringung und Versorgung
von Flüchtlingen, bei der Eindäm-
mung der Schleuserkriminalität
sowie – das wird uns noch sehr
fordern – bei der Bekämpfung der
Fluchtursachen. Das kann nur ge-
meinsam mit unseren transatlanti-
schen Partnern wie den Vereinig-
ten Staaten von Amerika sowie
mit Russland und mit den Staaten
der Region des Nahen und Mittle-
ren Ostens gelingen. Denken wir
nur an die desolate Lage in Syrien.

Die Europäische Kommission
hat vor zwei Wochen ein umfas-
sendes Maßnahmenpaket vorge-
schlagen, das aus unserer Sicht die
richtigen Ansätze enthält. Auf die-
ser Grundlage müssen wir jetzt
schnell zu konkreten Ergebnissen
kommen.

In einigen Bereichen hat Europa
bereits konkrete Fortschritte erzie-
len können. Wir haben uns im

Grundsatz auf eine gemeinsame
europäische Liste sicherer Her-
kunftsstaaten verständigt. Zudem
haben die Innen- und Justizminis-
ter vorgestern eine Umverteilung
von 120 000 Flüchtlingen aus be-
sonders betroffenen Mitgliedstaa-
ten beschlossen. Das Europäische
Parlament hatte zu diesem Vorha-
ben bereits im Vorfeld des Minis-
terrats in einer Dringlichkeitssit-
zung seine notwendige Stellung-
nahme abgegeben. Das Europäi-
sche Parlament hat damit eben-
falls ein hohes Maß an Verantwor-
tungsbewusstsein bewiesen, und
ich möchte dafür danken.

Eine solche Umverteilung kann
jedoch nur funktio-
nieren, wenn wir
an den EU-Außen-
grenzen zu einer
konsequenten Re-
gistrierung und
Überprüfung der
Schutzbedürftigkeit
der einreisenden
Flüchtlinge kom-
men. Das sollen die
sogenannten Hot-
spots sicherstellen, die Griechen-
land und Italien jetzt rasch ein-
richten müssen, gegebenenfalls
auch Bulgarien.

Ich bin zutiefst davon über-
zeugt, dass Europa nicht nur
punktuelle Umverteilungen, son-
dern vielmehr ein dauerhaftes Ver-
fahren für eine faire Verteilung
von Flüchtlingen auf die Mitglied-
staaten braucht. Die Bundesregie-
rung unterstützt die Vorschläge,
die die Europäische Kommission
hierzu vorgelegt hat. Das heißt,
wir haben jetzt einen ersten
Schritt gesehen, aber wir sind
noch lange nicht am Ende, also
dort, wo wir hinkommen müssen.

Aber auch dieser erste Schritt
hat viel Arbeit erfordert. Deshalb
möchte ich unserem Innenminis-
ter Thomas de Maizière ganz herz-
lich danken für die Arbeit, die da
geleistet wurde.

Nach dem Treffen der Innenmi-
nister vorgestern fand gestern
Abend ein informelles Treffen der
Staats- und Regierungschefs der
Europäischen Union statt. Bei die-
sem Treffen haben alle Teilnehmer
in Brüssel – ich betone: alle Teil-
nehmer – die gesamteuropäische
Dimension der Flüchtlingskrise
anerkannt. Alle haben den Willen
bekräftigt, gemeinsam und enga-
giert an tragfähigen Lösungen zu
arbeiten. Dieses Signal der Einig-
keit müssen wir jetzt nutzen, um
in den vielen Einzelfragen weiter
voranzukommen.

Außerordentlich große Folgen
hat die Lage in Syrien ja auch für
die Nachbarstaaten: Jordanien, Li-
banon oder die Türkei, wo sich
Millionen syrische Flüchtlinge
aufhalten, haben mit noch weit
größeren Herausforderungen zu
kämpfen, als wir uns das in
Europa vorstellen können – mit
Herausforderungen, die ihre eige-
nen Kräfte bei weitem oder zu-
mindest fast übersteigen. Der EU-
Ratspräsident Donald Tusk hat
deshalb gestern von seinen Reisen
berichtet, die er in den vergange-
nen Tagen in die Region unter-
nommen hat. Wir waren uns alle
einig, dass diese Staaten unsere

Unterstützung
brauchen – nicht
nur aus Gründen
der Humanität,
sondern auch, weil
dies direkt mit der
Frage zusammen-
hängt, wie viele
Menschen sich von
dort aus auf den
Weg nach Europa
machen. Insofern

war es richtig und wichtig, dass
wir gestern beschlossen haben, 1
Milliarde Euro für UN-Institutio-
nen, insbesondere für das Welter-
nährungsprogramm, zur Verfü-
gung zu stellen, teils aus Mitteln
der Kommission, teils aus Mitteln
der Mitgliedstaaten. Deutschland
wird sich daran natürlich beteili-
gen.

Besonders ausführlich haben
wir beim Europäischen Rat darü-
ber gesprochen, wie wir unsere
Unterstützung für die Türkei stär-
ken können, mit der die Europäi-
sche Union eine gemeinsame Au-
ßengrenze teilt. Jean-Claude Jun-
cker und Donald Tusk werden
sich am 5. Oktober mit dem türki-
schen Präsidenten Erdogan tref-
fen. Wir haben die beiden und al-
le europäischen Institutionen da-
zu ermuntert, intensive Gespräche
mit der Türkei zu führen. Wir wer-
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den nur gemeinsam mit der Tür-
kei unsere Außengrenzen sichern
können, meine Damen und Her-
ren.

Wir haben beim Europäischen
Rat natürlich auch darüber ge-
sprochen, dass zu der Sicherung
der Außengrenzen der Aufbau von
sogenannten Hot-
spots gehört. Sie
sollen helfen, die
Lage dort besser zu
organisieren und
zu kontrollieren.
Ich freue mich,
dass wir uns darauf
geeinigt haben und
dass sowohl Italien
als auch Griechen-
land bereit sind,
bis Ende November solche Hot-
spots aufzubauen, mit dem Ziel,
dort Registrierungen vorzuneh-
men, Fingerabdrücke abzuneh-
men, Identifikationen vorzuneh-
men und die Fähigkeit zu entwi-
ckeln, sowohl Verteilungen als
auch Rückführungen von dort aus
durchzuführen. Wer die entspre-
chenden Prozesse bei uns im In-
land kennt, hat eine Ahnung da-
von, dass das eine sehr ambitio-
nierte Planung ist. Trotzdem habe
ich mich gefreut, dass es von bei-
den Ländern, Italien und Grie-
chenland, die Bereitschaft gab,
diese Arbeiten jetzt zu beschleuni-
gen.

Wir sind an den Außengrenzen
– ich hatte es am Beispiel der Tür-
kei schon gesagt – auch ganz ent-
scheidend auf die Zusammenar-
beit mit unseren unmittelbaren
Nachbarstaaten angewiesen. Las-
sen Sie mich in diesem Zusam-
menhang deshalb ausdrücklich
auf die konstruktive Rolle Serbiens
hinweisen und auf die enormen
Belastungen, die die bisherige Si-
tuation für Mazedonien mit sich
gebracht hat. Auch das sollten wir
vor Augen haben.

Meine Damen und Herren, wir
waren uns beim gestrigen Euro-
päischen Rat alle einig, dass die
Bekämpfung von Fluchtursachen
eine ebenso europäische wie glo-
bale Aufgabe ist. Die globalen Ur-
sachen von Flucht und Vertrei-
bung sind sehr unterschiedlich;
sie umfassen Gründe wie Kriege,
Konflikte und politische Verfol-
gung, wie wir es etwa in Syrien
und in Eritrea erleben. Hinzu
kommen Flüchtlinge aufgrund
von Naturkatastrophen wie Über-
schwemmungen oder Dürre. Es
gibt auch viele Menschen, die we-
gen Armut und Perspektivlosigkeit
flüchten; denn noch immer leben
1,3 Milliarden Menschen weltweit
in extremer Armut, noch immer
leiden 800 Millionen Menschen
weltweit Hunger, noch immer
sind Frauen besonders von Armut
betroffen, noch immer haben
Frauen einen viel schlechteren Zu-
gang zu Bildung, Ausbildung und
zum Arbeitsmarkt als Männer,

noch immer sterben zu viele Frau-
en bei der Geburt eines Kindes,
obwohl sie gerettet werden könn-
ten, und noch immer haben zu
viele Menschen keinen Zugang zu
menschenwürdigen Sanitärein-
richtungen. Um zentrale, globale
Zukunftsaufgaben wie diese geht

es in der Agenda
2030 für nachhalti-
ge Entwicklung, die
wir an diesem Wo-
chenende in New
York verabschieden
werden.

Im Oktober jährt
sich der 70. Jahres-
tag der Gründung
der Vereinten Natio-
nen. Noch nie in ih-

rer Geschichte stand die Mensch-
heit vor so großen gemeinsamen
Aufgaben. Armut in ihrer
schlimmsten Form kann und
muss endlich weltweit überwun-
den werden, um allen Menschen
ein Leben in Würde zu ermögli-
chen.

Gleichzeitig sind die Belastungs-
grenzen unseres Planeten zum Teil
bereits weit überschritten. Das er-
fordert einen dringenden Wandel
hin zu einer nachhaltigen Gestal-
tung unserer Welt. Die 2030-Agen-
da setzt bei diesen Missständen an
und entwirft umfassende, nach-
haltige Lösungen; denn langfristi-
ge Erfolge werden wir nur haben,
wenn wir globale Herausforderun-
gen wie Ernährungssicherung, Ge-
sundheit, Bildung, Menschenrech-
te oder die Gleichberechtigung der
Geschlechter als Ganzes anneh-
men und angehen, wenn wir die
wirtschaftlichen, sozialen und
ökologischen Aspekte gleicherma-
ßen ins Auge fassen.

Meine Damen und Herren, die
sich seit Jahren zunehmend zu-
spitzende Flüchtlingskrise zeigt
wie kein anderes Thema, wie not-
wendig der in der 2030-Agenda
für nachhaltige Entwicklung ge-
wählte Ansatz ist. Diese Agenda
kann somit auch als ein globaler
Plan zur Verringerung von Flucht-
ursachen begriffen werden. Und
alle sind Teil dieser Agenda, nicht
mehr nur die Entwicklungsländer;
alle müssen ihren Beitrag zur
nachhaltigen Entwicklung leisten.

Das wird auch bei vielen Treffen
und Gesprächen am Rande des
Gipfels eine wichtige Rolle ein-
nehmen.

Ich will meine Begegnungen
mit Kollegen aus den afrikani-
schen Staaten für die Vorbereitung
der EU-Afrika-Konferenz in Vallet-
ta im November nutzen. Ich be-
grüße es, dass auch der Generalse-
kretär der Vereinten Nationen zu
einem hochrangigen Treffen ein-
lädt, um eine verbesserte Zusam-
menarbeit in Flüchtlings- und Mi-
grationsfragen zu erreichen. Die
Bundesregierung wird durch den
Bundesaußenminister Frank-Wal-
ter Steinmeier vertreten sein. Ihm

möchte ich dafür danken, dass er
sich mit den Außenministern der
G 7 sowie weiterer Staaten, aber
beispielsweise auch im Rahmen
seiner Reise in die Türkei in der
letzten Woche für eine verbesserte
Unterstützung der Länder einsetzt,
die unmittelbar an Krisen- und
Konfliktherde angrenzen und ei-
nen großen Teil der Flüchtlinge
aufnehmen. Herzlichen Dank!

Meine Damen und Herren, eini-
ge der neuen Ziele werden nicht
kurzfristig und nicht einfach zu
erreichen sein. Wenn wir jedoch
auf die im Jahr 2000 verabschie-
deten Millenniumsentwicklungs-
ziele zurückschauen, dann stellen
wir fest, dass diese Millenniums-
ziele der erfolgreichste globale
Plan gegen Armut waren. Beein-
druckende Fortschritte wurden da-
bei erzielt, die Zahl der in extre-
mer Armut lebenden Menschen
zu halbieren und den Anteil der
Bevölkerung mit Zugang zu Trink-
wasser zu erhöhen. Schon 2000
hatten viele nicht gedacht, dass
man ein solches Ziel erreichen
kann. Trotzdem ist es gelungen. Es
gab Fortschritte im Gesundheits-
bereich, etwa im Kampf gegen Ma-
laria und Tuberkulose. Ebenso
zeigten sich sichtbare Verbesserun-
gen bei der Grundschulbildung,
wenngleich längst nicht alle Ziele
erreicht wurden.

Was wir in den kommenden
Jahren erreichen wollen, wird im
Herzstück der 2030-Agenda festge-
legt: 17 konkrete Ziele mit 169
Unterzielen, also die sogenannten
Sustainable Development Goals,
die die Weltgemeinschaft bis zum
Jahr 2030 umsetzen will. Zentraler
Bestandteil der neuen Agenda
sind dabei unter anderem der
Schutz des Klimas und die nach-
haltige Nutzung der natürlichen
Lebensgrundlagen. Diese spielen
für die heutigen, vor allem aber
für die kommenden Generationen
in Entwicklungs- wie in Industrie-
ländern eine übergeordnete Rolle.

Auf internationaler Ebene wol-
len wir im Dezember in Paris ein
umfassendes und verbindliches
Klimaabkommen erreichen. Die
Europäische Union hat dazu ihre
Position festgelegt. Das ist sehr er-
freulich. Vom Paris-Gipfel muss,
anknüpfend an die G-7-Beschlüsse
von Elmau, das klare Signal einer
zukünftigen Dekarbonisierung
unserer Wirtschaft zur Einhaltung
des 2 Grad Ziels ausgehen. Dafür
müssen sich alle Staaten verpflich-
ten, entsprechende nationale und
internationale Maßnahmen um-
zusetzen.

Für uns Industrieländer bedeu-
tet dies darüber hinaus, dass wir
unsere bereits 2009 in Kopenha-
gen gegebene Zusage, nämlich
jährlich 100 Milliarden US-Dollar
an öffentlichen und privaten Mit-
teln ab 2020 für die Klimaschutz-
finanzierung in Entwicklungslän-
dern zu mobilisieren, glaubwür-

dig erfüllen müssen. Deutschland
wird seine Mittel für die Klima-
schutzfinanzierung bis 2020 ge-
genüber 2014 verdoppeln und
geht damit mit gutem Beispiel vo-
ran.

Auf nationaler Ebene wird
Deutschland die Umsetzung der
Ziele vorantreiben. Darüber hi-
naus setzen wir uns weiter für ei-
nen Wandel unserer Wirtschaft
hin zu einer nachhaltigeren Wirt-
schaftsweise mit verminderten kli-
maschädlichen Emissionen ein.
Dazu haben wir uns das Ziel ge-
setzt, die Emission von Treibhaus-
gasen gegenüber 1990 bis zum
Jahr 2020 um 40 Prozent und bis
zum Jahr 2050 um mindestens 80
bis 95 Prozent zu senken.

Die Weltgemeinschaft hat sich
mit der 2030-Agenda für die kom-
menden 15 Jahre also viel vorge-
nommen. Die Bundesregierung
verpflichtet sich zu einer ehrgeizi-
gen Umsetzung dieser Agenda.
Denn auch in Deutschland sind
wir an einigen Stellen noch zu
weit von einem nachhaltigen Le-
ben, Wirtschaften und Umgang
mit unseren natürlichen Ressour-
cen entfernt.

Gleichwohl ermöglicht unsere
nationale Nachhaltigkeitsstrategie
mit ihren konkreten Zielen und
Indikatoren bereits seit 2002 ein
politikübergreifendes Monitoring
unserer Nachhaltigkeitsanstren-
gungen. Sie wird auch ein wesent-
licher Rahmen für die Umsetzung
der 2030-Agenda durch Deutsch-
land sein. Bis Herbst 2016 werden
wir sie unter Berücksichtigung der
2030-Agenda in allen wesentli-
chen Aspekten überprüfen und,
wo nötig, auch weiterentwickeln.
Über die Strategie wird dann fest-
gelegt werden, mit welchen natio-
nalen Zielen, Indikatoren und
Maßnahmen wir zu welchem Ziel
der Sustainable Development
Goals beitragen wollen.

Im Lichte einer globalen Part-
nerschaft baut die Bundesregie-
rung dabei auf weitere Partner, auf
die organisierte Zivilgesellschaft
mit ihren vielfältigen Aktivitäten,
auf Wirtschaft und Wissenschaft,
auf Länder und Kommunen. Alle
sind gefragt, eigene ehrgeizige Bei-
träge zu definieren, die sie jeweils
zur Verwirklichung der Agenda
leisten können.

Auf der Ebene der Europäischen
Union wirbt die Bundesregierung
in Brüssel mit Nachdruck für eine
neue EU-Nachhaltigkeitsstrategie.
Auf der Ebene der Vereinten Na-
tionen wird das sogenannte Hoch-
rangige Politische Forum zentraler
Akteur bei der Überprüfung der
Umsetzung der Agenda sein.
Deutschland wird mit gutem Bei-
spiel vorangehen und im Rahmen
dieses Gremiums bereits im
nächsten Jahr als einer der ersten
Staaten weltweit seine Umset-
zungsanstrengungen international
vorstellen.

Um alle Ziele zu erreichen,
brauchen wir erstens effiziente
Strukturen. Auch im 70. Jahr ihres
Bestehens sind die Vereinten Na-
tionen durch ihre einzigartige Le-
gitimität unersetzlich; aber auch
sie müssen sich an die neuen He-
rausforderungen anpassen.
Deutschland wird sich in den not-
wendigen Reformprozess aktiv
einbringen.

Um alle Ziele zu erreichen,
brauchen wiren zu ermöglichen,
m zweitens die notwendigen fi-
nanziellen Ressourcen. Deutsch-
land steht zu seinen Verpflichtun-
gen. Der Etat des Bundesentwick-
lungsministers wächst in den
nächsten Jahren verlässlich. Wir
werden Milliarden mehr für Ent-
wicklungshilfe ausgeben.

Um aber sinnvoll Investitionüs-
sen wir auch privates Engagement
fördern. Nur mit öffentlichen Mit-
teln werden wir das nicht schaf-
fen.

In den nächsten Tagen werden
wir all diese Fragen in den Verein-
ten Nationen diskutieren. Ge-
meinsam mit den ebenfalls nach
New York reisenden Bundesminis-
tern werde ich mich für die Lö-
sung aktueller Fragen sowie für
die Bewältigung der langfristigen
Herausforderungen einsetzen. Da-
für bietet uns die neue Agenda für
nachhaltige Entwicklung eine gute
Grundlage.

Meine Damen und Herren, um
die großen Herausforderungen
unserer Zeit erfolgreich bewältigen
zu können, wird es entscheidend
sein, dass alle Maßnahmen, alle
Ebenen und alle Institutionen
sinnvoll ineinandergreifen. Was
wir auf kommunaler, regionaler
und nationaler Ebene tun kön-
nen, besprechen wir heute und
natürlich immer wieder fortlau-
fend mit den Ministerpräsidenten
der Länder. Was wir auf europäi-
scher Ebene tun können, war am
Dienstag Thema bei den Innen-
und Justizministern und gestern
bei den Staats- und Regierungs-
chefs. Was wir auf globaler Ebene
tun können, besprechen wir in
den kommenden Tagen in New
York.

Die Bundesregierung wird auch
in den kommenden Wochen, Mo-
naten und Jahren mit aller Kraft
und auf allen Ebenen darauf hin-
wirken, dass die erforderlichen
Entscheidungen getroffen und
dann auch umgesetzt werden. So
wird es uns gelingen, auch die
großen Aufgaben, vor denen wir
stehen, erfolgreich zu meistern.

Ich bin fest überzeugt: Die
Chancen sind so viel größer als
die Risiken. Wir müssen sie nur
erkennen und nutzen. Und wer,
wenn nicht wir, hätte die Kraft da-
zu? Ich bin überzeugt, dass wir
das schaffen.

(Anhaltender Beifall bei der CDU/CSU

– Beifall bei der SPD)

Nur mit
öffentlichen

Mitteln
werden

wir das nicht
schaffen.
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Dr. Sahra Wagenknecht, DIE LINKE:

Grenzen dicht
für Steuerflüchtlinge

Sahra Wagenknecht (*1969)
Landesliste Nordrhein-Westfalen

Frau Bundeskanzlerin, Sie
selbst haben die Zahl ge-
nannt: 60 Millionen Men-

schen sind weltweit gegenwärtig
auf der Flucht. Viele von ihnen
hatten ihre Heimat früher in Län-
dern wie dem Irak, wie Afghanis-
tan, Libyen oder auch Syrien. Sie
fliehen nicht vor Naturkatastro-
phen; sie fliehen vor Terrorbanden
wie den Taliban oder dem IS, sie
fliehen auch vor Assad, aber sie
fliehen vor allem vor den Folgen
westlicher Politik; denn es waren
die als humanitäre Intervention
maskierten Ölkriege der Vereinig-
ten Staaten und ihrer europäi-
schen Verbündeten, die in Afgha-
nistan und im Irak verbrannte Er-
de hinterlassen haben und die
Mördermilizen des IS und jetzt
auch die Taliban in Afghanistan
erst wieder so stark gemacht ha-
ben, wie sie gegenwärtig sind.
Und es waren westliche Interven-
tionen, die die staatlichen Struktu-
ren in Libyen zerstört und die
auch in Syrien den Bürgerkrieg
immer weiter angeheizt haben.

Und es sind nicht zuletzt deutsche
Waffen, die in all diesen Ländern
Tod und Schrecken verbreiten.
Deshalb: Wer von Flüchtlingen re-
det, der darf über Kriege, Droh-
nenterror und Waffengeschäfte
nicht schweigen.

Werte Kolleginnen und Kolle-
gen, wir werden das Flüchtlings-
problem nicht durch weitere Ein-
schränkungen beim Asylrecht lö-
sen und auch nicht durch Gefeil-
sche um europäische Quoten und
schon gar nicht durch neue Mau-
ern und noch höhere Zäune. Wir
werden es nur lösen, wenn Europa
endlich aufhört, die Vereinigten
Staaten dabei zu unterstützen, im-
mer größere Teile des Nahen und
Mittleren Ostens in einen Brand-
herd zu verwandeln. Das muss
endlich aufhören.

Stattdessen müssen wir sie unter
Druck setzen, endlich den ihrer
Verantwortung angemessenen Bei-
trag an den Kosten zu leisten.

Frau Bundeskanzlerin, stoppen
Sie sofort alle Waffenlieferungen
in Spannungsgebiete, und erteilen
Sie all denen eine Absage, die
schon wieder dafür trommeln,
dass wir nun auch in Syrien mit-
bomben sollen! Unter Bomben-
teppichen wächst kein Frieden,
sondern sie bewirken nur, dass
noch mehr verzweifelte Menschen
zur Flucht gezwungen werden.

Nur eine kleine Minderheit der
Flüchtlinge schafft es bis Europa.
Millionen leben unter unwürdi-
gen Bedingungen in den Lagern
der Nachbarstaaten. Vor kurzem
musste die Welternährungsorgani-
sation dort die Nahrungsmittelra-
tionen halbieren, weil selbst der

erbärmliche Betrag von 27 Dollar
pro Person und Monat nicht mehr
finanzierbar war.

Ich muss sagen: Auch das, was
jetzt als großes Ergebnis des gestri-
gen Gipfels verkündet wird, näm-
lich dass man 1 Milliarde Euro
mehr an Mitteln zur Verfügung
stellt, ist weniger als ein Tropfen
auf den heißen Stein. Das ist ein-
fach lächerlich und unangemes-
sen. Flüchtlinge hungern, und ihre
Kinder bekommen keine ange-
messene Bildung, weil die reichen
Länder Milliarden für Kriege aus-
geben, aber nur lächerliche Beträ-
ge für humanitäre Hilfe. Ich finde,
das ist eine Schande. Es zeigt auch
sehr deutlich die wirklichen Werte
der gelobten westlichen Wertege-
meinschaft.

Ja, viele von denjenigen, die auf
der Flucht sind, fliehen auch vor
wirtschaftlichem Elend und blan-
ker Not. Aber auch dafür sind die
Industriestaaten mitverantwort-
lich. Frau Merkel, Sie haben hier
sehr vieles gesagt, was ich unter-
schreiben kann. Aber dann neh-
men Sie doch endlich die UN-Zie-
le zur Bekämpfung von Armut
und Ungleichheit ernst, und betei-
ligen Sie sich nicht länger daran,
armen Ländern Freihandelsab-
kommen zu diktieren, die ihre
Landwirtschaft und ihre Industrie
zerstören, die ihre Menschen arm
und ihre Märkte zur Beute inter-
nationaler Konzerne machen! Das
sind doch die Folgen. Wenn Sie da
nicht die entsprechenden Konse-
quenzen ziehen, dann nützen all
die schönen Worte hier nichts.

Niemand sollte sich wundern,
dass immer mehr Menschen ihre

letzte Hoffnung darin sehen, sich
auf den gefährlichen Weg nach
Europa zu machen. Dafür, dass
die, die bis nach Deutschland
kommen, hier eine freundliche
Aufnahme finden, haben in den
letzten Wochen vor allem das
großartige Engagement der vielen
ehrenamtlichen Helfer und die
Spendenbereitschaft der Bevölke-
rung gesorgt.

„Wir schaffen das“, haben Sie,
Frau Bundeskanzlerin, gesagt. Das
klang gut. Dafür wurden Sie ge-
lobt, aber auch aus den eigenen
Reihen kritisiert. Ich habe den
Eindruck, inzwischen hat Sie die
Angst vor der eigenen Courage be-
fallen.

Zumindest muss man sehen,
dass die Politik der Bundesregie-
rung mehr und mehr in Kontrast
zu Ihren warmen Worten steht.
Wir finden es unverantwortlich,
Länder und Kommunen mit dem
übergroßen Teil der Integrations-
kosten alleinzulassen. So organi-
siert man nicht Willkommenskul-
tur, sondern Überforderung und
Spannungen.

Sie wissen doch, wie die Situati-
on in vielen Städten und Gemein-
den ist, wie viele Krankenhäuser
privatisiert und wie viele marode
Straßen nicht repariert wurden,
weil die Kassen gähnend leer sind.
Sie wissen, dass die meisten Bun-
desländer im Korsett der Schul-
denbremse Probleme haben, ihre
ganz normalen Aufgaben zu erfül-
len. Jetzt kommen Hunderttau-
sende in unser Land, die Deutsch-
kurse und Hilfe brauchen, Woh-
nungen, Bildung für ihre Kinder
und letztlich auch Arbeitsplätze.
Wollen Sie wirklich, dass Stadt-
kämmerer ihren Bürgern dem-
nächst erklären müssen, dass das
öffentliche Schwimmbad leider
nicht mehr zu halten ist, weil
sonst die Mietzuschüsse für
Flüchtlinge nicht gezahlt werden
können? Wollen Sie, dass die Fi-
nanzierung von Deutschkursen
gegen die Finanzierung von Bi-
bliotheken aufgerechnet wird?
Wer so etwas zulässt, der vergiftet
das Klima in unserem Land.

Auch die zusätzlichen Ausgaben
des Bundes will Herr Schäuble
über Kürzungen in anderen Haus-
haltsposten finanzieren. Ist der
Bundesregierung nicht klar, dass
sie so die hiesige Bevölkerung,
und zwar gerade diejenigen, de-
nen es nicht gut geht – die niedri-
ge Renten, schlechte Löhne haben
oder von Hartz IV leben –, in un-
verantwortlicher Weise gegen die
Flüchtlinge ausspielt? Denn nicht
die Wohlhabenden, sondern vor
allem die Ärmeren werden betrof-
fen sein, wenn zur Finanzierung
von Integration andere Budgets
gekürzt werden.

Nicht die Wohlhabenden, son-
dern die Ärmeren wohnen in den
Wohngebieten, in denen in Zu-
kunft auch die Flüchtlinge nach

Wohnungen suchen werden. Es ist
keine irrrationale, sondern eine
absolut plausible Angst, dass dort
dann die Mieten weiter steigen
werden. Seit Jahren werden in die-
sem Land kaum noch Sozialwoh-
nungen gebaut. Viele Gemeinden
haben ihren Wohnungsbestand
privaten Renditejägern überlassen.
Öffentliche Investitionen in guten
und erschwinglichen Wohnraum
sind seit Jahren überfällig, und sie
werden mit jedem ankommenden
Flüchtling dringender.

Natürlich sind es auch nicht die
Spitzenverdiener, sondern diejeni-
gen im ohnehin viel zu großen
Niedriglohnsektor, die es zu spü-
ren bekommen werden, wenn Un-
ternehmen Flüchtlinge für Lohn-
dumping missbrauchen. Auch das
könnten Sie verhindern: durch Er-
höhung des Mindestlohns und
Abschaffung der Ausnahmen,
durch Verbot von sachgrundloser
Befristung, Leiharbeit und Miss-
brauch von Werkverträgen. Es ist
die verdammte Verantwortung der
Politik, dafür Sorge zu tragen, dass
die Integration nicht zu einer neu-
en Welle von Lohndumping und
Sozialabbau führt.

Denn wer das zulässt, der nährt
genau die Ängste und Ressenti-
ments, die rechten Hasspredigern
den Boden bereiten. Ist Ihnen,
Frau Bundeskanzlerin Merkel, die
schwarze Null wirklich so heilig,
dass Sie dafür in Kauf nehmen,
braune Nullen beim Stimmenfang
zu unterstützen? Ich finde das un-
verantwortlich.

Zumal Sie ja noch nicht einmal
große neue Schulden machen
müssen. Ohne all die Steuerge-
schenke an die oberen Zehntau-
send und ohne Ihre Untätigkeit
bei der Verhinderung von Steuer-
flucht hätten Bund, Länder und
Kommunen heute ganz andere
Spielräume. Denn die wirklich
teuren Flüchtlinge sind nicht die,
die vor Krieg und Terror fliehen.
Die wirklich teuren sind die Steu-
erflüchtlinge, die Konzerne und
reichsten Familien, die mit tau-
send Tricks die öffentliche Hand
in Deutschland jedes Jahr um bis
zu 100 Milliarden Euro prellen.

Deswegen: Sorgen Sie endlich
für eine ordentliche Besteuerung
der großen Vermögen, und ma-
chen Sie die Grenzen dicht für
Steuerflüchtlinge, statt die Kosten
für die Integration ausgerechnet
auf den Teil der Bevölkerung ab-
zuwälzen, der schon in den letz-
ten Jahren durch Ihre Politik stän-
dig an Wohlstand verloren hat!
Ich bin überzeugt: Nur dann,
wenn sich das Gefühl „Es geht bei
uns gerecht zu“ wieder einstellt,
werden wir es tatsächlich schaffen,
die Integration zu leisten und die
Willkommenskultur zu erhalten.

(Beifall bei der LINKEN)
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Bundeskanzlerin Angela Merkel (CDU) und Bundesaußenminister Frank-Walter Steinmeier (SPD) im Gespräch
während der Aussprache zur Regierungserklärung © dpa
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Thomas Oppermann, SPD:

Nicht nur die Belastungen,
sondern auch die Chancen sehen

Thomas Oppermann (*1954)
Wahlkreis Göttingen

Auch nach Monaten ist die
große Bereitschaft der
Deutschen, Flüchtlinge bei

uns aufzunehmen und freundlich
zu behandeln, ungebrochen. Der
ehemalige polnische Botschafter
Janusz Reiter spricht in einem Zei-
tungsbeitrag von einem „Triumph
der Menschlichkeit“. Ich glaube,
wir können uns damit viel Respekt
und eine große Wertschätzung in
der Welt erarbeiten.

Aber viele Bürgerinnen und Bür-
ger sind auch verunsichert. Sie
sind verunsichert, weil so viele
Flüchtlinge in so kurzer Zeit kom-
men. Ich denke, die Menschen
glauben, dass wir es schaffen kön-
nen, 800 000 oder 1 Million
Flüchtlinge aufzunehmen und zu
integrieren. Aber sie fragen natür-
lich auch: Wie geht es weiter?
Können wir die Zahl der Flücht-
linge verringern? Kommen im
nächsten Jahr wieder 1 Million
Menschen, oder werden es sogar
noch mehr? Wie verändert das un-
ser Land, und wie verändert das
das Leben der Menschen in die-
sem Land? – Die Ungewissheit er-
zeugt Angst, und ich finde, diese
Angst müssen wir ernst nehmen.

Deshalb gilt es jetzt, mit aller
politischen und finanziellen Kraft,
zu der wir in der Lage sind, dafür
zu sorgen und dazu beizutragen,
dass weniger Menschen die Flucht
ergreifen, sodass wir die Ge-
schwindigkeit des Flüchtlingszu-
zugs in Deutschland deutlich ver-
ringern.

Zuallererst müssen wir die Lage
der Flüchtlinge in den Nachbar-
ländern Syriens verbessern. Viel zu
lange haben wir über die dramati-
sche Verschlechterung der Lage der
Flüchtlinge dort hinweggesehen.
Was Sigmar Gabriel von seiner
Reise nach Jordanien berichtet
hat, ist niederschmetternd. Die
Menschen leben unter erbärmli-
chen Verhältnissen: Es gibt keine
Zukunftsperspektive, wegen Geld-
mangels muss das Welternäh-

rungsprogramm die Rationen kür-
zen, es gibt keine Arbeit, die Hälf-
te der Kinder geht nicht zur Schu-
le, und in den Lagern ist von einer
verlorenen Generation die Rede.

Immer mehr Menschen sitzen
jetzt auf gepackten Koffern. Wenn
wir die humanitäre Situation und
die Bildungsmöglichkeiten für
Kinder in diesen Ländern nicht
schnell verbessern, dann werden
sich viele auf die Reise machen.

Ich finde die Entscheidung der
Staats- und Regierungschefs von
gestern Abend, mindestens 1 Mil-
liarde Euro bereitzustellen, gut.
Das wird aber nicht reichen. Des-
halb ist es notwendig, dass die
USA und die Golfstaaten diese
Summe verdoppeln.

Wenn wir erreichen wollen, dass
die Menschen ihre Fluchtentschei-
dung noch einmal überdenken
oder aufschieben, dann brauchen
wir auch ein weiteres Signal der
Hoffnung. Ein starkes Signal für
die Menschen wäre es, wenn Russ-
land und die USA gemeinsam mit
den Europäern und den Regional-
mächten Gespräche aufnähmen,
um für Syrien eine Lösung zu fin-
den.

Dass man mit Russland in der
Syrien-Frage konstruktiv zusam-
menarbeiten kann, haben wir im
Sommer 2013 gesehen. Damals
haben Russland, die USA und wei-
tere Staaten vereinbart, das syri-
sche Chemiewaffenarsenal unter
internationale Kontrolle zu stel-
len. Auch die Bundeswehr hat ei-
nen wichtigen Beitrag zur Vernich-
tung der Chemiewaffen geleistet.
Das könnte eine Blaupause für
neue Syrien-Gespräche sein.

Ich bin Frank-Walter Steinmeier
für seine Syrien-Initiative dankbar.
Es ist gut, dass jetzt möglicherwei-
se alle an einen Tisch kommen.
Vielen Dank dafür.

Ebenfalls finde ich gut, dass die
Bundeskanzlerin gestern klar ge-
sagt hat: Wir müssen auch mit As-
sad reden, auch wenn das schwer-
fällt. Wir müssen mit allen reden,
die dazu beitragen können, dass
dieser Konflikt gelöst wird.

Natürlich kann sich niemand
vorstellen, dass Assad eine dauer-
hafte Rolle bei der Herstellung
von Frieden in Syrien spielen
kann. Die meisten der 250 000
Toten dieses Bürgerkriegs gehen
auf seine Verantwortung, und wir
wissen, dass ein Kriegsverbrecher
nicht der Garant für Frieden sein
kann. Wir müssen jetzt aber mit
allen reden, um zu einer Befrie-
dung dieses Konfliktes zu kom-
men.

Eines steht für mich auch ein-
deutig fest, Frau Wagenknecht –
da bin ich ausnahmsweise Ihrer
Meinung; allerdings haben Sie
kein Wort darüber gesagt, dass
Russland gerade Kampfflugzeuge
nach Syrien gebracht hat –: Eine
Eskalation der militärischen Aus-
einandersetzung kann diesen Kon-
flikt ganz sicher nicht befrieden.

Nicht nur bei der Bekämpfung
der Fluchtursachen, sondern auch
bei der Gestaltung einer neuen eu-
ropäischen Flüchtlingsordnung
müssen wir die Unterstützung al-
ler Länder in Europa haben. Wenn
wir Freizügigkeit und offene Gren-
zen erhalten wollen, dann brau-
chen wir sichere EU-Außengren-
zen, und wir brauchen Aufnahme-
zentren in den Hauptankunftslän-
dern Italien und Griechenland.

Ich bin froh, dass der Europäi-
sche Rat bzw. die Staats- und Re-
gierungschefs gestern informell ei-
ne klare Entscheidung für die Si-
cherung der Außengrenzen und
die Einrichtung von Hotspots ge-
troffen haben. Die Sicherung der
Außengrenzen wird aber nur dann
funktionieren, wenn wir auch le-
gale Möglichkeiten des Zuzugs
von Flüchtlingen schaffen.

Anders werden wir nicht in der
Lage sein, den Zuzug der Flücht-
linge besser zu steuern und vor al-
len Dingen den Schleusern ihr
menschenverachtendes Handwerk
zu legen.

Ich finde, Kontingente von
Flüchtlingen zu übernehmen, wie
es Herr de Maizière formuliert hat,
ist kein schlechter Gedanke.

Die Resettlement-Programme
der Vereinten Nationen sind ins-
besondere für Frauen und Kinder
oft die einzige Möglichkeit, wirkli-
chen Schutz zu finden. Deshalb
sollten wir darüber nachdenken.
Dass Artikel 16 a Grundgesetz da-
von nicht beeinträchtigt werden
darf, halte ich für selbstverständ-
lich.

Europa muss seine humanitären
Verpflichtungen aus der Genfer
Konvention erfüllen. Das geht
aber nur, wenn wir die Flüchtlinge
in Europa fair verteilen. Dass sich
die Innenminister am Dienstag –
wenn auch nur mit Mehrheitsent-
scheidung – auf die Verteilung
von 120 000 Flüchtlingen verstän-
digt haben, ist ein erster Schritt.
Ich bin froh, dass auch Polen dem
Kompromiss zugestimmt hat.
Bundesinnenminister de Maizière
hat daran entscheidenden Anteil
gehabt.

Wir können aber natürlich bei
diesem Kompromiss nicht stehen

bleiben. Bei der Flüchtlingsfrage
brauchen wir – genauso wie in der
Griechenland-Krise – ein Mindest-
maß an europäischer Solidarität.
Es steht nicht in Einklang mit eu-
ropäischem Recht, wie in den letz-
ten Wochen in Ungarn, Serbien
und Kroatien die Flüchtlinge hin-
und hergeschoben worden sind.

Noch immer gibt es EU-Mitglie-
der, die eine solidarische Vertei-
lung der Flüchtlinge kategorisch
ablehnen – ausgerechnet die Län-
der, die so sehr von
der Solidarität der
Europäischen Uni-
on profitieren.
Tschechien bekam
2013 knapp 3,4
Milliarden Euro
mehr, als es einge-
zahlt hat. Ungarn
verbuchte ein Plus
von 5 Milliarden
Euro. Wer so viele
Vorteile von der EU hat, der muss
auch Verantwortung übernehmen
und helfen, um humanitäre Kata-
strophen abzuwenden.

Wenn in Europa im Augenblick
nur kleine Fortschritte möglich
sind, dann brauchen wir in der
deutschen Innenpolitik einen gro-
ßen Fortschritt. Heute Abend
beim Treffen der Bundesregierung
mit den Ministerpräsidenten wer-
den die Grundlagen dafür geschaf-
fen, dass wir in diesem Jahr 800
000 Flüchtlinge aufnehmen und
versorgen, aber auch integrieren
können – jedenfalls die meisten
derjenigen, die bei uns bleiben
werden. Diese Menschen müssen
in Kitas und Schulen. Wir brau-
chen Sprachkurse, Lehrstellen, Ar-
beitsplätze und menschenwürdige
Wohnungen. All das ist ein Kraft-
akt.

Was die Menschen deshalb zual-
lererst von uns erwarten, sind ein
tatkräftiges Krisenmanagement
und eine zügige Bearbeitung der
Asylverfahren.

Die Menschen, die bei uns Asyl
suchen, brauchen schnell Gewiss-
heit, ob sie bleiben können oder
nicht. Abgelehnte Bewerber, die
keine Perspektive haben, müssen
schnell in ihre Heimatländer zu-
rückgeführt werden.

Wir haben bereits vor dem heu-
tigen Treffen verabredet, dass der
Bund die Kapazitäten in der Erst-
aufnahme deutlich erhöht. Wir
müssen aber auch die ungeregelte
Einreise der Flüchtlinge an den
Grenzen wieder unter Kontrolle
bringen. Ich war in der letzten
Woche in Passau und habe mir
das angesehen. Ich habe gesehen,
wie die Bundespolizei dort die
Flüchtlinge an unterschiedlichen
Stellen aufgreift, sie einsammelt
und auch registriert. Das ist her-
vorragend organisiert. Vor allen
Dingen geht die Bundespolizei
mit den Flüchtlingen respektvoll
und sensibel um. Ich muss sagen:
Bei dem ganzen Durcheinander in

dieser Krise, in der vieles nicht, je-
denfalls noch nicht, rundläuft, ist
die Bundespolizei ein stabiler Fak-
tor, auf den man sich absolut ver-
lassen kann. Deshalb bin ich froh,
dass wir hier 3 000 neue Stellen
bewilligt haben.

Aber die Registrierung, die zu-
nächst durch die Bundespolizei er-
folgt, wird anschließend noch ein-
mal und in manchen Fällen ein
drittes Mal gemacht: Die Registrie-
rung der Polizei landet am Ende

im Papierkorb, weil
die Erstaufnahme-
einrichtung sie
noch einmal
durchführt; dann
macht das BAMF
diese Arbeit unter
Umständen noch
einmal. Ich finde,
wir können uns in
diesen schwierigen
Zeiten doppelte

und dreifache Arbeit nicht leisten.
Heute Abend geht es vor allem

um die finanzielle Entlastung der
Kommunen und der Länder. Wir
wollen, dass sich die Finanzhilfe
an der tatsächlichen Entwicklung
orientiert. Dabei geht es nicht um
eine einmalige großzügige Unter-
stützung, sondern es geht um eine
auf Dauer angelegte und dyna-
misch an der Zahl der Flüchtlinge
orientierte Mitfinanzierung des
Bundes bei der Aufnahme und In-
tegration von Flüchtlingen.

Dabei handelt es sich um eine
doppelte Integration: eine Integra-
tion in unsere Gesellschaft und ei-
ne Integration in unseren Arbeits-
markt. Bei der Integration in unse-
re Gesellschaft ist klar, dass die
Flüchtlinge das Wertesystem, das
unserer Verfassung zugrunde liegt,
akzeptieren müssen. Bei der Inte-
gration in den Arbeitsmarkt geht
es darum, dass die Flüchtlinge
möglichst bald ihren Lebensunter-
halt mit Arbeitseinkünften bestrei-
ten können. Angesichts dieser
doppelten Integrationsanforde-
rung ist es ein Glücksfall, dass wir
mit Frank-Jürgen Weise künftig je-
manden haben werden, der so-
wohl die Bundesagentur als auch
das BAMF leitet. Ich glaube, das
wird gut.

Auch wenn wir gewaltig inves-
tieren müssen, dürfen wir nicht
nur die Belastungen sehen, son-
dern wir müssen auch die Chan-
cen für eine alternde Gesellschaft
erkennen. Deutschland hat nach
Japan die älteste Bevölkerung aller
Industrieländer. Ein Land, in dem
schon heute über 1 Million Stel-
len vakant sind und über 40 000
Ausbildungsplätze nicht besetzt
werden können, ist auf Einwande-
rung dringend angewiesen. Wir
wollen die Flüchtlinge schnell in
Arbeit bringen. Dabei müssen wir
auf eine Sache ganz besonders
aufpassen, nämlich dass die
Flüchtlinge nicht eine billige Re-
servearmee für den Arbeitsmarkt
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Vorteile von der
EU hat, der muss

auch
Verantwortung
übernehmen.



Das Parlament - Nr. 40 - 28. September 2015 DEBATTENDOKUMENTATION 5

werden.
Der Vorschlag, dass der Min-

destlohn für Flüchtlinge ausge-
setzt werden soll, ist unverant-
wortlich. Genau das dürfen wir
nicht tun.

Wenn jemand, der lange darauf
warten musste, dass er endlich
8,50 Euro in der Stunde verdient,
sieht, dass Flüchtlinge für 6,50
Euro die gleiche Arbeit anbieten,
dann muss er logischerweise Angst
um seinen Arbeitsplatz haben. Ge-
nau das ist der Weg, diese Gesell-
schaft zu spalten. Den sollten wir
nicht gehen.

Wir brauchen ein kräftiges Woh-
nungsbauprogramm, und zwar
nicht nur für Flüchtlinge. Es gibt
in Ballungszentren und Universi-
tätsstädten in diesem Land auch

unter Nichtflüchtlingen genügend
Menschen, die auf der Suche nach
einer bezahlbaren Wohnung sind.
Deshalb ist ein Wohnungsbaupro-
gramm die entscheidende Voraus-
setzung für die Integration der
Flüchtlinge, aber auch für alle an-
deren auf der Suche nach men-
schenwürdigen Wohnungen.

Ich möchte kurz etwas zum Si-
cherheitsproblem sagen. Der Kol-
lege Hans-Peter Friedrich hat ge-
sagt: Wir haben die Kontrolle ver-
loren.

Zigtausende strömen unkon-
trolliert ins Land. Wir können
nicht abschätzen, wer ein islamis-
tischer Schläfer ist.

Richtig ist, dass wir an den
Grenzen die Kontrolle über die
einreisenden Menschen zurückge-

winnen müssen. Wir dürfen es
nicht zulassen, dass die staatliche
Ordnung aus den Fugen gerät.
Dass unter den Flüchtlingen auch
Islamisten sein können, kann nie-
mand ausschließen.

Deshalb müssen wir auch wach-
sam sein. Aber für viel gefährli-
cher halte ich es, wenn die 800
deutschen Gotteskrieger, die auf
der Seite des „Islamischen Staates“
kämpfen, wieder nach Deutsch-
land zurückkehren.

Ich sage Ihnen: Die allermeisten
Menschen, die aus Syrien kom-
men, haben die Nase gestrichen
voll von Gotteskriegern und ge-
walttätigen religiösen Eiferern.
Damit das so bleibt, sollten wir si-
cherstellen, dass die radikalen Sa-
lafisten in Deutschland jetzt nicht

die Betreuung der Flüchtlinge
übernehmen, meine Damen und
Herren.

So gesehen ist unsere Gast-
freundschaft eine gute Integrati-
onspolitik und eine Investition in
die innere Sicherheit. Muslime sa-
gen vor laufenden Kameras: Die
Dschihadisten sagen uns, ihr seid
Ungläubige; aber in Wirklichkeit
seid ihr es, die den Muslimen in
Not helfen. – So ganz nebenbei
führen wir wahrscheinlich gerade
den effektivsten Kampf gegen den
Islamismus, der möglich ist. Auch
das sollten wir sehen, meine Da-
men und Herren.

Es ist gut, dass inmitten der
größten Flüchtlingskrise seit dem
Zweiten Weltkrieg am Wochenen-
de die UN Vollversammlung in

New York stattfindet. Auf der Ta-
gesordnung steht die Verabschie-
dung einer nachhaltigen, weltweit
gültigen Entwicklungsagenda, und
die Kanzlerin hat zu Recht darauf
hingewiesen: Die Agenda 2030
richtet sich nicht nur an Entwick-
lungsländer, sondern sie verpflich-
tet alle Länder auf diesem Globus,
ihre Aufgaben zu erfüllen.

Wie viele Flüchtlinge in den
nächsten 10 oder 20 Jahren nach
Deutschland und Europa kom-
men, hängt ganz wesentlich auch
davon ab, ob die Verhandlungen
in New York gut laufen. Deshalb,
Frau Bundeskanzlerin, wünsche
ich Ihnen gutes Gelingen bei der
UN Vollversammlung.

(Beifall bei der SPD und der CDU/CSU)

Dr. Anton Hofreiter, BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN:

Ohne humane Flüchtlingspolitik
wird Europa scheitern

Anton Hofreiter (*1970)
Landesliste Bayern

Sehr geehrte Frau Bundes-
kanzlerin, Sie haben früher
öfters gesagt: Scheitert der

Euro, dann scheitert Europa. –
Aus heutiger Sicht müssten wir ei-
gentlich sagen: Scheitern wir an
einer humanen Flüchtlingspolitik,
dann scheitert Europa.

Sie haben selbst davon gespro-
chen, Frau Merkel,
dass weltweit 60
Millionen Men-
schen auf der
Flucht sind. Bei
dem Gipfeltreffen
gestern haben sich
die europäischen
Länder immerhin
darauf geeinigt, 120
000 Menschen in
Europa zu verteilen.
Jetzt kann man sagen: Ja, das ist
ein erster richtiger Schritt in die
richtige Richtung. Aber angesichts
von 60 Millionen Menschen, die
weltweit auf der Flucht sind, sind
120 000 maximal ein Tropfen auf
den heißen Stein. Da muss doch
noch viel mehr erfolgen.

Angesichts dessen, was gerade in
Ungarn passiert, wo wir einen Re-

gierungschef haben, der Flüchtlin-
ge niederknüppeln lässt – es gibt
Bilder, auf denen sich Mädchen
weinend um ihre Mütter küm-
mern, weil sie von ungarischen
Grenzpolizisten niedergeknüppelt
und mit Tränengas beschossen
worden sind –, und angesichts
dessen, dass es eine Regierungs-
partei gibt, die, statt heftig dage-
gen zu protestieren, den dafür Ver-
antwortlichen hofiert, hätte ich
mir von Ihnen, Frau Merkel, sehr,
sehr deutliche Worte gewünscht.

Es ist nicht so, wie viele be-
hauptet haben – ich gebe offen
zu, dass ich selbst das ebenfalls
vermutet habe –, nämlich dass Sie,
Frau Merkel, gar nicht zu klaren
Worten in der Lage sind. Das
dachte man lange Zeit. Aber Sie
haben in letzter Zeit den einen
oder anderen klaren Satz gesagt:
„Das Grundrecht auf Asyl für poli-
tisch Verfolgte kennt keine Ober-

grenze.“ Sie kön-
nen also klare Sätze
sagen. Dann sagen
Sie doch auch ei-
nen klaren Satz in
Richtung CSU und
Herrn Seehofer, ei-
nen Satz, der deut-
lich zum Ausdruck
bringt, dass es so
nicht geht, dass
man mit unseren

Werten so nicht umgehen kann
und dass das ein Herumtrampeln
auf der europäischen Wertege-
meinschaft ist.

Wenn man jetzt wieder auf Ab-
schottungspolitik setzt, dann
schädigt man die europäische
Wertegemeinschaft. Dann haben
wir vielleicht noch eine EU, aber
eine EU, die im Kern nichts mehr

wert ist, weil wir unsere Werte
nicht verteidigen. Ich erwarte von
Ihnen, dass Sie dafür sorgen, dass
die europäischen Werte verteidigt
werden und dass man nicht er-
neut auf Abschottungspolitik
setzt.

Wir alle haben – ich muss trau-
rigerweise sagen: in den letzten
Jahren – die schrecklichen Bilder
davon gesehen, was im Mittelmeer
passiert, dass dort Menschen regel-
mäßig ertrinken. Deshalb hätte
ich erwartet, dass beim Gipfel et-
was zu sicheren Wegen gesagt und
Beschlüsse gefasst worden wären,
die es den Menschen ermöglichen,
den schrecklichen Bürgerkriegen
in Richtung Europa zu entkom-
men, damit sie nicht auf Schlep-
per angewiesen sind und darauf,
auf vollkommen unsichere Boote
zu gehen und sich in Lastwagen
zu quetschen, in denen sie unter
Umständen ersticken. Wenn
Europa wirklich zeigen will, was
es wert ist, dann sorgen Sie, dann
sorgen wir gemeinsam dafür, dass
es sichere Wege nach Europa gibt
und dass die Menschen nicht auf
Schlepper angewiesen sind.

Sie haben einen weiteren richti-
gen Punkt gesagt. Sie haben ge-
sagt: Wir müssen unbedingt das
World Food Programme ausrei-
chend ausstatten. – Dieses Pro-
gramm soll nun 1 Milliarde Euro
erhalten. Aber können wir uns
nicht darauf einigen, dass das in
Zukunft vorausschauend passiert?
Es ist dieses Jahr nicht das erste
Mal, dass dem World Food Pro-
gramme das Geld ausgeht, dass
die Flüchtlinge hungern müssen
und dass die Portionen auf 50
Cent pro Tag heruntergesetzt wer-
den. Das ist bereits letztes und

vorletztes Jahr vorgekommen.
Können wir uns nicht wenigstens
darauf einigen, wenn wir schon
nicht die ganz großen Krisen von
heute auf morgen lösen können,
dass wir, das reiche Deutschland –
es geht um einige Millionen Euro;
das ist für eine Privatperson viel
Geld; aber für uns als Bundesrepu-
blik Deutschland ist das leistbar –,
rechtzeitig dafür sorgen, dass die-
ses Programm ausreichend finan-
ziert wird, bevor ihm das Geld
ausgeht. Das sollte der Mindest-
kompromiss sein.

Ich möchte ganz
herzlich den Ehren-
amtlichen danken,
die innerhalb
Deutschlands Un-
glaubliches leisten
und sehr viel auf
die Beine stellen.

Man muss auch
den Menschen in
der öffentlichen
Verwaltung danken, die zum Teil
bis zum Anschlag arbeiten. Aber
deshalb ist es umso wichtiger, dass
am heutigen Nachmittag beim
Gipfel mit den Ministerpräsiden-
ten wirklich realistische Lösungen
herauskommen, Lösungen, die
wirklich tragen. Es dürfen nicht
weitere Schikanen beschlossen
werden, und es darf keine seltsa-
me Symbolpolitik betrieben wer-
den. Man sollte nicht glauben,
dass die Menschen nicht mehr aus
Syrien flüchten, weil nur noch ein
Taschengeld gezahlt wird. Viel-
mehr müssen echte Entlastungen
für die Kommunen und echte Hil-
fen für die Flüchtlinge beschlossen
werden. Man muss bestimmten
bürokratischen Unsinn abschaf-
fen, zum Beispiel die Regelung,
dass nach drei Jahren alle aner-
kannten Flüchtlinge noch einmal
überprüft werden. Ich erwarte
vom Gipfel am heutigen Nachmit-
tag, dass man die Probleme tat-
sächlich angeht, den Kommunen
und den Flüchtlingen hilft und
dafür sorgt, dass die Arbeit der Eh-
renamtlichen nicht entwertet

wird.
Frau Merkel, Sie haben auch

vom Gipfel in New York gespro-
chen, bei dem es darum geht, die
Nachhaltigkeitsziele zu beschlie-
ßen, die es dann zu erreichen gilt.
Der Gipfel in New York ist etwas
Besonderes; denn wir beschließen
diesmal Nachhaltigkeitsziele, die
nicht nur für die Länder des glo-
balen Südens gelten. Bei den letz-
ten Millenniumszielen haben wir
noch so getan, als ob sie uns
kaum etwas angingen, als ob sie

nur für die armen
Länder des globa-
len Südens gelten
würden und als ob
bei uns alles toll
wäre. Das Besonde-
re ist diesmal, dass
die UN und die rei-
chen Länder aner-
kennen, dass die
Nachhaltigkeitszie-
le uns alle betref-

fen.
Frau Merkel, Sie haben davon

gesprochen, dass wir mehr Geld
für Entwicklungszusammenarbeit
ausgeben wollen. Es gibt das
0,7-Prozent-Ziel, das das erste Mal
1970 auf UN-Ebene beschlossen
wurde. Das ist das Jahr, in dem ich
geboren worden bin. Es ist also
schon ziemlich lang versprochen,
dieses Ziel zu erreichen. Jetzt ha-
ben Sie gesagt, zur Erreichung die-
ses Ziels sollen weitere Milliarden
Euro zur Verfügung gestellt wer-
den. Aber wenn ich mir die mittel-
fristige Finanzplanung des Bundes
anschaue, dann stelle ich fest, dass
der Anteil am Bundeshaushalt, der
zur Erreichung dieses Ziels zur
Verfügung gestellt wird, weiter bei
0,4 Prozent stehen bleibt. Des-
halb: Es hilft nicht, hier nur zu sa-
gen, dass Milliarden Euro mehr
zur Verfügung gestellt werden sol-
len, sondern das Ganze muss sich
auch im Haushalt niederschlagen
und umgesetzt werden. Das ist es,
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was wir jetzt erwarten.
Immer wieder ist die Rede von

der Bekämpfung der Fluchtursa-
chen. Ja, sie ist richtig und wich-
tig. Auch wir sind der Meinung,
dass die Fluchtursachen dringend
bekämpft werden müssen. Es gibt
auf der einen Seite die Fluchtursa-
chen Krieg und massive Verfol-
gung. Zu deren Bekämpfung brau-
chen wir mehr diplomatische Ini-

tiativen, eine Stärkung der UN
und ihres Systems.

Aber es gibt noch eine ganze
Reihe weiterer Fluchtgründe. Aus
Westafrika zum Beispiel fliehen
Menschen, weil ihnen die Lebens-
grundlage entzogen worden ist.
Warum ist Menschen dort die Le-
bensgrundlage entzogen worden?
Weil mit europäischem Geld,
auch mit deutschem Geld, große

Fischfangflotten dorthin fahren,
die Meere leerfischen. Dadurch
haben die Fischer dort keine Mög-
lichkeit mehr, Fische zu fangen.

Was glauben Sie, warum die
Leute von dort fliehen? Dennoch
wird hier so getan, als wären es
Wirtschaftsflüchtlinge. Erst helfen
wir mit, ihnen ihre Lebensgrund-
lage zu entziehen, und dann diffa-
mieren wir sie hier als Wirtschafts-

flüchtlinge. So kann es doch nicht
gehen; so etwas muss man doch
abstellen.

Wenn wir in den letzten Wo-
chen und Monaten wirklich etwas
gelernt haben, dann ist es, dass
wir keine Wohlstandsinsel sind
und dass unser Wohlstand von
den Problemen der restlichen
Welt nicht abgekoppelt ist. Des-
halb sollten wir gemeinsam dafür

sorgen, dass es nicht nur uns gut
geht, sondern auch der restlichen
Welt und den zukünftigen Gene-
rationen gut geht; dann haben wir
eine richtige Politik gemacht, und
dann haben wir wirklich etwas ge-
schafft.

(Beifall beim BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN

sowie der Abg. Dr. Petra Sitte [DIE

LINKE])

Volker Kauder, CDU/CSU:

Es dürfen keine zusätzlichen
Anreize gesetzt werden

Volker Kauder (*1949)
Wahlkreis Rottweil – Tuttlingen

Das, was uns zurzeit als
Aufgabe gestellt ist, ist
wahrscheinlich die größ-

te Herausforderung im Nach-
kriegsdeutschland. Wir hatten
schon viele schwierige Aufgaben
zu lösen. Aber dies ist deswegen
eine große Herausforderung, weil
wir es mit Menschen zu tun ha-
ben, die untergebracht werden
müssen, für die wir eine Perspekti-
ve schaffen müssen; das ist die ei-
ne Gruppe. Außerdem haben wir
es mit Menschen zu tun, die wir
ebenfalls anständig und men-
schenwürdig behandeln müssen,
aber denen wir auch sagen müs-
sen, dass sie in un-
serem Land keine
Zukunft haben
können. Dies ist
nicht immer ein-
fach, und trotzdem
muss es geleistet
werden. Beides
muss von uns allen
geleistet werden.
Es geht nicht, dass
die einen glauben,
wir kümmerten uns nur um dieje-
nigen, die bleiben könnten, und
ließen die anderen die andere,
nicht minder schwere Aufgabe al-
lein machen. So geht es nicht in
unserem Land. Beides ist gesamt-
gesellschaftliche Aufgabe.

Für beides müssen auch die Vo-
raussetzungen geschaffen werden.
Der entscheidende Punkt ist, dass
die Menschen in unserem Land
wissen: Es wird alles getan, was

möglich ist, um diese Aufgabe er-
füllen zu können. Auch ich weiß,
dass es da Fragen gibt, dass es da
Zweifel gibt. Ich erinnere mich
noch sehr gut daran, wie ich als
junger Beamter in einem Land-
ratsamt mit einem großen An-
drang von Menschen zu tun hatte.
Auch ich musste damals Hallen
belegen und mit Sportvereinen
sprechen. Ich erinnere mich, wie
auch ich damals Fragen gehört ha-
be wie: Kann man das nicht ein-
fach abstellen?

Da ist natürlich dann auch mal
die Versuchung groß, in diese Fra-
gen und in das, was kritisch ange-
merkt wird, einzustimmen. Aber
ich kann Ihnen nur sagen: Das
hilft nichts. Die Menschen erwar-
ten von uns in einer Situation, wo
sie Fragen haben und sich auch
unsicher fühlen, nicht, dass wir sie
in ihrem Unsichersein bestätigen,
sondern sie erwarten, dass wir ih-
nen sagen: Wir – Kommunen,
Länder und die Bundesregierung –
haben die Kraft in diesem Land,
um dieses Problem zu lösen. –
Das ist die Ansage, die wir machen
müssen.

Dafür gibt es natürlich mehrere
Ebenen. Die Bundeskanzlerin hat

von gestern Abend,
Thomas de Maizière
hat von Anfang die-
ser Woche berichtet
darüber, was man
auf der europäi-
schen Ebene ge-
macht hat. Ich muss
sagen: Es sind richti-
ge Schritte, aber für
die Größe der Auf-
gabe ist das, was er-

reicht worden ist, noch nicht groß
genug, liebe Kolleginnen und Kol-
legen.

Ich möchte schon, dass die
Menschen in unserem Land von
Europa nicht den Eindruck haben:
In kleinen Dingen ist Europa
groß, aber in den großen Dingen
ist Europa klein. – Das kann nicht
die Botschaft für Europa sein, lie-
be Kolleginnen und Kollegen.

Natürlich höre und sehe ich das

eine oder andere, was in dem ei-
nen oder anderen Land stattfin-
det. Aber wenn wir Lösungen
wirklich weiter fortentwickeln
wollen, dann müssen wir immer
alles betrachten. Ich höre, dass an
Ungarn Kritik geübt wird.

Da gefällt mir das eine oder an-
dere auch nicht. Aber ich muss Ih-
nen sagen: Ich habe kein Wort da-
zu gehört – auch nicht aus der
Fraktion unseres Koalitionspart-
ners –, dass es einen sozialdemo-
kratischen Ministerpräsidenten
der Slowakei gibt, der Sachen sagt,
die genauso unerträglich und
nicht akzeptabel sind.

- Ja, ja, es ist immer so: Die
Wahrheit ist konkret, und das
muss im ganzen Umfang betrach-
tet werden. Ich habe es mir gerade
noch einmal angeschaut. Da ist
gesagt worden: Wir nehmen keine
muslimischen Flüchtlinge, weil
wir keine Moscheen haben. Wir
wollen nur Christen. – Jetzt, wo
man eine gemeinsame Lösung mit
Mehrheit gefunden hat, wie es in
der Demokratie üblich ist, sagt der
slowakische Ministerpräsident, er
akzeptiere das nicht und werde
dagegen klagen. So wird es mit ei-
nem starken Europa nichts. In bei-
den Fällen muss dies klar und
deutlich gesagt werden.

Ich wünsche der Bundeskanzle-
rin weiterhin viel Kraft. Es ist
nicht einfach für uns, diese He-
rausforderung zu bewältigen.

Aber ich finde auch, dass dieses
Land in einer Sache, die doch
ziemlich schnell und überra-
schend auf uns zugekommen ist –
natürlich gibt es ein paar, die das
schon letztes Jahr gewusst haben
–, Enormes leistet. Aus eigener Er-
fahrung – ich musste selber so et-
was einmal machen – kann ich
nur sagen: Ich habe großen Res-
pekt vor dem, was Thomas de
Maizière leistet. Die Bundespoli-
zei gehört genauso in seinen Be-
reich wie das BAMF. Deswegen ha-
ben wir allen Grund, Thomas de
Maizière dankbar zu sein für das
Engagement, das er aufbringt, lie-
be Kolleginnen und Kollegen.

Ich bin dem SPD-Parteivorsit-
zenden Sigmar Gabriel sehr dank-
bar dafür, dass er in der ihm eige-
nen klaren Sprache die Kritik an
Thomas de Maizière als Quatsch
bezeichnet hat. Ich wünsche ihm
jetzt nur noch viel Erfolg dabei,
diese Erkenntnis bei seinen eige-
nen Truppen wirklich durchzuset-
zen, liebe Kolleginnen und Kolle-
gen.

Liebe Kolleginnen, liebe Kolle-
gen, wir schaffen
also die Vorausset-
zungen, um weite-
re gute Ergebnisse
zu erzielen.

Jetzt muss ich
einmal sagen, Herr
Hofreiter: Es macht
keinen Sinn, rein
pragmatische Fra-
gen ideologisch zu
überhöhen. Wir
sollten uns vielmehr danach rich-
ten, was jetzt notwendig ist.

Und wenn Sie – mit Recht – sa-
gen, dass wir den Kommunen hel-
fen müssen, die vor Ort die Ver-
antwortung haben – auch den
Ländern, aber vor allem den Kom-
munen –, dann würde ich Ihnen
doch raten, den Experten, die Sie
in Ihren eigenen Reihen haben,
nämlich Ihren Oberbürgermeis-
tern aus Baden-Württemberg, mal
ein bisschen besser zuzuhören.
Die sagen Ihnen nämlich, was ge-
macht werden muss. Boris Palmer
hat es formuliert und zugleich ge-
sagt, dass das für Sie noch ein
schmerzlicher Erkenntnisprozess
werden würde. Okay. Wenn man
also schon eigene Oberbürger-
meister hat, die etwas Richtiges sa-
gen, dann sollte man auch in Ber-
lin darauf hören, liebe Kollegin-
nen und Kollegen.

Ja, Thomas Oppermann, auch
ich finde, dass das Ergebnis, das
wir heute zu erwarten haben, na-
türlich auch die finanzielle Seite
mit einbeziehen sollte. Dabei ist
wichtig, zu berücksichtigen, dass
derjenige, der die Aufgabe erfüllt,
auch die Mittel bekommt. Und in
dem Umfang, in dem der Bund
bei den Erstaufnahmeplätzen eige-
ne Aktivitäten entwickelt, muss
der Bund dafür auch die Mittel er-
halten. Und an den Stellen, an de-
nen die Kommunen die Aufgabe
erfüllen, müssen die Kommunen
die Mittel erhalten. Da kann ich
die Verhandler und die Bundesre-
gierung nur bitten, bei den Ver-

handlungen heute Nachmittag da-
rauf zu achten, dass dies auch ein-
tritt.

Meine bisherigen Erfahrungen
sind folgende: Wenn wir Geld für
die Kommunen zur Verfügung
stellen, dann kommt es meistens
nicht zu 100 Prozent bei den
Kommunen an. Und wenn ich
mir die Ausstattung der Kommu-
nen anschaue, dann stelle ich fest,
dass Bayern die Kommunen jetzt

schon zu 100 Pro-
zent ausstattet.

Ich weiß ja, dass
ihr bei Kritik an
NRW besonders
sensibel seid.

Aber die Wahrheit
ist ja nie Kritik. Und
es stimmt halt, dass
NRW seine Kom-
munen besser aus-
statten muss, als es

das bisher gemacht hat.
Liebe Kolleginnen und Kolle-

gen, natürlich geht es auch darum,
dass wir angemessen reagieren. An
dieser Stelle möchte ich schon da-
rauf hinweisen, dass es gar nicht
in erster Linie um das Asylrecht
geht – darüber werden ja Diskus-
sionen geführt; denn nicht einmal
2 Prozent derjenigen, die zu uns
kommen, erhalten nach Artikel 16
a des Grundgesetzes Asylrecht. 98
Prozent der anerkannten Flücht-
linge erhalten vielmehr nach der
Genfer Flüchtlingskonvention die-
sen Schutz.

Deswegen, glaube ich, muss
man auch klar sagen: Diejenigen,
die vom Westbalkan stammen, ha-
ben weder nach der Genfer Flücht-
lingskonvention noch nach unse-
rem Grundgesetz Anspruch auf
Schutz. Sie haben einen Anspruch
darauf, dass ihr Asylantrag konkret
geprüft wird. Aber es muss auch
klar sein, dass diejenigen, die eine
gute Perspektive haben, hierzu-
bleiben, anders behandelt werden
müssen, was Leistungen, die wir
für Integration usw. gewähren, an-
geht, als diejenigen, die übermor-
gen wieder in ihr Land zurückkeh-
ren müssen.

Dafür dürfen auch keine zusätz-
lichen Anreize gesetzt werden. Da-
zu haben wir im Koalitionsaus-
schuss gemeinsam Ergebnisse er-
zielt.

Ich habe gehört, was gestern
und heute Morgen dazu gesagt
wurde, und ich werde mir anhö-
ren, was heute den ganzen Tag
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noch dazu gesagt wird. Ich kann
nur sagen: Wenn wir als Fraktions-
vorsitzende im Koalitionsaus-
schuss stundenlang mit verhan-
deln und Ergebnisse erzielen,
dann dürfen wir auch erwarten,
dass diese Ergebnisse eins zu eins
umgesetzt werden. Ich erwarte
auch, dass dieses heute Nachmit-
tag geschieht.

Danach werden wir auch die Er-
gebnisse beurteilen.

Liebe Kolleginnen und Kolle-
gen, die Bundeskanzlerin hat auch
von der Nachhaltigkeitsstrategie
gesprochen, die jetzt bei der UNO
beraten wird. Diese passt natürlich
sehr gut in die konkrete Situation.
Denn viele Probleme, die im Zu-
sammenhang mit dieser Nachhal-
tigkeitsstrategie diskutiert werden,
sind, wenn das entsprechende Ziel
bisher noch nicht erfüllt wurde,
durchaus eine Fluchtursache.

Ein Thema – vielleicht das
schwerste; obwohl die anderen
auch nicht einfach sind – wurde
im Rahmen der Diskussion über
diese Nachhaltigkeitsstrategie
noch nicht erwähnt. Es gibt eine
Reihe von Kolleginnen und Kolle-
gen, die am letzten Wochenende
in New York dabei waren, als 150
Abgeordnete aus fast der ganzen
Welt auch über dieses Thema ge-
sprochen haben. Es treiben Men-
schen nämlich nicht nur Armut,
Wassernot und viele andere Dinge
aus ihrem Land. Viele Menschen –
auch die aus Syrien, die im Augen-
blick die Hauptgruppe der Flücht-
linge bilden – sind nicht in erster
Linie wegen Armut aus ihrem
Land fortgegangen, sondern weil
eine verantwortungslose Terror-
gruppe ihnen nach dem Leben
trachtet. Wenn Menschen in Sy-
rien sehen, dass der IS selbst Kin-
dern die Köpfe abschneidet, dann
werden sich die Eltern überlegen,
ob sie dort eine Perspektive haben
oder nicht.

Besonders dort, wo es keine
staatliche Autorität mehr gibt, se-
he ich seit einiger Zeit eine ganz
schlimme Entwicklung. Dort sind
die Menschen am meisten betrof-
fen, sowohl was die Religionsfrei-
heit als auch was andere Men-
schenrechte angeht. Wenn es kei-
ne ordnende Kraft mehr gibt,
dann können Verbrecher und Ter-
roristen mit anderen Menschen
machen, was sie wollen. Deswe-
gen gehören die Frage nach guter
Regierungsführung und die Frage
„Was können wir tun, um so et-

was zu verhindern?“ ebenfalls zur
Nachhaltigkeitsstrategie.

Daher ist es auch richtig, dass
man mit Assad spricht. Vielleicht
hätte man schon viel früher ernst-
hafter darüber reden müssen.

Vielleicht muss man noch öfter
und noch eingehender darüber re-
den – damit komme ich zu Ihnen,
Frau Wagenknecht; das gehört
auch dazu –, dass nicht nur Men-
schenrechte unteilbar sein müs-
sen, sondern auch die Wahrheit
unteilbar sein muss. So zu tun, als
ob die Russen überhaupt keinen
Beitrag zu den Irritationen in Af-
ghanistan geleistet hätten, ist
schon eine Frechheit, um es ein-
mal so zu formulieren.

Sie stellen sich hierhin und for-
dern: „keine Gewalt und keine
Waffen“, sagen aber kein Wort zu
dem, was Russland unabgespro-
chen tut. Hat Russland nun
Kampfhubschrauber und 1.700
Soldaten dort hingeschickt oder
nicht? Ich habe ja gar nichts dage-
gen, dass man gemeinsam über-
legt, was man tun kann. Aber sich
dann als Russlandfreundin an die-
sem Rednerpult im Deutschen
Bundestag hinzustellen, ohne zu
sagen, was nicht in Ordnung ist,
finde ich einfach nicht wahrheits-
gemäß. Jetzt muss ich Ihnen ein-
mal eines sagen: Wenn ich über
dieses Thema spreche, ist mir
nicht zum Lachen zumute.

Das zeigt einiges, wenn Sie hier
lachen können; das muss ich auch
einmal sagen. Mir ist da nicht
zum Lachen zumute.

Die Aufgabe ist schwer genug.
Wenn ich zum Beispiel Afrika

betrachte und sehe, dass aus Eri-
trea Flüchtlinge kommen und aus
dem Nachbarland Äthiopien
nicht, dann hat das natürlich auch
etwas damit zu tun, wer in diesem
Land Macht ausübt. Ich meine,
über diese Dinge müssten wir
schon auch klar reden.

Jetzt kommt noch ein weiteres
schwieriges Thema. Es wird im
Zweifel nicht allein aus der Luft
möglich sein, sondern es muss am
Boden einiges getan werden. Jetzt
fragt mich Frau Göring-Eckardt si-
cher: Wollen Sie auf einmal Bo-
dentruppen entsenden, obwohl
Sie doch etwas ganz anderes ge-
sagt haben? Ich sage: Nein, das
will ich nicht. Das machen wir
auch nicht. – Bei der Klausurta-
gung des Fraktionsvorstandes hat-
ten wir den jordanischen Außen-
minister zu Gast. Bei der Tagung
in New York, bei der es um Religi-
onsfreiheit weltweit ging, haben
sich dazu christliche und auch
muslimische Theologen aus dieser
Region geäußert. Sie sagen: Das ist
nicht eure Aufgabe, sondern es ist
unsere Aufgabe. Die müssen wir
machen, nicht ihr im Westen
müsst den IS in die Schranken
weisen. Das ist unsere Aufgabe.
Die müssen wir als Muslime an-
nehmen.

Wenn Länder wie Jordanien sa-
gen, dass sie das tun müssen,
dann müssen wir sie bei dieser
Aufgabe unterstützen und ihnen
helfen, dass sie diese Aufgabe be-
wältigen können. Hier müssen wir
auch sagen – ich will jetzt nie-
manden von meinen Kollegen aus
anderen Fraktionen des Deut-
schen Bundestages zitieren –: Es
gibt Situationen, wo ISIS allein
mit Worten nicht daran gehindert
werden kann, den Menschen die
Köpfe abzuschneiden. Das gehört
auch zur ganzen Wahrheit, meine
sehr verehrten Damen und Her-
ren.

Herr Hofreiter, als Sie die
Fluchtursachen genannt haben,
habe ich Ihnen ausdrücklich Bei-
fall gespendet. Ich habe die
Flüchtlingslager in Zaatari, aber
auch in Kurdistan gesehen. Ich ha-
be im Übrigen sehr frühzeitig hier
im Deutschen Bundestag darauf
hingewiesen: Wenn es uns nicht
gelingt, dafür zu sorgen, dass die
Flüchtlingseinrichtungen in Erbil
und Dohuk besser ausgestattet
werden, dann kommen die Men-
schen ins Laufen. – Es steht wie-
der ein Winter vor uns, und noch
immer sind Hunderttausende in
dieser Region in Lagern. Wenn es
in diesem Winter nicht besser
wird als im letzten, werden sie
sich natürlich überlegen, ob sie
den nächsten Sommer dazu nut-
zen sollten, sich auch auf den Weg

zu machen. Deswegen ist es rich-
tig, dass wir Geld geben, damit
das World Food Programme wei-
terlaufen kann. Dazu muss ich
jetzt allerdings sagen: Wegen jedes
kleinen Themas kommen UNHCR
und andere UN-
Organisationen
auf mich zu; aber
dass das Geld für
das World Food
Programme aus-
geht, haben sie mir
nicht gesagt. Sonst
hätten wir uns frü-
her darum küm-
mern können.

Jetzt stimme ich
Ihnen zu, dass wir dies selber ak-
tiv begleiten und beobachten
müssen sowie dafür sorgen müs-
sen, dass Ernährung und Versor-
gung in den Lagern sichergestellt
werden, damit die Menschen
nicht aus diesem Grund woan-
dershin unterwegs sein müssen.

Dieses Unterwegs-sein-Müssen,
liebe Kolleginnen und Kollegen,
bedeutet für viele Menschen, vor
allem für Kinder, den sicheren
Tod, bevor sie sich richtig auf den
Weg gemacht haben. Es wird sehr
viel darüber gesprochen, dass die
Situation auf dem Mittelmeer un-
haltbar ist und man die Flüchtlin-
ge retten muss. Aber wenn ich mir
vor Augen führe, wie viele Men-
schen auf dem Weg von Zentral-
afrika durch die Wüste bis nach

Nordafrika sterben, wie viele Men-
schen auf dem Weg von Erbil oder
Dohuk durch Krisengebiete ster-
ben, dann muss ich sagen: Wir
müssen alles dafür tun das hat
auch etwas mit Menschlichkeit zu

tun, dass die Men-
schen nicht auf die-
sen gefährlichen
Weg geschickt wer-
den, liebe Kollegin-
nen und Kollegen.

Wir haben eine
Reihe von Aufgaben.
Ich kann nur hoffen,
dass sich Minister-
präsident Ramelow
besser einbringt –

ich habe den Eindruck – als Sie
von der Linken hier im Deutschen
Bundestag.

So ist es meistens: Wenn man
konkret vor Ort Verantwortung
trägt, sieht es anders aus, als wenn
man hier in der Opposition in der
ersten Reihe sitzt und ein bisschen
vor sich hin redet; das ist eine
ganz andere Sache. Nein, wir sa-
gen den Menschen: Wir wissen,
dass die Lage schwierig ist, wir
wissen, dass ihr es vor Ort auch
nicht leicht habt, aber wir wissen
auch, dass wir in diesem Land die
Kraft und die Stärke haben, um
diese Aufgabe zu meistern.

(Beifall bei der CDU/CSU sowie bei

Abgeordneten der SPD)

Dies ist eine gekürzte Version der De-
batte. Es sprachen außerdem noch
die Abgeordneten Lars Castellucci
(SPD), Heike Hänsel (Die Linke), Ger-
da Hasselfeldt (CDU/CSU), Claudia
Roth (B90/Die Grünen), Bärbel Kofler
(SPD), Sabine Weiss (CDU/CSU),
Carsten Träger (SPD) und Jürgen
Klimke (CDU/CSU).

Ein flüchtendes Kind im serbisch-kroatischen Grenzgebiet: Die Flüchtlingspolitik durchzog auch die Debatte zu
den UN-Nachhaltigkeitszielen. © picture-alliance/dpa

Daher ist
es auch

richtig, dass
man mit

Assad
spricht.



8 DEBATTENDOKUMENTATION Das Parlament - Nr. 40 - 28. September 2015

Debatte zur Kettenbefristung von Arbeitsverträgen / 124. Sitzung des 18. Deutschen Bundestages am 24. September 2015

Klaus Ernst, DIE LINKE:

Schaffen Sie Ordnung
auf dem Arbeitsmarkt

Klaus Ernst (*1954)
Landesliste Bayern

Dieses Thema steht durch-
aus im Zusammenhang
mit dem, was wir hier

eben diskutiert haben, nämlich
„Zuwanderung in unser Land“. Ich
möchte all denen zustimmen, die
in der vorherigen Debatte über-
fraktionell darauf hingewiesen ha-
ben, dass die Menschen, die zu
uns kommen – als Flüchtlinge
oder sonst wie –, keinesfalls als
billige Reservearmee auf dem Ar-
beitsmarkt benutzt werden dür-
fen.

Das steht deshalb im Zusam-
menhang mit diesem Tagesord-
nungspunkt, weil unser Arbeits-
markt, wie Sie alle wissen, in Un-
ordnung gekommen ist. 2,7 Mil-
lionen Menschen in Deutschland
haben nur noch einen befristeten
Job. Ich kann mich erinnern: Es
war einmal ganz normal – auch
ich habe einmal etwas Anständi-
ges gelernt; viele andere hier eben-
falls –, dass man nach der Ausbil-
dung – Kollege Rützel weiß es –
einen unbefristeten Arbeitsplatz
erhalten hat. Heute sind fast 50
Prozent der Neueinstellungen nur
noch befristet. Davon sind über-
wiegend Junge und Frauen betrof-
fen. Der Arbeitsmarkt ist in Un-
ordnung. Wir haben den Fakt hin-
zunehmen, dass wir heute dreimal
so viel befristet Beschäftigte haben
wie vor 20 Jahren. Meine Damen
und Herren, das alles ist nicht hin-
zunehmen, und es ist dringend
notwendig, dass wir das ändern.

Warum stellen die Unterneh-
men zunehmend nur noch befris-
tet ein? Die Antwort ist sehr ein-
fach: Sie wollen den Kündigungs-
schutz umgehen, und die befriste-
te Beschäftigung ist eine Möglich-
keit dazu, dass man letztendlich
den Betriebsrat bei Kündigungen
außen vor lässt, dass man das
Kündigungsschutzgesetz bei Kün-

digungen außen vor lässt und dass
man den Betroffenen den Rechts-
weg, gegen den Verlust des Ar-
beitsplatzes zu klagen, nimmt.
Auch das ist ein entscheidender
Grund dafür, dass wir sagen: Bei
den Befristungen muss sich etwas
ändern.

Für die Betroffenen bedeutet ein
befristeter Job, nicht ein normales
Leben führen zu können. Wer die
Verhältnisse auf dem Wohnungs-
markt kennt, der weiß, dass oft
der Vermieter einen Arbeitsvertrag
vorgelegt haben will, dass ein Ver-
mieter guckt: Der hat nur einen
befristeten Job. – Wenn man von
der Bank einen Kredit will, ist es
oft viel schwieriger, einen solchen
zu bekommen, wenn man nur ei-
nen befristeten Job hat. Und: Wer
gründet denn schon eine Familie,
meine Damen und Herren, wenn
er nicht weiß, ob er in ein oder
zwei Jahren, wenn sein Arbeitsver-
trag ausläuft, einen neuen Arbeits-
vertrag bekommt und ob er die
Kinder, die er in die Welt gesetzt
hat, dann überhaupt noch ernäh-
ren kann? Deshalb sage ich Ihnen:
Auch aus familienpolitischen Er-
wägungen ist die Abschaffung des-
sen, was wir zurzeit mit Befristun-
gen erleben, ein Gebot der Stun-
de.

Die Regierungsparteien halten
immer gern die Fahne der Tarifau-
tonomie hoch. Richtig! Aber für
die Tarifautonomie brauchen wir
selbstbewusste, im Zweifelsfall
auch streikende Arbeitnehmer;
sonst funktioniert Tarifautonomie
nicht. Das bedeutet, wir müssen
uns überlegen: Wie wirkt denn ei-
gentlich ein befristeter Job auf die,
die im Betrieb die Tarifautonomie
durchsetzen sollen, nämlich auf
die Beschäftigten? Da sage ich Ih-
nen – das wissen Sie im Grunde
auch selber –, dass sich einer, der
einen befristeten Job hat, natür-
lich kaum traut, sich zu wehren,
dass er kaum aufmuckt, wenn die
Überstunden nicht bezahlt wer-
den, dass er sich kaum bereit er-
klärt, bei einem Streik mitzuma-
chen, weil er damit rechnen muss,
dass er dann seinen Vertrag nicht
verlängert bekommt, dass er sei-
nen Job verliert.

Meine Damen und Herren,
wenn wir wieder Ordnung auf den
Arbeitsmarkt bringen wollen,
muss die befristete Beschäftigung
eine absolute Ausnahme bleiben.
Ja, es gibt Gründe für Befristun-

gen, die wir auch akzeptieren. Als
Krankheitsvertretung möglicher-
weise kann man jemanden befris-
tet einstellen, weil das nicht auf
Dauer ist. Das gilt auch bei Mut-
terschaftsvertretungen oder bei
Ähnlichem, auch bei Auftragsspit-
zen, wenn sie tatsächlich begrenzt
sind.

Wir erleben zurzeit aber etwas
ganz anderes. Wir wissen, dass es
inzwischen eine ganze Reihe von
Menschen in den Betrieben gibt,
die immer nur am selben Arbeits-
platz mit immer weiteren Befris-
tungen beschäftigt werden. Das
sind die Kettenarbeitsverträge. Es
gibt nur ganz wenige Fälle, wo das
sinnvoll sein kann. In der Regel ist
es nicht sinnvoll. Deshalb fordern
wir auch: Kettenarbeitsverträge
dürfen nicht zulässig sein.

Meine Damen und Herren, dass
befristete Verträge in großer Zahl

zur Übernahme in einen festen
Job führen, ist ein Märchen. Viel-
mehr lässt sich feststellen: Je mehr
Befristungen in einer Branche,
desto weniger Übernahmen gibt
es. Ich will ein Beispiel bringen.
2012 wurden im Bereich Erzie-
hung und Unterricht 76 Prozent
der Neueingestellten nur befristet
eingestellt. Von denen wurden nur
18 Prozent auf einen festen Ar-
beitsplatz übernommen, was be-
deutet, dass die Arbeitgeber letzt-
endlich die Situation ausnutzen,
die Möglichkeit der Befristung
nutzen, um Dauerarbeitsplätze,
unbefristete Arbeitsplätze abzu-
bauen. Das müssen wir per Gesetz
verhindern.

Wie kriegen wir wieder Ord-
nung auf dem Arbeitsmarkt hin?

Erstens. Wir brauchen eine ge-
setzliche Regelung, dass befristete
Beschäftigung nur dann zulässig
ist, wenn es dafür einen ganz be-
sonderen sachlichen Grund gibt.
Wenn es den Grund nicht gibt,
darf auch nicht befristet beschäf-
tigt werden. – Erster Punkt.

Zweiter Punkt. Wir müssen bei
den Sachgründen gucken, ob wir
tatsächlich akzeptieren, dass Er-
probung ein Befristungsgrund ist.

Dafür gibt es andere Regelungen
in Tarifverträgen und im Gesetz.
Wir müssen auch den Grund „Be-
fristung der Haushaltsmittel“ in-
frage stellen.

Meine Damen und Herren, ich
weiß, dass auch viele Sozialdemo-
kraten und viele aus dem Arbeit-
nehmerflügel der CDU das so se-
hen. Insofern hätten wir hier die
Möglichkeit, tatsächlich etwas Ver-
nünftiges zu schaffen.

Ein letzter Punkt – das brennt
uns auf den Nägeln – ist die Ket-
tenbefristung. Es kann nicht sein,
dass immer wieder derselbe Ar-
beitsplatz in einem Betrieb mit ei-
nem befristet Beschäftigten besetzt
wird. Das ist dann kein befristeter
Job, sondern das ist dann ein
Dauerarbeitsplatz. Deshalb müs-
sen wir Kettenbefristungen verhin-
dern.

Machen Sie mit uns mit! Schaf-
fen Sie Ordnung auf dem Arbeits-
markt! Das nützt den Beschäftig-
ten, das nützt übrigens auch Ihren
Wählern, und das nützt den Men-
schen, die hier zuwandern.

(Beifall bei der LINKEN)
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Wilfried Oellers, CDU/CSU:

Es liegt keine
Schieflage vor

Wilfried Oellers (*1975)
Wahlkreis Heinsberg

Wir beraten heute die
Anträge der Fraktion
Die Linke zum Befris-

tungsrecht bei Arbeitsverträgen, in
denen zum einen die Abschaffung
der Kettenbefristungen und zum
anderen das unbefristete Arbeits-
verhältnis als Regelfall gefordert
wird.

Die Überschriften dieser Anträ-
ge und die dazu verfassten Be-
gründungen erwecken den Ein-
druck, dass die Gesamtsituation in
Deutschland in dem Bereich der
befristeten Arbeitsverträge in

Schieflage geraten ist und ein ge-
setzgeberischer Handlungsbedarf
besteht.

Schaut man sich die vom Statis-
tischen Bundesamt ermittelten ak-
tuellen Zahlen an und vergleicht
diese mit den Zahlen der Vorjahre,
so stellt man fest, dass diese
Schieflage gar nicht besteht und
ein gesetzgeberischer Handlungs-
bedarf mitnichten vorliegt.

Dabei sei zunächst erwähnt,
dass bei der Bewertung der Ge-
samtsituation auf die Kerner-
werbstätigen abzustellen ist, da
hierbei die Erwerbstätigen erfasst
werden, die sich nicht in Bildung,
Ausbildung oder Freiwilligen-
diensten befinden. Es liegt in der
Natur der Sache, dass diese Be-
schäftigungsverhältnisse nur auf
Zeit angelegt sind. Bei deren Ein-
beziehung kann die Gesamtsitua-
tion nicht korrekt dargestellt wer-
den.

Schaut man sich also die Erhe-
bungen des Statistischen Bundes-
amtes für das Jahr 2014 an, so
stellt man fest, dass von den Kern-
erwerbstätigen im Alter von 15 bis
64 Jahren lediglich 6,9 Prozent

befristet beschäftigt sind. Das ist
der niedrigste Stand seit 2005 –
dem Jahr, in dem die derzeitige,
genauere Erhebungsmethode ein-
geführt wurde.

Zur Erläuterung. Bis einschließ-
lich 2004 wurde vom Statistischen
Bundesamt die Anzahl der befris-
teten Arbeitsverträge lediglich in
einer einzigen Woche, der soge-
nannten Berichtswoche, erfasst;
seit 2005 erfolgt die Auswertung
über das ganze Jahr verteilt. Da
durch die alte Methode die Zeiten
im Jahr, in denen es aus saison-
alen Gründen jeweils eine erhöhte
Anzahl von befristeten Arbeitsver-
trägen gibt, nicht korrekt erfasst
wurden, muss man davon ausge-
hen, dass die Anzahl der befriste-
ten Arbeitsverträge vor 2005 zu
niedrig ermittelt war. Dies zeigt
auch beim Wechsel von 2004 auf
2005 der Sprung von 7,1 auf auf
einmal 8,6 Prozent.

Geht man also davon aus, dass
die Werte vor 2005 in jedem Jahr
um circa 1,5 Prozent zu niedrig er-
mittelt wurden und die Quote in
der Zeit von 1991 bis einschließ-
lich 2004 daher fälschlicherweise
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zwischen 6 und 8 Prozent lag,
während sie eigentlich zwischen
7,5 und 9,5 Prozent hätte liegen
müssen, kommt man zu dem
Schluss: Wir haben derzeit den ge-
ringsten Stand an befristeten Ar-
beitsverhältnissen seit 1991.

Ich spanne diesen Bogen des-
halb bis 1991 zurück, weil die
Fraktion Die Linke
beide Anträge mit
den Worten einlei-
tet, die Zahl der be-
fristeten Arbeitsver-
träge bzw. der be-
fristet Beschäftigten
sei in den vergan-
genen 20 Jahren
deutlich gestiegen
bzw. habe sich ver-
dreifacht. Die dar-
gestellten Zahlenbeispiele belegen
aber eindeutig, dass diese Aussage
einfach nur falsch ist.

Aufgrund der gewählten Formu-
lierung werde ich persönlich den
Eindruck nicht los, dass Sie ledig-
lich Panikmache betreiben und
die Realität einfach nicht wahrha-
ben wollen.

Lassen Sie es mich auch in abso-
luten Zahlen ausdrücken: Nach
den Zahlen des Statistischen Bun-
desamtes hatten wir in 2014 insge-
samt 34 000 befristete Arbeitsver-
hältnisse weniger als in 2005 –
und das bei einem zwischenzeitli-
chen Anstieg auf 9,2 Prozent, auf
den ich gleich noch eingehen wer-
de.

Diese Entwicklung kann man
im Ergebnis nur als positiv be-
zeichnen. Diese Zahlen verdeutli-
chen auch eindrucksvoll, dass die
gewählte Überschrift des einen
Antrags der Fraktion Die Linke
unzutreffend ist. Denn es wird et-
was gefordert, was schon existiert:
Das unbefristete Arbeitsverhältnis
ist bereits jetzt die Regel, und zwar
nach der derzeitigen Rechtslage.

Damit fällt auch die gesamte
Begründung Ihrer Anträge in sich
zusammen. Da das befristete Ar-
beitsverhältnis, wie oben geschil-
dert, nur den Ausnahmefall dar-
stellt, kann es seiner Bedeutung
als Flexibilisierungsinstrument in
der Arbeitswelt eindrucksvoll
nachkommen.

Das wird auch durch folgenden
Vergleich deutlich: In 2005 lag die
Quote noch bei 8,6 Prozent, und
sie stieg in den Folgejahren mit ei-
ner leichten Wellenbewegung bis
auf 9,2 Prozent im Jahr 2010. In
dieser wirtschaftlich schwierigen
Zeit haben die Unternehmen im
Rahmen von Neueinstellungen
vorsichtig agiert, was durchaus
nachvollziehbar ist. Seit 2010
zieht nicht nur die Wirtschaft wie-
der an und erreicht neue Rekord-
werte, sondern sank auch die Be-
fristungsquote stetig bis auf 6,9
Prozent in 2014. Das zeigt doch
eindeutig, dass das Instrument der
befristeten Arbeitsverhältnisse in
der derzeitigen Form unverzicht-

bar ist, um flexibel auf eine geän-
derte wirtschaftliche Lage reagie-
ren zu können. Man kann doch
wirklich nichts dagegen haben,
wenn in Krisenzeiten von dem
Flexibilisierungsinstrument Befris-
tung mehr Gebrauch gemacht
wird – das kann ja in besseren Zei-
ten wieder rückgängig gemacht

werden –, um so
Menschen in Arbeit
zu halten. Gerade
dafür ist es ja auch
gedacht und da.

Berücksichtigt
man die geschilder-
te Entwicklung der
befristeten Arbeits-
verhältnisse unter
Berücksichtigung
der jeweiligen wirt-

schaftlichen Gesamtsituation, so
kommt man zu dem Ergebnis,
dass die Unternehmen mit dem
Flexibilisierungsinstrument in der
derzeitigen Form bisher verant-
wortungsvoll umgegangen sind.
Mit dieser Feststellung kann ich
natürlich nicht ausschließen, dass
in Einzelfällen Missbrauch getrie-
ben worden ist bzw. getrieben
wird. Diese Fälle sind aber mit der
derzeitigen Rechtslage lösbar.
Hierzu gilt es jedoch, die Gerichte
anzurufen. Einzelne Missbrauchs-
fälle dürfen in meinen Augen
nicht dazu führen, dass gesetzliche
Regelungen verschärft werden;
denn damit verhindert man nicht
die Missbrauchsfälle. Man verhin-
dert sie nur dadurch, dass sie ge-
richtlich geklärt und sanktioniert
werden.

Mit einer Verschärfung trifft
man zuallererst diejenigen, die
sich redlich verhalten, und
schränkt diese weiter ein, da sie
die neue Gesetzeslage umsetzen
werden. Es kann aber nicht das
Ziel sein, den Großteil der Unter-
nehmen, die redlich handeln,
durch schärfere Regelungen zu be-
strafen. Das ist auch nicht nötig.
Zum Beispiel gibt es zu der The-
matik Kettenbefristungen – Herr
Ernst, Sie sprachen es an – eine
umfangreiche Rechtsprechung, die
sehr einzelfallbezogen ist. Bisher
hat die Rechtsprechung stets ge-
rechte und vertretbare Entschei-
dungen getroffen, auch wenn hier-
zu das eine oder andere Mal der
Instanzenzug voll ausgeschöpft
werden musste. Damit ist eventu-
ell vorliegender Missbrauch sank-
tioniert worden, sodass sich die
gegenwärtigen gesetzlichen Rege-
lungen bestätigt haben. Auch an-
gesichts der pauschalen und wenig
substanziierten Antragsbegrün-
dung meine ich: Es gibt keinen ge-
setzgeberischen Handlungsbedarf.

Neben der bereits geschilderten
Flexibilisierungsfunktion erfüllt
die Befristung noch eine weitere
Funktion sehr deutlich: Die Befris-
tung dient als Brücke in den Ar-
beitsmarkt.

Bei weniger als 43 Prozent be-

fristete Neueinstellungen im Jahr
2014 lag die Übernahmequote bei
58 Prozent. Diese Zahl haben Sie
nicht erwähnt, Sie nannten eine
andere. Sie ist eindeutig nachge-
wiesen. Wenn man berücksichtigt,
dass der Anteil der befristeten
Neueinstellungen 2005 etwa bei
40 Prozent lag und damit nur
marginal geringer war, aber eine
Übernahmequote von lediglich 39
Prozent vorhanden war, wird man
eindeutig sehen, dass wir auf ei-
nem positiven Weg sind.

Betrachtet man darüber hinaus
die Entwicklung der befristeten
Arbeitsverträge in den jeweiligen
Altersgruppen, so stellt man fest,
dass mit steigendem Alter der An-
teil der befristeten Arbeitsverhält-
nisse stetig sinkt. – Ihre Anfrage,
Ihre Zahlen.

Liegt der Anteil in der Alters-
gruppe von 15 bis 24 Jahren noch
bei 21 Prozent, so sinkt er über die
folgenden Altersgruppen bis hin
zur Altersgruppe von 55 bis 64 auf
3,7 Prozent. Beide Zahlenbeispie-
le zeigen deutlich, dass die Befris-
tung eine Hilfe für die Menschen
ist, in Arbeit zu kommen.

Sie werden zunächst befristet
eingestellt und zum größten Teil

anschließend unbefristet weiterbe-
schäftigt. Damit erfüllt die Befris-
tung in der derzeitigen Form ihre
Brückenfunktion zum Wohle der
Menschen in bemerkenswerter
Weise und ist mit ursächlich für
die niedrige Arbeitslosigkeit. Ge-
nau das ist das Ziel, und das wird
auch erreicht.

Ergänzend sei noch auf Folgen-
des hingewiesen: Mit den oben ge-
nannten Werten liegt Deutschland
im europäischen Vergleich unter
dem Durchschnitt; das sollte man
auch einmal heranziehen. Dies
zeigt wiederum, wie sorgsam die
deutschen Unternehmer mit die-
sem Instrument umgehen. Darü-
ber hinaus liegt die Befristungs-
quote in der öffentlichen Verwal-
tung höher als im verarbeitenden
Gewerbe. Weiter ist auch zu be-
rücksichtigen, dass ein beträchtli-
cher Teil der befristeten Arbeitsver-
träge im hochqualifizierten Be-
reich zu finden ist, zum Beispiel
auch im Rahmen von Projektar-
beiten.

Wie bereits erwähnt: Mit all
dem Gesagten möchte ich nicht
ausschließen, dass es einzelne Fäl-
le gibt, wo Missbrauch getrieben
wird. Aber hiervor kann man in

keinem rechtlichen Gebiet sicher
sein. Sollte ein Missbrauch festge-
stellt werden, so muss er gericht-
lich sanktioniert werden; das steht
außer Frage. Aber aufgrund sol-
cher Einzelfälle darf man nicht die
gesamte derzeitige erfolgreiche
Rechtslage infrage stellen.

Befristete Arbeitsverhältnisse
sind ein zentrales und wichtiges
Arbeitsmarktinstrument. Sie leis-
ten einen wichtigen Beitrag zur
Flexibilität der Gesamtwirtschaft,
bauen Einstellungshürden ab und
erhöhen die Jobchancen. All dies
kommt der Allgemeinheit, aber
vor allem dem einzelnen Men-
schen zugute. Ziel muss es sein,
Menschen in Arbeit zu bringen,
natürlich am liebsten sofort unbe-
fristet. Die Befristung trägt jedoch
in ihrer derzeitigen Form einen er-
heblichen Teil dazu bei, dass das
Ziel eines unbefristeten Arbeitsver-
trages erreicht wird. Eine Gesetzes-
änderung ist daher nicht erforder-
lich. Das ändert sich auch nicht
durch das Haareraufen von Frau
Krellmann.

(Beifall bei der CDU/CSU)

Beate Müller-Gemmeke, BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN:

Fehlende Balance muss
wiederhergestellt werden

Beate Müller-Gemmeke (*1960)
Landesliste Baden-Württemberg

Die Betriebe brauchen na-
türlich ein gewisses Maß
an Flexibilität – das steht

außer Frage –, aber das Bedürfnis
der Beschäftigten nach Sicherheit
und Perspektiven muss ebenso be-
rücksichtigt werden. Genau diese
Balance stimmt für viele Beschäf-
tigte nicht mehr, wenn es um Be-
fristungen oder Leiharbeit geht.
Darüber haben wir schon häufig
debattiert, aber passiert ist nichts:
Wir warten noch immer auf den
Gesetzentwurf zur Leiharbeit, und
bei den Befristungen stellen Sie
von der Union auf Durchzug. Die
fehlende Balance können Sie
nicht weiter ignorieren; Sie müs-
sen sie endlich ernst nehmen.

Herr Oellers, es geht nicht nur um
Zahlen. Hinter jeder Zahl stehen
Menschen.

Heute geht es wieder einmal
konkret um die Befristungen, und
die sind und bleiben ein Problem.
Auch die Fakten sind längst be-
kannt: Befristet Beschäftigte sind
stärker von Arbeitslosigkeit be-
droht. Sie machen sich mehr Sor-
gen über Krankheit und über Ar-
mut im Alter. Lebens- und Famili-
enplanung ist nur begrenzt mög-
lich. Wer eine befristete Stelle hat,
verdient häufig weniger und hat
auch kaum Chancen auf Weiter-
bildung oder Karriere und Auf-
stiegsmöglichkeiten. Wie oft müs-
sen wir das eigentlich noch – wie
auf einer steckengebliebenen
Schallplatte – wiederholen? Wann
nehmen Sie das endlich zur
Kenntnis?

Wir Grünen wollen die fehlende
Balance wiederherstellen. Deshalb
wollen auch wir die sachgrundlo-
se Befristung abschaffen. Im De-
tail sind wir an manchen Stellen
anderer Meinung als die Linke –
das ist bekannt –, aber die Rich-
tung stimmt. Deshalb werden wir
heute dem Antrag zustimmen.

Damit sind aber nicht alle Ver-
werfungen aufgehoben; denn
manche Arbeitgeber missbrauchen

auch die Möglichkeiten der Befris-
tung mit sachlichem Grund. Sie
setzen auf Kettenverträge, und da-
runter leiden die Menschen ganz
besonders. Die Beschäftigten wis-
sen manchmal erst zwei bis drei
Wochen vor Vertragsende, wie es
weitergeht. Sie leben in einer per-
manenten Unsicherheit. Sie haben
aber die Gewissheit, dass sie jeder-
zeit plötzlich auf der Straße ste-
hen können. Das bedeutet Still-
stand im Leben der Betroffenen.
Sie haben keinerlei Zukunftsper-
spektiven, und das geht gar nicht.

Und doch gibt es genügend Bei-
spiele dafür, dass Beschäftigte über
Jahre die gleiche Tätigkeit, zum
Teil sogar am gleichen Arbeits-
platz, ausüben, und zwar immer
befristet. Bei der Deutschen Post
AG gab es mal wieder den krasses-
ten Missbrauch: 17 Jahre und 88
Arbeitsverträge für eine Postbotin
– und nach einer Krankheit war
dann Schluss. Das ist nicht akzep-
tabel.

Das ist rechtsmissbräuchlich,
und das sieht die Rechtsprechung
mittlerweile auch so. Die Beschäf-
tigten können also klagen und
feststellen lassen, ob es überhaupt
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Fortsetzung auf nächster Seite

Befristete Ar-
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sind ein zentrales
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einen Befristungsgrund gibt, und,
wenn nein, entsteht ein unbefris-
tetes Arbeitsverhältnis.

Herr Oellers, Sie sagen: Es gibt
diese Gerichtsurteile, und das
reicht aus. – Nein, sage ich, natür-
lich nicht! Denn das ist ein steini-
ger Weg, und viele Beschäftigte
schrecken davor zurück. Vor allem
darf sich Politik nicht so aus der
Verantwortung stehlen. Das wäre
ein Armutszeugnis. Der Schutz vor
Kettenverträgen ist nicht Aufgabe
der Richter, sondern Aufgabe der
Politik.

Die Linke schlägt nun vor, dass

eine Befristung mit sachlichem
Grund nur zweimal zulässig sein
soll. Ich bin mir nicht sicher, ob es
nicht doch immer wieder beson-
dere Konstellationen geben kann,
in denen diese zwei Befristungen
zu wenig sind. Das wäre dann
eventuell zum Nachteil der betrof-
fenen Beschäftigten. Vor allem
liegt bei mir aktuell eine Petition
auf dem Tisch: In einem Konzern
mit zwölf eigenständigen Gesell-
schaften gibt es Kettenverträge, das
heißt, da werden die Beschäftigten
immer weitergereicht. Mit der vor-
geschlagenen Regelung könnte

dort eine Person 24 befristete Ar-
beitsverträge erhalten. Der Vor-
schlag verhindert also den Miss-
brauch in Konzernen eher nicht.

Sie merken: Ich bin noch unsi-
cher. Deshalb werden wir den An-
trag der Linken bei uns in der
Fraktion noch einmal intensiv be-
raten. Wir werden auch im Aus-
schuss, hoffentlich in einer Anhö-
rung mit Expertinnen und Exper-
ten, darüber diskutieren.

Mein Fazit heute ist: Ja, wir
brauchen Regelungen, aber sie
müssen gut überlegt sein.

Eines ist mir noch wichtig. Es

gibt viele Betriebe, die mit der
Möglichkeit der Befristung verant-
wortungsvoll umgehen. Neue Re-
gelungen sind nur notwendig,
weil manche Unternehmen jegli-
chen Anstand verloren haben und
alle Gesetze dehnen und ausnut-
zen, immer zum eigenen Vorteil
und ohne jegliche Empathie für
die Beschäftigten. Auch eine neue
gesetzliche Regelung wird diese
Unternehmen wenig beeindru-
cken. Sie werden weiterhin Zeit-
verträge abschließen, dann halt
mit immer neuen Personen. Sie
werden wieder neue Schlupflöcher

suchen und nutzen. Gesellschaftli-
che Verantwortung ist für sie ein
Fremdwort. Ich meine, das darf
niemand in diesem Haus akzep-
tieren. Deshalb erwarte ich, dass
auch Sie, die Regierungsfraktio-
nen, etwas gegen diese Kettenver-
träge unternehmen; denn die
Menschen leben nicht, um zu ar-
beiten, sondern sie arbeiten, um
gut zu leben.

(Beifall beim BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN

sowie der Abg. Sabine Leidig [DIE

LINKE])

Gabriele Hiller-Ohm, SPD:

Schluss mit Ausbeute durch
Werkverträge und Leiharbeit

Gabriele Hiller-Ohm (*1953)
Wahlkreis Lübeck

Bei Ihren vorliegenden An-
trägen fühle ich mich an ei-
nen Song von Cindy & Bert

erinnert, den Sie sicherlich alle
noch kennen werden: Immer wie-
der sonntags kommt die Erinne-
rung.
Nun ist heute nicht Sonntag, aber
Ihr Ziel, liebe Kolleginnen und
Kollegen von der Linken, scheint
es zu sein, mit ständig ähnlichen
Anträgen zum selben Thema ei-
nen Ohrwurm zu kreieren.
Wir schließen heute einen Antrag
zu befristeten Arbeitsverhältnissen
ab, und, schwupp, Herr Ernst,
liegt uns schon der nächste in ers-
ter Lesung vor.
So machen Sie es seit mehr als ei-
nem Jahr. Wir diskutieren immer
wieder über dasselbe Thema – im
Plenum, in den Ausschüssen. Alle
Argumente sind bereits ausge-
tauscht und die Positionen der
einzelnen Fraktionen klar.
Ihr neuer Antrag trägt nun den Ti-
tel „Kettenbefristungen abschaf-
fen“.
Das werden wir heute leider nicht
hinbekommen, aber möglicher-
weise würde es eine Zustimmung
geben zu der Forderung „Ketten-
anträge abschaffen“.
Liebe Kolleginnen und Kollegen,
wir alle kennen die Fakten. Sie ha-
ben sich seit der letzten Debatte

wenig verändert: Knapp die Hälfte
der Arbeitnehmerinnen und Ar-
beitnehmer wird heute nur noch
befristet eingestellt. Jüngere Men-
schen und Frauen sind davon be-
sonders betroffen. Sehr häufig ge-
schieht diese Befristung sogar oh-
ne jegliche sachliche Begründung.
Die Beschäftigten wissen oft bis
zum letzten Arbeitstag nicht, ob es
für sie im Betrieb weitergeht oder
ob sie auf der Straße landen wer-
den. Das ist unwürdig. Das finden
wir falsch.
Deshalb stimmen wir Sozialde-
mokratinnen und Sozialdemokra-
ten dem grundsätzlichen Ziel der
vorliegenden Anträge der Linken,
die Befristungsregelungen zu ver-
ändern, inhaltlich durchaus zu.
Weil das so ist, haben wir in der
letzten Legislaturperiode, bereits
im Mai 2010, genau zu diesem
Thema einen Antrag vorgelegt mit
dem Titel „Langfristige Perspektive
statt sachgrundlose Befristung“.
Das war übrigens deutlich vor den
Initiativen der Linken und der
Grünen. Sie sehen daran: Das The-
ma ist uns wichtig.
Deshalb haben wir es auch in un-
serem Wahlprogramm verankert.
Ich zitiere:
Die Möglichkeit der sachgrundlo-
sen Befristung von Arbeitsverträ-
gen wollen wir abschaffen, den
Katalog möglicher Befristungs-
gründe überprüfen.
Liebe Kolleginnen und Kollegen,
das gilt nach wie vor. Das ist die
SPD Position.
In einer Koalition ist es leider
nicht möglich, alle Wünsche und
Forderungen eins zu eins umzu-
setzen. Man ist zu Kompromissen
verdonnert. An dieser Stelle muss-
ten wir in den sauren Apfel bei-
ßen. Wir haben das getan, weil es
zum Glück Licht am Ende des Be-
fristungstunnels gibt. Befristete
Verträge sind wegen der guten
Konjunktur rückläufig.

Trotzdem sind Befristungen für
viele Beschäftigte nach wie vor
meist Mist.
Zu welchen Extremen Befristun-
gen führen können, haben wir
hier schon mehrfach debattiert.
Da haben wir die Postbotin mit
sage und schreibe 88 befristeten
Verträgen in 17 Jahren. Solche
Kettenbefristungen sind mit Sach-
gründen – beispielsweise Eltern-
zeit oder Krankheitsvertretung –
also durchaus möglich. Richtig
und nötig ist so etwas aber auf gar
keinen Fall, schon gar nicht in
großen Unternehmen wie bei der
Post.
Deshalb sollten Befristungsgründe
enger gefasst werden, um gegen
Missbrauch besser vorgehen zu
können.
Liebe Kolleginnen und Kollegen
der Linken und auch der Grünen,
es lohnt ein differenzierter Blick
auf die Zahlen. Es ist schließlich
nicht so, dass wir in Deutschland
nur noch befristete Arbeitsverhält-
nisse hätten.
Je nach Quelle und Berechnungs-
methode sind dies 8 bis 10 Pro-
zent. Das heißt im Umkehr-
schluss: Über 90 Prozent der Be-
schäftigten haben ein unbefriste-
tes Arbeitsverhältnis.
Liebe Kolleginnen und Kollegen
der Linken, der Titel Ihres Antrags
– „Das unbefristete Arbeitsverhält-
nis zur Regel machen“ – ist also
Gott sei Dank zu über 90 Prozent
Realität in Deutschland.
Zum Glück nähern wir uns immer
weiter den 100 Prozent an. Sie
können das nachlesen in einer
Pressemitteilung vom 21. August,
die das Statistische Bundesamt he-
rausgegeben hat. Sie lautet: „Nor-
malarbeitsverhältnisse nehmen an
Bedeutung zu.“ Dies belegt auch
die Antwort der Bundesregierung
auf die Kleine Anfrage der Linken
vom 20. August dieses Jahres. Da-
raus geht hervor, dass die Zahl der

Übernahmen aus befristeter Be-
schäftigung in unbefristete Ar-
beitsverhältnisse steigt. Gott sei
Dank.
Trotzdem würden wir Sozialde-
mokraten und Sozialdemokratin-
nen die sachgrundlose Befristung
gerne abschaffen und die Aus-
wüchse bei befristeten Verträgen
mit Sachgrund angehen. Leider
sind uns hierbei jedoch zurzeit die
Hände gebunden.
Deshalb, meine Kolleginnen und
Kollegen von der Linken, werden
wir Ihren Initiativen auch nicht
zustimmen.
Nun bedeutet eine Koalition zum
Glück nicht Stillstand auf Teufel
komm raus. Deshalb gibt es im
Hinblick auf die Befristungen zu-
mindest im Wissenschaftsbereich
durchaus Bewegung in unserer
derzeitigen politischen Lebensab-
schnittspartnerschaft mit der
CDU/CSU. Wir konnten das Vor-
gehen gegen den Befristungsmiss-
brauch in der Wissenschaft im Ko-
alitionsvertrag verankern. Diese
Vereinbarung lösen wir jetzt ein.
Kürzlich hat das Bundeskabinett
den Gesetzentwurf für die geplan-
te Reform des Wissenschaftszeit-
vertragsgesetzes auf den Weg ge-
bracht. Was für ein Wort! Damit
werden wir für bessere Arbeitsbe-
dingungen im Wissenschaftsbe-
reich sorgen. Hier arbeiten weit

über eine halbe Million Men-
schen, und leider sind befristete
Verträge in diesem Bereich gang
und gäbe.
Meine lieben Kolleginnen und
Kollegen von der Linken, Sie se-
hen, wir reden nicht nur, nein, wir
setzen Schritt für Schritt Verbesse-
rungen für die Arbeitnehmerinnen
und Arbeitnehmer in unserem
Land um. Was für ein Kraftakt war
die Einführung des gesetzlichen
Mindestlohns!
Ja, wir haben es geschafft. Es gibt
ihn wirklich, und das schon seit
neun Monaten. 4 Millionen Men-
schen haben dadurch mehr Geld
in der Tasche.
Wir wollen endlich Frauen in den
Führungsetagen und in den Auf-
sichtsräten sehen. Dafür haben
wir die Quote durchgesetzt.
So wird es weitergehen. Dafür nur
zwei Beispiele: Wir werden den
Weg frei machen und gerechte
Löhne für die vielen fleißigen und
gut qualifizierten Frauen in unse-
rem Land durchboxen.
Wir machen Schluss mit Ausbeu-
tung durch Werkverträge und
Leiharbeit.
Wir freuen uns auf Ihre Unterstüt-
zung.

(Beifall bei der SPD sowie bei Abge-

ordneten der CDU/CSU)
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Insbesondere die Fraktion Die Linke hält wenig von der Kettenbefristung
von Arbeitsverträgen und fordert Änderungen. © dpa
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Uwe Lagosky, CDU/CSU:

Befristung hat eine
wichtige Brückenfunktion

Uwe Lagosky (*1962)
Landesliste Niedersachsen

Es stimmt: In den vergange-
nen 20 Jahren nahm die
Zahl befristeter Arbeitsver-

träge, absolut betrachtet, zu. Laut
aktuellen Zahlen des Statistischen
Bundesamtes – wir haben es
schon gehört – ist diese Zahl in
den letzten vier Jahren allerdings
gesunken. Von den Arbeitneh-
mern ab 25 Jahren – das ist die
Datenbasis – waren 2011 8,9 Pro-
zent befristet beschäftigt. Diese
Zahl sank auf 8,1 Prozent im Jahr
2014.

Bereits in der Anhörung zur
sachgrundlosen Befristung am 17.
März 2014 stellte der Sachverstän-
dige des Instituts für Arbeitsmarkt-
und Berufsforschung der Bundes-
agentur für Arbeit fest:

Insgesamt kann man feststellen,
dass befristete Arbeitsverträge
durchaus in ihrer Bedeutung zuge-
nommen haben. Wenn man den
Zeitraum zwischen 2001 und 2011
betrachtet – von 1,7 auf 2,7 Mil-
lionen. Befristungen sind also ei-
ne relevante Größe auf dem deut-
schen Arbeitsmarkt.

Wenn man sich die Neueinstel-
lungen ansieht, dann sieht man,
dass mittlerweile etwa 42 Prozent
aller Neueinstellungen auf Basis
eines befristeten Arbeitsvertrages
erfolgen. Befristungen sind somit
ein wichtiges Instrument, wenn es
um die Beschäftigungsanpassung
der Betriebe geht.

In der Folge sagte er:
Die Entwicklung der befristeten

Arbeitsverträge ist sozusagen kein
naturwüchsiger Prozess – wir wer-
den immer flexibler –, sondern es
kann durchaus sein, dass auch oh-
ne weitere Eingriffe in die Gesetz-
gebung die Anzahl der befristeten
Arbeitsverträge eher zurückgeht.

Das war 2014, und recht hatte
er, wie die Zahlen des Statisti-
schen Bundesamtes zeigen.

Die Linke möchte nun, dass der
Deutsche Bundestag feststellt, dass
dies ein „hochproblematischer
Zustand“ sei, der „dringend ge-

setzgeberisches Handeln erfor-
dert“. Das steht in Ihrem Antrag.
Hochproblematisch ist, wie ich
finde, nur eines: der stete Reflex
der Linken, in gleicher Sache im-
mer wieder gesetzgeberisch tätig
werden zu wollen. – Nutzen Sie
daher gerne die heutige Debatte
ganz im Sinne von Konrad Aden-
auer, der sagte:

Man braucht nicht immer den-
selben Standpunkt zu vertreten,
denn niemand kann einen daran
hindern, klüger zu werden.

Mit dem Teilzeit- und Befris-
tungsgesetz sind gute Lösungen
sowohl für Arbeitnehmer als auch
für Arbeitgeber vorhanden.

Die Befristung eines Arbeitsver-
trages ist zulässig, wenn sie durch
einen sachlichen Grund gerecht-
fertigt ist. Ein sachlicher Grund
liegt insbesondere vor, wenn

1. der betriebliche Bedarf an der
Arbeitsleistung nur vorüberge-
hend besteht,

2. die Befristung im Anschluss
an eine Ausbildung oder ein Stu-
dium erfolgt, um den Übergang
des Arbeitnehmers in eine An-
schlussbeschäftigung zu erleich-
tern,

3. der Arbeitnehmer zur Vertre-
tung eines anderen Arbeitnehmers
beschäftigt wird ...

Es gibt noch andere Gründe;
das sind auszugsweise nur drei.

Ebenfalls im Teilzeit- und Be-
fristungsgesetz ist die sachgrund-
lose Befristung geregelt. Danach
dürfen Arbeitsverträge, die bis zu
einer Dauer von zwei Jahren abge-
schlossen werden, in dieser Zeit
dreimal verlängert werden. Sach-
grundlose Befristung ist nicht zu-
lässig, wenn mit demselben Ar-
beitgeber zuvor ein befristetes
oder unbefristetes Arbeitsverhält-
nis bestanden hat. Die Regelungen
für die sachgrundlose Befristung
sind im Jahr 2000 angepasst wor-
den, um zu verhindern, dass es zu
weiteren Kettenbefristungen
kommt.

Für die 2,7 Millionen Arbeitslo-
sen – im Übrigen 122 000 weni-
ger als im Vorjahr – sowie für Be-
rufseinsteiger sehe ich in befriste-
ten Arbeitsverhältnissen daher
auch die Chance, in unbefristete
Beschäftigungsverhältnisse zu
kommen. Stichwort „Beschäfti-
gungsverhältnisse“: Sie schreiben
in Ihrem Antrag, dass unbefristete
Arbeitsverhältnisse wieder die Re-
gel werden müssen; die Kollegin
hat das gerade auch gesagt. Das
hat mich stutzig gemacht. Denn
mit einem Anteil von 92,6 Pro-
zent sind unbefristete Arbeitsver-

träge die Regel.
Nehmen Sie in diesem Zusam-

menhang bitte noch folgende gute
Nachricht auf: Wir haben auf dem
deutschen Arbeitsmarkt 42,8 Mil-
lionen Beschäftigte. Das ist die
höchste Zahl in der Nachkriegsge-
schichte. Auch die Zahl von aktu-
ell 30,5 Millionen sozialversiche-
rungspflichtigen Beschäftigten ist
die höchste Zahl in der Nach-
kriegsgeschichte.

Während meiner Zeit als Be-
triebsrat habe ich unterschiedliche
Gründe für Befristungen erlebt.
Zwischen 2001 und 2007 in Zei-
ten hoher Arbeitslosigkeit und ei-
ner unklaren Wirtschaftslage hat-
ten wir im Betrieb befristete Ar-
beitsverhältnisse. Dies wurde da-
mit begründet, dass vor dem Hin-
tergrund noch anstehender not-
wendiger Prozessvereinfachungen
und Automatisierungen – diese
standen tatsächlich an – keine
Festeinstellungen im Betrieb erfol-
gen sollten. Das war keineswegs
schön. Doch wenn bei allen Betei-
ligten Klarheit darüber herrscht,
ist dies schon ein probates Mittel
für ein Unternehmen, um nicht in
wirtschaftliche Schieflage zu gera-
ten oder auch die Stammbeleg-
schaft zu entlasten. Klarheit in
diesem Zusammenhang bedeutet,
dass wir den befristeten Beschäf-
tigten zu dieser Zeit gemeinsam
mit dem Arbeitgeber gesagt ha-
ben: Eine Anschlussbeschäftigung
kann es für euch nicht geben, in-
sofern bewerbt euch in diesen
zwei Jahren auch auf eine Dauer-
beschäftigung bei anderen Arbeit-
gebern. – Es ist allerdings am En-
de so gewesen, dass diese befristet
Beschäftigten bei uns geblieben
sind. Das zeigt mir auch, dass die
Alternative die Arbeitslosigkeit ge-
wesen wäre.

Angesichts der demografischen
Entwicklung in Deutschland hätte
man ja davon ausgehen können,
dass befristete Beschäftigungsver-
hältnisse in ihrer Zahl zurückge-
hen. Allerdings haben wir mit
dem aktuellen Zustrom an Flücht-
lingen nach Deutschland – die Re-
gierung rechnet im Jahr 2015 mit
800 000 – eine neue Variable auf
dem Arbeitsmarkt, von der wir
wissen, dass sie uns vor erhebliche
Herausforderungen stellt. Daher
ist es umso wichtiger, dass wir uns
flexible Arbeitsmarktinstrumente
erhalten. Ich denke, in diesem Zu-
sammenhang sollten die Möglich-
keiten, die sich aus dem Teilzeit-
und Befristungsgesetz ergeben,
von Arbeitgebern zukünftig mehr
genutzt werden.

Aber noch einmal: Befristungen
stellen für mich eine Brücken-
funktion dar. Es stimmt, dass der
Befristungsanteil in den sozialen
und öffentlichen Dienstleistungen
35 Prozent beträgt. Es gibt auch
Extremfälle wie den vorhin ge-
nannten von 2012; dabei ging es
um 13 aufeinanderfolgende Be-
fristungen in elf Jahren bei einer
Arbeitnehmerin. Damals antwor-
tete der Europäische Gerichtshof
auf eine entsprechende Anfrage
des Bundesarbeitsgerichtes, dass
Arbeitgeber bei ständigem Vertre-
tungsbedarf selbst bestimmen
dürfen, ob sie ihn durch befristete
oder unbefristete Stellen abde-
cken. Weil die Klägerin in einer
großen Behörde tätig war, machte
das BAG in seinem Urteil deutlich,
dass bei jahrelangem kontinuierli-
chem Vertretungsbedarf durchaus
Bedarf für eine unbefristete Vertre-
tungskraft besteht. Deshalb müs-
sen staatliche Stellen alle Umstän-
de, die mit einer Verlängerung von
befristeten Verträgen zu tun ha-
ben, intensiv prüfen. So kann da-
für gesorgt werden, dass sich Be-
fristungen im Einzelfall als miss-
bräuchlich herausstellen. Insofern
sind die einzelnen Bereiche gefor-
dert. Extremfälle zur Regel zu
adeln, ist vielleicht die öffentlich-
keitswirksamere Lösung, jedoch
der falsche Weg.

Gewohnt abenteuerlich finde
ich das von den Linken in ihrem
Antrag gezeigte Finanzverständnis.
Sie führen als Grund für Befristun-
gen im öffentlichen Dienst eine
strukturelle Unterfinanzierung der
öffentlichen Hand an und begrün-
den dies mit einer sozial unge-
rechtfertigten Steuerpolitik, Spar-
diktaten und der Schuldenbremse.

Sie haben es einfach nicht ver-
standen, dass wir mit einer weit-
sichtigen Haushaltspolitik dazu
beitragen, dass die deutsche Wirt-
schaft floriert und wir mit den zu-
sätzlichen Steuereinnahmen auch
zusätzliche Leistungen an die
Kommunen geben können. Das
Hohe Haus wird heute, gleich im
Anschluss, einen Antrag zu den
Kommunen verabschieden und in
den Mittelpunkt der Diskussion
stellen.

Nie zuvor wurden Kommunen

durch den Bund so stark unter-
stützt wie in den vergangenen Jah-
ren. Unter den unionsgeführten
Koalitionen von 2010 bis 2018
werden die Länder und Kommu-
nen um insgesamt 125 Milliarden
Euro entlastet. Das setzt freilich
voraus, dass die Länder ihrer Ver-
antwortung nachkommen, dieses
Geld auch an die Kommunen wei-
terzureichen und es nicht im eige-
nen Haushalt zu behalten.

Papiersparend, auf nur zwei Sei-
ten, unternehmen Sie einen küh-
nen Streifzug durch die Arbeits-
markt- und Finanzpolitik. Am En-
de Ihres Antrags verweisen Sie
auch noch auf Zeitarbeit und
missbräuchliche Werkverträge.

Dieses Themas nehmen wir uns
an; es steht im Koalitionsvertrag
und wird von uns bearbeitet. Al-
lerdings wollen wir das für die
Wirtschaft und die Arbeitnehme-
rinnen und Arbeitnehmer in glei-
chem Maße machen. Wir haben
ein Interesse an Wachstum und
Beschäftigung. Dies wollen wir in
unserem Land fördern. Das unter-
scheidet uns von Ihnen.

Zusammengefasst entspricht Ihr
Antrag nicht den Kriterien eines
ausgewogenen Verhältnisses zur
Realität. Schließlich verfügen wir
mit dem Teilzeit- und Befristungs-
gesetz über einen vernünftigen
Rechtsrahmen, der Arbeitnehme-
rinnen und Arbeitnehmern sowie
Arbeitgebern gleichermaßen ge-
recht wird. Missbräuchliches Ver-
halten wird durch die Rechtspre-
chung bekämpft. Den vereinzelten
Unternehmen, die überproportio-
nal viele befristete Arbeitsverträge
schließen, sei aber auch gesagt,
dass sie damit Forderungen nach
einer Änderung des Teilzeit- und
Befristungsgesetzes Vorschub leis-
ten, möglicherweise zulasten der
vielen Betriebe, die im Sinne des
Gesetzes handeln.

Ausschlaggebend und von über-
wiegender Bedeutung ist für mich
jedoch, dass Befristungen eine
wichtige Brückenfunktion für die
Übernahme in unbefristete Be-
schäftigung haben. Dass Sie diese
Brücken einreißen, werden wir
nicht mitmachen.

(Beifall bei der CDU/CSU)
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In der Debatte stritten die Abgeordneten um die Frage, wie viel Flexibili-
tät der Arbeitsmarkt verträgt. © Bildagentur-online/Schoening
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Jutta Krellmann, DIE LINKE:

Arbeitgeber missbrauchen
inzwischen die Befristung

Jutta Krellmann (*1956)
Landesliste Niedersachsen

Frau Hiller-Ohm, ich finde es
klasse, dass wir heute wieder
über unseren Antrag zur Ab-

schaffung von Befristungen ohne
Sachgrund und von Kettenbefris-
tungen reden. Ich weiß gar nicht,
welche Probleme Sie damit ha-
ben. Ich finde das toll!

Im Grunde ist es so: Arbeitgeber
missbrauchen mittlerweile genau
diese Befristungen als arbeits-
marktpolitisches Instrument gna-

denlos für Lohndumping und Be-
hinderung von Mitbestimmung
und Betriebsratsarbeit; das wissen
Sie eigentlich ganz genau. Sach-
grundlose Befristungen sind dabei
nur die Spitze des Eisberges. Die
Auswahl für Arbeitgeber ist nahe-
zu unendlich: Leiharbeit, Werkver-
träge, Ausgliederungen usw. Ar-
beitnehmerinnen und Arbeitneh-
mer haben keine Wahl: Entweder
sie akzeptieren die Befristung im
Arbeitsvertrag, oder sie kriegen das
Arbeitsverhältnis nicht. Andere
Chancen haben sie an dieser Stelle
doch nicht.

Zum Thema Befristungen
schweigt die Bundesregierung lei-
der seit Jahren. Weil von der Re-
gierungsbank rein gar nichts in
Richtung einer Verbesserung für
die Beschäftigten kommt, werden
wir als Opposition nicht aufhö-
ren, diesen Antrag immer wieder
zu stellen – und wenn er Ihnen
aus den Ohren rauskommt!

Im letzten Jahr wurde jeder vier-
te Beschäftigte unter 25 Jahren mit

einem befristeten Arbeitsvertrag
abgespeist. Da lockt die Bundesre-
gierung junge Beschäftigte erst ver-
bal mit der Möhre „Fachkräfte-
mangel“, und dann lässt sie sie
über die Klinge der Befristung
springen. Das geht doch alles gar
nicht, was da gemacht wird!

Der jungen Generation wird die
Möglichkeit der Beteiligung an be-
trieblicher Mitbestimmung und
an der Gestaltung menschenwür-
diger Arbeit regelrecht vorenthal-
ten, und das alles mit Zustim-
mung dieser Regierung. Wenn ich
das mitbekomme, kommt mir
persönlich immer wieder die Gal-
le hoch.

Kettenbefristungen setzen die-
sem Befristungswahn noch die
Krone auf. Dutzende Arbeitsver-
träge, immer für den gleichen Ar-
beitsplatz, immer befristet, und
das über einen Zeitraum von Jah-
ren oder teilweise sogar von Jahr-
zehnten: Das ist nicht unsere Vor-
stellung von guter Arbeit und gu-
tem Leben. Damit muss endlich

Schluss sein.
Für die Qualität von Arbeit ist

entscheidend, ob ein Arbeitsver-
trag befristet ist oder nicht. Befris-
tet Beschäftigte haben Angst vor
dem Verlust ihrer Arbeit. Sie
schleppen sich krank zur Arbeit
und halten bei Missständen im ei-
genen Betrieb die Klappe. Sie weh-
ren sich nicht gegen Ungerechtig-
keiten und beteiligen sich nicht an
Warnstreiks. Befristet Beschäftigte
werden ihre Arbeitnehmerrechte
niemals ganz nutzen.

Ich finde, es ist ein Armutszeug-
nis für ein Land wie die Bundesre-
publik, dass sich an dieser Stelle
ganz einfach nichts tut, und das
seit 1985, weil es davor keine Be-
fristung ohne Sachgrund gab, Herr
Oellers. Das war einfach so, und
die Wirtschaft hat trotzdem funk-
tioniert. Das zeigt für mich einmal
mehr, auf wessen Kosten in unse-
rem Land Reichtum entsteht.

Mit dieser Meinung stehen wir
nicht alleine, sondern ganz viele
Beschäftigte sehen das ganz ge-
nauso, und auch viele Gewerk-
schaften haben damit ein Riesen-
problem, wenn sie sehen, was hier
passiert. Sie können auch ein Lied
davon singen, was befristete Ar-
beitsplätze für die Mitbestim-
mung, die Gewerkschaftsfreiheit
und die demokratische Beteili-
gung bedeuten.

Bei Amazon in Brieselang in
Brandenburg beispielsweise arbei-
ten über 1000 Beschäftigte. Der
Befristungsgrad beträgt 80 Pro-
zent. 80 Prozent der Beschäftigten
haben einen befristeten Arbeits-
vertrag. Das ist nur ein Betrieb.
Hier findet doch Missbrauch statt.
Das ist überhaupt nicht in Ord-
nung. Es geht hier doch nicht um
Auftragsspitzen, von denen da ge-
redet wird. Im Grunde genommen
ist es Wahnsinn, dass so viele
Menschen nur ein befristetes Ar-
beitsverhältnis erhalten.

Die sachgrundlose Befristung
wird bei Amazon als systemati-
sches Mittel gegen Gewerkschaf-
ten, gegen Betriebsräte und gegen
die Belegschaft genutzt.

Die SPD hat die Chance, unse-
rem Antrag jetzt zuzustimmen.
Vielleicht können wir über diesen
Weg eine Mehrheit über die Koali-
tion hinweg herstellen.

In Richtung CDU mag ich gar
nicht schauen. Sie haben jetzt die
Chance. Nutzen Sie sie, stimmen
Sie unserem Antrag zu, damit wir
an dieser Stelle endlich einmal vo-
rankommen!

(Beifall bei der LINKEN)
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Markus Paschke, SPD:

Beschäftigungsform ist nicht
das zentrale Qualitätskriterium

Markus Paschke (*1963)
Landesliste Niedersachsen

Hier im Parlament gilt es,
Rahmenbedingungen zu
setzten, Rahmenbedin-

gungen für einen Ausgleich zwi-
schen der notwendigen Flexibilität
für Unternehmen und der ebenso
notwendigen Sicherheit für die
Menschen. Dazu gehört immer
auch eine Überprüfung, ob die
bisherigen Gesetze dem politi-
schen Willen entsprechend ange-
wandt werden. Wir sollten uns da-
bei die Frage stellen: Erzielt das
Gesetz die gewollte Wirkung, oder
werden Lücken genutzt, die nega-

tive Folgen für unsere Gesellschaft
haben? Als ich den Antrag „Ket-
tenbefristungen abschaffen“ gele-
sen habe, habe ich gedacht: Na,
den kennst du doch. Und richtig:
Der Antrag ist inhaltlich zu 95
Prozent deckungsgleich mit dem
Antrag „Das unbefristete Arbeits-
verhältnis zur Regel machen“, den
wir im letzten Jahr hier diskutiert
haben. In Ihrem Antrag bezeich-
nen Sie die Befristung als zentrales
Merkmal für Qualität oder Nicht-
qualität von Arbeit. Zu guter Ar-
beit gehört aber viel mehr. Die
Frage der Beschäftigungsform ist
wichtig, ja, aber sie ist nicht das
zentrale Qualitätskriterium.

Es würde aber auch heute den
Rahmen meiner Redezeit spren-
gen, wenn ich jetzt hier erschöp-
fend alle Merkmale guter Arbeit
erklären wollte.

Zusammenfassend möchte ich
zu dem Antrag eines feststellen: Es
ist nicht alles falsch, was da drin-
steht. Ich habe im letzten Jahr, als
wir hier über dieses Thema ge-
sprochen haben, von Keno berich-
tet, der Mitte 30 war, bevor er das
erste Mal einen unbefristeten Ar-

beitsvertrag hatte. Ich will heute
einmal einen anderen Aspekt in
die Diskussion einbringen, denn
ich denke, man muss auch ein
bisschen Abwechslung bringen.

Ich spreche regelmäßig mit Ar-
beitnehmern und Unternehmern
und stelle fest, dass es zurzeit sehr
viel Bewegung auf beiden Seiten
gibt. Letztens habe ich zum ersten
Mal einen richtig sprachlosen Ar-
beitgeber erlebt. Er hatte eine Be-
werberin im Vorstellungsgespräch,
die richtig gut qualifiziert war und
ideal auf die Stelle gepasst hätte.
Sie hat aber zu ihm gesagt: Ich bin
nur bereit, hier erst einmal einen
befristeten Arbeitsvertrag abzu-
schließen.

Sie hat das auch begründet. Sie
begründete ihre Entscheidung
nämlich damit, dass sie erst ein-
mal sehen wollte, wie im Unter-
nehmen die Vereinbarkeit von Fa-
milie gelebt wird. Sie wollte wis-
sen, wie das Betriebsklima ist und
welche Entwicklungsperspektiven
sie hat. Diese junge Frau ist eine
Arbeitnehmerin, die überhaupt
nicht in die Zielgruppe passt, für
die dieser Antrag geschrieben wur-

de, die aber trotzdem betroffen ge-
wesen wäre.

Sie entwerfen in Ihrem Antrag
nämlich das Bild, dass alle Arbeit-
nehmer ohne Hilfe in absoluter
Wehrlosigkeit verharren. Das ist
eine Verallgemeinerung, die der
Sache und vor allem den Men-
schen nicht gerecht wird.

Ich bin davon überzeugt, dass
wir der Vielfalt der Bedürfnisse der
Menschen in unserem Land ent-
sprechen müssen. Das können wir
aber nicht, indem wir ein Korsett
schaffen, das allen die Luft zum
Atmen nimmt, sondern wir müs-
sen Rahmenbedingungen schaf-
fen, die Missbrauch und das Aus-
nutzen von Menschen verhindern.
Es ist kein Geheimnis, dass meine
Fraktion und ich die berechtigte
Kritik an der exzessiven Nutzung
sachgrundloser Befristung teilen.

Planungssicherheit – egal ob
privat oder beruflich – ist mit be-
fristeten Arbeitsverhältnissen nicht
zu haben. Es gibt Menschen, die
wollen und brauchen Sicherheit,
zum Beispiel um eine Familie zu
gründen. Andere wollen sich der-
zeit nicht langfristig binden. Aber
auch denen würden wir die Chan-
cen nehmen, wenn wir Ihren An-
trag so umsetzen, wie er geschrie-
ben ist.

Viele wichtige und lange gefor-
derte Verbesserungen für Arbeit-
nehmerinnen und Arbeitnehmer
haben wir bereits in den ersten
zwei Jahren unserer Regierungszeit

erreicht: die Einführung eines flä-
chendeckenden Mindestlohns, die
Rente ab 63, die Beendigung der
Generation Praktikum, Verbesse-
rung bei der Gleichstellung von
Mann und Frau, um nur einige
Beispiele zu nennen. Wir ruhen
uns auf dem bisher Erreichten
nicht aus. Noch in diesem Jahr
werden wir den Gesetzentwurf zur
Bekämpfung von Missbrauch bei
Werkverträgen und Leiharbeit vor-
legen.

Das alles und noch viel mehr
haben wir mit unserem Koaliti-
onspartner vereinbart. Große Ziele
erfordern aber auch Kompromis-
se. Fakt ist: Mit unserer Forderung
nach Abschaffung der sachgrund-
losen Befristung haben wir uns bei
unserem Koalitionspartner bedau-
erlicherweise nicht durchgesetzt.
Aber da wir uns darauf verständigt
haben, diesen Koalitionsvertrag
vier Jahre lang zu leben und die
darin vereinbarten Dinge umzu-
setzen, werden wir heute leider
auch gegen die richtigen Teile die-
ses Antrags stimmen müssen.

(Beifall bei der SPD
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Dies ist eine gekürzte Version der De-
batte. Es sprachen außerdem noch
die Abgeordneten Thomas Gambke
(B90/Die Grünen), Matthäus Strebl
(CDU/CSU) und Bernd Rützel (SPD).
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Integrations-Betriebe
Arbeits-Plätze für schwer-behinderte Menschen

Antrag für 
Integrations-Betriebe

Politiker von der Partei CDU/CSU 
und von der Partei SPD haben 
einen Antrag geschrieben.

Ein Antrag ist ein langer Text.

In ihm stehen zum Beispiel Ideen.

Und zwar zu Dingen, 
die von der Politik 
verbessert werden können.

In dem Antrag geht es darum:

Deutschland soll 
Integrations-Betriebe 
mehr unterstützen.

Darum heißt der Antrag:

Integrationsbetriebe fördern – 
Neue Chancen 
für schwerbehinderte Menschen 
auf dem ersten Arbeitsmarkt 
eröffnen

Was ist 
ein Integrations-Betrieb?

Integrations-Betriebe 
sind besondere Betriebe. 

Es gibt sie 
in verschiedenen Bereichen.

Zum Beispiel:

- Hotels und Gast-Stätten,

- Gärtnereien,

- Hausmeister-Betriebe

- und Handwerks-Betriebe.

Das Besondere 
an einem Integrations-Betrieb ist:

In ihm arbeiten 
viele Menschen mit Behinderung.

Und zwar: 
Zwischen 25 Prozent und 50 Prozent.

In einem Betrieb mit 4 Mitarbeitern 
haben also 1 oder 2 eine Behinderung.

leicht  

erklärt!
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Ein Integrations-Betrieb 
ist aber etwas anderes als eine 
„Werkstatt für behinderte Menschen“.

In eine Werkstatt gehen 
Menschen mit Behinderung, 
wenn sie die Arbeit in einem 
alltäglichen Betrieb nicht schaffen.

Das heißt: 
Wenn sie dort höchstens 
3 Stunden am Tag arbeiten könnten.

Das Ziel von einer Werkstatt ist: 
Man will die Menschen unterstützen.

Damit sie wieder 
etwas mehr arbeiten können.

Oder zumindest nicht noch weniger.

In einer „Werkstatt für behinderte 
Menschen“ geht es also vor allem 
um die Förderung.

Ziel von Integrations-Betrieben

In Integrations-Betrieben 
ist das anders.

Dort arbeiten Menschen mit und 
ohne Behinderung zusammen.

Und zwar gleichberechtigt.

Das Ziel ist: 
Menschen mit Behinderung sollen 
genauso arbeiten wie Menschen 
ohne Behinderung.

Und auch genauso viel verdienen.

Integrations-Betriebe in 
Deutschland

In Deutschland gibt es ungefähr 
8-Hundert Integrations-Betriebe.

Dort arbeiten etwa 12-Tausend 
Menschen ohne Behinderung.

Und 10-Tausend-5-Hundert 
Menschen mit Behinderung.

Förderung

Der Staat fördert 
Integrations-Betriebe.

Das heißt: 
Sie bekommen Geld.

Damit sie die 
Menschen mit Behinderung 
besser unterstützen können.

Denn sie müssen dafür 
Dinge kaufen, die andere Betriebe 
nicht kaufen müssen.

Zum Beispiel:

-  Manchmal müssen sie 
Räume verändern. 
Beispielsweise müssen sie 
Rampen für Rollstuhl-Fahrer bauen.

-  Vielleicht müssen sie 
andere Maschinen kaufen.

-  Oder sie brauchen 
besondere Mitarbeiter. 
Zum Beispiel Begleiter. 
Die kümmern sich um 
die Menschen mit Behinderung.

Noch immer Nachteile

Die Integrations-Betriebe haben das 
Arbeiten für Menschen 
mit Behinderung sehr verbessert.

Aber die Menschen haben 
immer noch Nachteile.

Zum Beispiel:

-  Menschen mit Behinderungen sind 
häufiger arbeitslos.

Das heißt: Sie finden schwerer Arbeit 
als Menschen ohne Behinderung.

-  Menschen mit Behinderung 
arbeiten zu oft in „Werkstätten für 
behinderte Menschen“.



Die Ideen der Politiker

Einige Politiker wollen 
die Integrations-Betriebe verbessern.

Damit Menschen mit Behinderung 
noch mehr mitmachen können.

Deswegen haben die Politiker 
den Antrag geschrieben. 

In dem Antrag stehen 7 Ideen, 
was man verbessern könnte.

Das hier sind die Ideen:

1. Mehr Plätze in 
Integrations-Betrieben

Es soll noch mehr Arbeits-Plätze in 
Integrations-Betrieben geben.

Dafür soll Deutschland 
mehr Geld ausgeben.

Und zwar: 50 Millionen Euro im Jahr.

In den Jahren 2015, 2016 und 2017.

Also zusammen 150 Millionen Euro.

2. Mehr Förderung 
für bestimmte Gruppen

In Integrations-Betrieben sollen mehr 
Menschen arbeiten, 
die besondere Voraussetzungen 
erfüllen.

Vor allem:

Schwer-behinderte Menschen, die 
schon sehr lange keine Arbeit haben.

In schwerer Sprache nennt man sie: 
Langzeit-arbeitslose Menschen mit 
schwerer Behinderung.

Und: Integrations-Betriebe sollen 
auch Langzeit-Arbeitslosen 
ohne Behinderung helfen.

Sie sollen also nicht mehr nur für 
Menschen mit Behinderung da sein.

3. Arbeits-Zeit verkürzen

Mitarbeiter in Integrations-Betrieben 
müssen mehr als 15 Stunden in der 
Woche arbeiten.

Nur dann fördert der Staat 
ihren Arbeits-Platz mit Geld.

Diese Arbeits-Zeit soll kürzer werden.

Sie soll 12 Stunden betragen.

Dann können auch Menschen 
in Integrations-Betriebe gehen, 
die nicht so viel arbeiten können.

4. Öffentliche Aufträge

Man soll Integrations-Betriebe bei 
öffentlichen Aufträgen bevorzugen.

„Öffentliche Aufträge“ 
ist schwere Sprache.

Es bedeutet zum Beispiel: 
Eine Stadt, ein Bundes-Land oder 
eine Gemeinde gibt einen Auftrag 
an einen Betrieb.

Es ist also kein Auftrag 
von einem anderen Betrieb.

Oder von einer Privat-Person.

Sondern vom Staat.

5. Ein neuer Name

Integrations-Betriebe 
sollen anders heißen.

Und zwar: Inklusions-Betriebe.

Integration bedeutet:

Es gibt zwei Gruppen von Menschen.

Zum Beispiel 
Menschen mit Behinderung.

Und Menschen ohne Behinderung.

Menschen mit Behinderung dürfen 
bei den Menschen ohne Behinderung 
mitmachen.

Aber sie sind nicht gleichberechtigt.



Weitere Informationen in leichter 
Sprache gibt es unter: 
www.bundestag.de/leichte_sprache

Dieser Text wurde in leichte Sprache 
übersetzt von:

Impressum

Werk
w w w . n a c h r i c h t e n w e r k . d e

Nachrichten

Ratgeber Leichte Sprache:
http://tny.de/PEYPP

Die Bilder sind von Picto-Selector und:
Titelbild: dpa/picture-alliance

Beilage zur Wochenzeitung 
„Das Parlament“ 40/2015

Die nächste Ausgabe erscheint am 
5. Oktober 2015

Integrations-Betriebe • Arbeits-Plätze für schwer-behinderte Menschen

Inklusion bedeutet:

Es gibt nur eine Gruppe.

In ihr sind alle Menschen zusammen.

Und alle sind gleichberechtigt.

Auch wenn sie unterschiedlich sind.

In Integrations-Betrieben soll es also 
eigentlich Inklusion geben.

Die Politiker,
die den Antrag geschrieben haben, 
fi nden darum: Der neue Name passt 
besser zu den Betrieben.

6. Gesundheit fördern 

Schwer-behinderte Menschen haben 
oft Probleme mit der Gesundheit.

Darum müssen
Integrations-Betriebe besonders
auf die Gesundheit der Mitarbeiter 
achten.

Damit sie das tun,
sollen sie dafür belohnt werden.

7. Weiter-Bildung

Die Integrations-Betriebe sollen für 
Weiter-Bildung sorgen.

Auch dafür sollen sie belohnt werden.

Weiter-Bildung bedeutet:

Eine Person hat schon
einen Beruf gelernt.

Aber sie lernt noch weiter.

Denn sie möchte Dinge, die sie schon 
kann, noch besser können.

Oder sie möchte neue Dinge lernen.
Denn dann kann sie ihren Beruf
noch besser machen.

Weiter-Bildung hilft, damit man einen 
besseren Arbeits-Platz bekommt.

Wie geht es weiter?

Den Antrag haben die Politiker an 
den Deutschen Bundes-Tag gegeben.

Der Bundes-Tag ist
eine große Gruppe von Politikern.

Sie werden von den Menschen von 
Deutschland gewählt.

Sie entscheiden über wichtige Dinge.

Zum Beispiel über Gesetze.

Die Politiker vom Bundes-Tag
haben den Antrag besprochen.

Und sie haben darüber abgestimmt.

Die meisten Politiker haben Ja gesagt.

Jetzt muss die Regierung
die Ideen umsetzen.

leicht 
erklärt!


